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Vorwort

Dr. Thomas Schäfer

Hessischer Minister  
der Finanzen

Liebe Mitbürgerinnen,
liebe Mitbürger, 

die 38. aktualisierte Auflage des „Steuerwegweisers für 
gemeinnützige Vereine und für Übungsleiterinnen und 
Übungsleiter“ enthält Neuerungen aufgrund geän-
derter Gesetze und Verwaltungsvorschriften, ergänzt 
durch Beispiele, praktische Tipps und Erläuterungen. 

Zur Verdeutlichung sind die Änderungen und Neue-
rungen kursiv gedruckt und mit einem grauen Rand-
strich versehen. Der auch im Internet unter www.fi-
nanzen.hessen.de unter dem Menüpunkt „Presse“ in 
der Rubrik „Infomaterial“ abrufbare Steuerwegweiser 
soll den vielen Verantwortlichen der rund 48.000 in 
Hessen ansässigen gemeinnützigen Vereine und Stif-
tungen, aber auch den Übungsleiterinnen und Übungsleitern bei der 
steuerlichen Behandlung helfen. Sofern Sie darüber hinausgehende 
Fragen haben, wenden Sie sich bitte an Ihr Finanzamt. Sie finden das 
für Ihren Verein zuständige Finanzamt im Anhang 2 dieser Broschüre.

Ich danke den vielen Funktionsträgerinnen und Funktionsträgern so-
wie freiwilligen Helferinnen und Helfern, die durch ihr großes Engage-
ment dazu beitragen, dass die Vereine ihre wichtigen gesellschaftli-
chen Aufgaben wahrnehmen können und wünsche Ihnen für Ihre 
Arbeit viel Erfolg.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Thomas Schäfer
Hessischer Minister der Finanzen
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1 Bedeutung der gemeinnützigen Vereine

1  Bedeutung der gemeinnützigen Vereine

Gemeinnützige Vereine leisten einen wesentlichen Beitrag zur Ver-
wirklichung eines lebendigen Gemeinwesens, in dem sich die vielfäl-
tigen ideellen Interessen und Bestrebungen seiner Bürgerinnen und 
Bürger1 entfalten. Sie fördern wissenschaftliche, soziale, kulturelle, re-
ligiöse oder gesellschaftliche Zwecke, wie Forschung, Bildung, Wohl-
fahrtswesen, Kunst, Umweltschutz oder Sport, aber auch besonders 
ausgewählte Freizeitaktivitäten. 

Die gemeinnützigen Vereine erfüllen damit Aufgaben, für die sonst 
Bund, Länder und Gemeinden im Interesse ihrer Bürgerinnen und Bür-
ger notwendiger- oder zweckmäßigerweise Mittel einsetzen müssten. 

Durch ihre ideelle Zielsetzung unterscheiden sich die gemeinnützigen 
Vereine von den wirtschaftlichen Vereinen, deren Zweck in erster Linie 
auf die Unterhaltung eines Geschäftsbetriebes zur Erlangung wirt-
schaftlicher Vorteile gerichtet ist.

1 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit werden im weiteren Verlauf dieser Broschüre 
nicht ausdrücklich geschlechterdifferenzierende Personenbezeichnungen verwendet. Die 
gewählte männliche Form richtet sich jedoch gleichermaßen an alle Geschlechter. 
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2Steuerliche Sonderstellung

2  Steuerliche Sonderstellung

2.1 Steuerbegünstigung
Wegen ihrer förderungswürdigen Zielsetzung räumt der Staat den 
gemeinnützigen Vereinen eine steuerliche Sonderstellung ein. Soweit 
sich die Vereine auf die Verfolgung ihrer ideellen Zwecke beschrän-
ken, verzichtet er weitgehend auf sein Besteuerungsanspruch (vgl. Tz. 
4). So gewährt der Staat nicht nur eine umfangreiche Steuerbefreiung 
bei der Körperschaft- und Gewerbesteuer (vgl. Tz. 6), sondern auch 
vielfach Ermäßigungen und Steuerbefreiungen bei der Umsatzsteu-
er (vgl. Tz. 8). Zudem erhalten Spender einen eigenen steuerlichen 
Vorteil, wenn sie Zuwendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge) zur 
Förderung der begünstigten Satzungszwecke an einen gemeinnüt-
zigen Verein leisten (vgl. Tz. 14). Auch sind Zahlungen und Entschä-
digungen des gemeinnützigen Vereins an seine nebenberuflichen 
Übungsleiter, Trainer, Chorleiter usw. (vgl. Tz. 15.2) oder sonstigen 
ehrenamtlichen Funktionsträger (vgl. Tz. 15.3) regelmäßig bei den 
Empfängern steuerfrei.

2.2 Steuerbegünstigung beschränkt auf Körperschaften
Den steuerlichen Status der Gemeinnützigkeit und die damit verbun-
dene Steuerbegünstigung können nur Körperschaften erlangen, nicht 
dagegen natürliche Personen und Personengesellschaften.
Was sind Körperschaften?
Zu den Körperschaften zählen u. a.
	Kapitalgesellschaften
	 - Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbH)
	 - Aktiengesellschaften (AG)
	Genossenschaften
	Vereine
	Stiftungen.

Lediglich bei Körperschaften kann deren ideelle Zielsetzung aufgrund 
ihrer Satzung und der dieser folgenden Geschäftsführung objektiv 
und eindeutig festgestellt und dadurch auf ihre Einhaltung überprüft 
werden. Die Voraussetzungen für die Anerkennung der Gemeinnüt-
zigkeit sind für alle Körperschaften gleich (vgl. Tz. 4).
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2 Steuerliche Sonderstellung

2.2.1 Vereine
Die größte Gruppe der Körperschaften stellen die Vereine dar. Für die 
Erlangung der Gemeinnützigkeit ist die Eintragung im Vereinsregister 
unerheblich. Sowohl ein im Vereinsregister eingetragener und damit 
rechtsfähiger Verein (e. V.) als auch ein nicht im Vereinsregister einge-
tragener und folglich nichtrechtsfähiger Verein können als gemeinnüt-
zig anerkannt werden.

2.2.2 Stiftungen
Zu unterscheiden ist, ebenso wie bei Vereinen, zwischen rechtsfähigen 
und nichtrechtsfähigen Stiftungen. Im Gegensatz zu nichtrechtsfähigen 
Stiftungen werden rechtsfähige Stiftungen mit Sitz in Hessen nach dem 
Hessischen Stiftungsgesetz durch die zuständige Behörde (in der Re-
gel das Regierungspräsidium, in dessen Bezirk die Stiftung ihren Sitz 
hat) anerkannt und unterliegen auch deren Stiftungsaufsicht. Für Stifter 
und Stiftungen gelten zusätzlich folgende Steuererleichterungen:
	Im Jahr der Errichtung und in den drei folgenden Jahren sind 

Stiftungen berechtigt, Überschüsse aus der Vermögensverwal-
tung und Gewinne aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben ihrem 
Vermögen ganz oder teilweise zuzuführen (vgl. § 62 Abs. 4 Abga-
benordnung – AO, Anhang 14.2). 

	Die Stiftung kann zusätzlich einen Teil, jedoch höchstens 1/3 
ihres Einkommens dazu verwenden, um in angemessener Weise 
den Stifter und seine nächsten Angehörigen zu unterhalten, ihre 
Gräber zu pflegen und ihr Andenken zu ehren (vgl. § 58 Nr. 6 
AO, Anhang 14.2). Damit soll dem Stifter die Sorge genommen 
werden, er sowie seine nächsten Angehörigen könnten unvorher-
gesehener Weise aufgrund der Weggabe von Vermögen an die 
Stiftung in Not geraten und sich den gewohnten Lebensstil nicht 
mehr leisten. 

	Neben den bestehenden Spendenabzugsmöglichkeiten gemäß  
§ 10b Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG, vgl. Anhang 
8.2) ist bei einer Stiftung zusätzlich ein Spendenbetrag von bis zu 
1 Mio. €, bei Ehegatten bis zu 2 Mio. € als Sonderausgabe nach 
§ 10b Abs. 1a EStG (vgl. Anhang 8.2) abzugsfähig. Dabei muss die 
Spende in das zu erhaltende Vermögen der Stiftung (Zustiftung) 
erfolgen. Eine Verteilung auf bis zu 10 Jahre ist zulässig. 
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2
2.3 Steuerpflicht wirtschaftlicher Aktivitäten
Ein ideeller Verein kann sich auch wirtschaftlich wie ein Unternehmer 
betätigen, ohne dadurch seinen ideellen Charakter zu verlieren. Die 
ideellen Aktivitäten müssen aber immer überwiegen. Abgesehen von 
den sogenannten Zweckbetrieben (vgl. Tz. 6.6) darf die Satzung so-
gar das Unterhalten eines Nichtzweckbetriebs, d. h. eines sog.  steu-
erpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs (vgl. Tz. 6.7), erlau-
ben. Allerdings darf mit der Aufführung des Nichtzweckbetriebs in 
der Satzung keine Ausweitung des Zwecks verbunden sein. Es muss 
klar aus den Satzungsbestimmungen hervorgehen, dass der Verein 
den Nichtzweckbetrieb nur zur Erfüllung der steuerbegünstigten sat-
zungsmäßigen Zwecke unterhält. Der steuerpflichtige wirtschaftliche 
Geschäftsbetrieb muss also dazu dienen, um Mittel zur Verwirklichung 
der ideellen Zwecke zu beschaffen.

Die steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe unterliegen 
der vollen Steuerpflicht wie auch andere nicht begünstigte Unterneh-
men, um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden. Beispielsweise 
konkurriert das vom Verein selbst betriebene Vereinslokal mit anderen 
Gaststätten. Das Vereinslokal kann, vor allem bei der Mitarbeit ehren-
amtlicher Kräfte, Speisen und Getränke wesentlich billiger anbieten als 
ein Gastwirt, der auf die Einnahmen zur Bestreitung seines Lebensunter-
halts angewiesen ist. Eine steuerliche Vergünstigung für die wirtschaft-
lichen Aktivitäten würde die Wettbewerbsneutralität des Steuerrechts 
verletzen. Auf die Verwendung der erzielten Überschüsse für die ide-
ellen Zwecke kommt es dabei nicht an, da sie ohnehin Voraussetzung 
für die Anerkennung der Gemeinnützigkeit ist. Alle Mittel, die dem Ver-
ein zufließen (z. B. Mitgliedsbeiträge, Spenden, Zuschüsse, Gebühren, 
Zinserträge, Überschüsse aus kulturellen oder sportlichen Veranstaltun-
gen, Überschüsse aus steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
trieben), dürfen letztlich nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwen-
det werden. Allerdings können Überschüsse aus den steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben oder der Vermögensverwaltung 
(vgl. Tz. 6.4) dazu verwendet werden, um im Rahmen des kaufmännisch 
Vernünftigen weitere wirtschaftliche und vermögensverwaltende Akti-
vitäten zu ermöglichen, deren Überschüsse und Erträge wiederum der 
Verfolgung des ideellen Satzungszwecks zu Gute kommen.
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3
Steuervorteile des steuerbegünstigten gegen-
über dem nicht steuerbegünstigten Verein

2.4 Zuständiges Finanzamt
Die Zuständigkeit richtet sich nach dem Ort der Geschäftsleitung des 
Vereins. Dieser ist in der Regel der Ort, an dem der Vorstand seine Sit-
zungen abhält und seine Entscheidungen für die Führung des Vereins 
trifft. Die Anschriften der Finanzämter sind in Anhang 2 aufgeführt.

3  Steuervorteile des steuerbegünstigten  
     gegenüber dem nicht steuerbegünstigten Verein

Erfüllt der Verein sämtliche Voraussetzungen des Gemeinnützigkeits-
rechts, kommt er in den Genuss einer Reihe von Steuervorteilen:

Steuerbegünstigter Verein Nicht steuerbegünstigter Verein

-  Die Mitgliedsbeiträge bleiben bei der Ein-
kommensermittlung außer Ansatz, denn sie 
sind allgemein steuerbefreit. Voraussetzung 
ist allerdings, dass sie als solche und in ihrer 
Bemessung festgelegt sind.

-  Öffentliche Zuschüsse und Spenden sind 
steuerfrei.

-  Die Mitgliedsbeiträge bleiben bei der Ein-
kommensermittlung außer Ansatz; denn sie 
sind allgemein steuerbefreit. Voraussetzung 
ist allerdings, dass sie als solche und in ihrer 
Bemessung festgelegt sind.

-  Öffentliche Zuschüsse und Spenden sind 
steuerfrei.

Der Vermögenserwerb durch Schenkungen 
oder Vermächtnisse ist von der Schenkung- und 
Erbschaftsteuer befreit (§ 13 Nr. 16b Erbschaft-
steuergesetz).

Der Vermögenserwerb durch Schenkungen oder 
Vermächtnisse unterliegt der Schenkung- und 
Erbschaftsteuer.

Das Einkommen aus Kapital- und Miet- 
einkünften ist körperschaft- und gewerbesteuer-
frei. Dies gilt selbst dann, wenn der Verein über 
erhebliches Kapital- und Grundvermögen verfügt 
und ihm aus der Verwaltung dieses Vermögens 
entsprechend hohe Erträge zufließen.

Das Einkommen aus Kapital- und Mieteinkünften 
ist körperschaftsteuerpflichtig.

Überschüsse bzw. Gewinne aus den wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieben unterliegen nur dann 
der Körperschaft- und Gewerbesteuer, wenn die 
jährlichen Einnahmen die Besteuerungsgrenze 
von 35.000 € und das Einkommen den Freibe-
trag von 5.000 € übersteigen (vgl. Tz. 6.7.1).

Sämtliche Überschüsse bzw. Gewinne aus wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieben unterliegen der 
Körperschaft- und Gewerbesteuer. Der Körper-
schaftsteuersatz beträgt 15%.

Der Grundbesitz des Vereins, der unmittelbar 
und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke 
genutzt wird, ist grundsteuerfrei (§ 3 Abs. 1 Nr. 3b 
Grundsteuergesetz).

Der Grundbesitz des Vereins unterliegt der 
Grundsteuer.

Umsätze, die in einem steuerbegünstigten 
Zweckbetrieb (vgl. Tz. 6.3) anfallen, unterliegen 
dem ermäßigten Steuersatz von 7% (§ 12 Abs. 1 
Nr. 8 Umsatzsteuergesetz, Anhang 12).

Nicht gemeinnützige Vereine haben keinen 
Zweckbetrieb. Die Umsätze unterliegen dem 
Regelsteuersatz von 19%, soweit es sich nicht um 
ermäßigt besteuerte Umsätze von 7% (§ 12 Abs. 2 
Umsatzsteuergesetz, Anhang 13) handelt.
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Voraussetzungen zur Erlangung 

der Steuerbegünstigung

4  Voraussetzungen zur Erlangung der  
     Steuerbegünstigung

Die gesetzlichen Voraussetzungen zur Erlangung der Gemeinnützig-
keit ergeben sich aus der Abgabenordnung (AO, vgl. Anhang 13) und 
für die Steuerbefreiung bzw. -ermäßigung aus den einzelnen Steuer-
gesetzen (vgl. Tz. 7 und 8, Anhang 10 und 11). Steuerbegünstigt sind 
nur Körperschaften (vgl. Tz. 2.2), die gemeinnützige, mildtätige oder 
kirchliche Zwecke ausschließlich und unmittelbar nach der Satzung 
und tatsächlichen Geschäftsführung verfolgen.
	
4.1 In- und ausländische Körperschaften
Die Befreiung von der Körperschaftsteuer wegen Verfolgung steuer-
begünstigter Zwecke können nicht nur inländische Körperschaften, 
die ihren Sitz oder ihre Geschäftsleitung im Inland haben, erlangen. 
Die Steuerbefreiung kommt auch für ausländische, im Wesentlichen 
in der EU ansässige Körperschaften in Betracht, die mit ihren im Inland 
erzielten Einkünften grundsätzlich beschränkt steuerpflichtig sind. Die 
steuerbegünstigten Zwecke können deshalb nicht nur im Inland, son-
dern auch im Ausland verwirklicht werden.

Der Sitz wird in der Satzung festgelegt. Hingegen ist der Ort der Ge-
schäftsleitung dort, wo sich der Mittelpunkt der geschäftlichen Oberlei-
tung befindet. Bei Vereinen wird der Ort der Geschäftsleitung regelmä-
ßig dort sein, wo der Vorstand seine Entscheidungen zur Führung des 
Vereins trifft, z. B. im Vereinslokal oder am Wohnort des Vorsitzenden.

4.2 Gemeinnützige Zwecke (vgl. § 52 AO, Anhang 13.2)
Nach den Bestimmungen der AO verfolgt ein Verein gemeinnützige 
Zwecke, wenn seine Tätigkeit darauf gerichtet ist, die Allgemeinheit 
auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet selbstlos zu fördern 
(vgl. § 52 Abs. 1 AO). 
	
4.2.1 Begriff der Allgemeinheit
Die Vereinstätigkeit muss, um gemeinnützig zu sein, der Allgemein-
heit zu Gute kommen, d. h. einem nicht zu eng begrenzten Kreis von 
Personen. Es genügt jedoch bereits, wenn der begünstigte Personen-
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kreis als Ausschnitt der Allgemeinheit angesehen werden kann. Eine 
Abgrenzung nach sachlicher, regionaler oder auch beruflicher Hin-
sicht ist zulässig. Deshalb können z. B. auch Personen eines bestimm-
ten Alters, Auszubildende, Angehörige einer Berufsgruppe oder die 
Bevölkerung einer Gemeinde als Allgemeinheit angesehen werden.

Das Merkmal der Förderung der Allgemeinheit liegt jedoch dann 
nicht vor, wenn der Kreis der geförderten Personen
1.	 entweder abgeschlossen ist, z. B. durch die Zugehörigkeit zu 

einer Familie oder zur Belegschaft eines Betriebs, oder 
2.	 infolge örtlicher bzw. beruflicher Abgrenzung dauernd nur sehr 

klein sein kann, z. B. nur die Bewohner einer bestimmten Sied-
lung oder Bedienstete einer Verwaltung betrifft. Wird beispiels-
weise eine Bürgerinitiative gegründet, um die Interessen der 
Anlieger an einer Ortsstraße zu vertreten, ist das Kriterium der 
Allgemeinheit regelmäßig nicht erfüllt.

Bei Vereinen, deren Tätigkeit in erster Linie den Mitgliedern zu Gute 
kommt, insbesondere Sport- und Freizeitvereine i.S.v. § 52 Abs. 2 Nr. 
21 und Nr. 23 AO, wird der Kreis der Mitglieder des Öfteren durch 
hohe Mitgliedsbeiträge und Aufnahmegebühren kleingehalten. In 
solchen Fällen ist die Förderung der Allgemeinheit nur dann gege-
ben, wenn 
	die Mitgliedsbeiträge durchschnittlich je Mitglied und Jahr nicht 

mehr als 1.023 € und 
	die Aufnahmegebühren für die im Jahr aufgenommen Mitglieder 

durchschnittlich nicht mehr als 1.534 €
betragen. Diese Grenzen gelten auch für die entsprechenden Förder-
vereine.

4.2.2 Förderung der Allgemeinheit durch gemeinnützige Zwecke 
Die Frage, wann gemeinnützige Zwecke gefördert werden, lässt sich 
in allgemeingültiger Weise nicht beantworten. Sie muss im Einzelfall 
durch Anknüpfung an vielfältige Maßstäbe entschieden werden, z. B. 
an die Wertung des Grundgesetzes, die geistige und kulturelle Ord-
nung sowie Wertvorstellungen der Bevölkerung. Jedenfalls wird die 
Allgemeinheit und damit die Gemeinnützigkeit nicht gefördert, wenn 
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gegen die verfassungsmäßige Ordnung verstoßen wird. Das geschieht 
z. B. bereits dann, wenn ein Verein seine Lohn- oder Umsatzsteuer nicht 
anmeldet und abführt. In diesen Fällen müsste das Finanzamt dem Ver-
ein die Gemeinnützigkeit wegen des Verstoßes gegen die Förderung 
der Allgemeinheit versagen. Entsprechendes gilt für Vereine und Or-
ganisationen, die extremistische und damit nicht mit dem Grundge-
setz der Bundesrepublik Deutschland vereinbare Ziele nach Satzung 
und tatsächlicher Geschäftsführung verfolgen (vgl. § 51 Abs. 3 AO).

Im Gesetz selbst sind die gemeinnützigen Zwecke aufgeführt (vgl. 
§ 52 Abs. 2 AO, Anhang 5a und 13.2). Zwecke, die nicht im Gesetz 
genannt und auch nicht mit diesen Zwecken vergleichbar sind, wie 
bspw. Skat oder das Sammeln von Briefmarken und Münzen, aber 
auch Paintball gehören nicht zu diesen begünstigten Zwecken.

4.3 Mildtätige und kirchliche Zwecke (vgl. §§ 53 u. 54 AO, Anhang 13.2)
4.3.1 Mildtätige Zwecke
Der Förderung mildtätiger Zwecke liegt der Gedanke zugrunde, be-
dürftige Personen, die sich in einer Notlage befinden, selbstlos zu un-
terstützen. Bei der Mildtätigkeit wird dabei zwischen zwei Arten der 
Bedürftigkeit unterschieden, der persönlichen Hilfsbedürftigkeit we-
gen des körperlichen, geistigen oder seelischen Zustandes und der 
wirtschaftlichen Hilfsbedürftigkeit wegen der wirtschaftlichen Lage.

Im Gegensatz zur Förderung gemeinnütziger Zwecke ist es bei der 
Förderung mildtätiger Zwecke nicht erforderlich, dass der Verein 
die Allgemeinheit (vgl. Tz. 4.2.1) fördert. Die Förder-/Zweckverwirk-
lichungsmaßnahmen können sich daher auch auf einen zahlenmäßig 
kleinen, eng abgegrenzten Personenkreis beschränken.

Die Unterstützung muss jedoch ebenso wie bei der Gemeinnützigkeit 
selbstlos (vgl. Tz. 4.4) geschehen. Dies bedeutet nicht, dass die mildtä-
tige Zuwendung völlig unentgeltlich erfolgen muss. Sie darf nur nicht 
des Entgelts wegen erbracht werden.

Der Verein muss sich von der Hilfsbedürftigkeit der zu unterstützen-
den Personen überzeugen. Im Falle der persönlichen Hilfsbedürf-
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tigkeit kommen z. B die Vorlage eines Behindertenausweises oder 
ärztliche Gutachten in Betracht. Bei der wirtschaftlichen Bedürftigkeit 
sind Erklärungen von den zu unterstützenden Personen über ihre Ein-
kommens- und Vermögensverhältnisse erforderlich. Die unterstützte 
Person hat grundsätzlich als Nachweis ihre maßgeblichen Einkünfte 
und Bezüge zu berechnen, ihr Vermögen zu ermitteln und beides 
dem Verein mitzuteilen. Das entsprechende Formular hat der Verein 
aufzubewahren. Eine Erklärung, in der die unterstützte Person nur das 
Unterschreiten der Betragsgrenzen des § 53 Nr. 2 AO (vgl. Tz. 4.3.1.2) 
mitteilt, reicht nicht aus. Handelt es sich bei den unterstützten Perso-
nen um Empfänger von Grundsicherung, Sozialhilfe (Zweites oder 
Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch), Wohngeld (Wohngeldgesetz), Sozi-
alleistungen nach § 27a Bundesversorgungsgesetz oder § 6a Bundes-
kindergeldgesetz ist davon abweichend als Nachweis der jeweilige 
Leistungsbescheid oder die Bestätigung des Sozialleistungsträgers 
ausreichend. 

Zudem kann sich der Verein auf Antrag von der Nachweispflicht be-
freien lassen. Voraussetzung ist, dass aufgrund der Art der vom Verein 
gewährten Unterstützungsleistung typischerweise davon auszugehen 
ist, dass nur hilfsbedürftige Menschen unterstützt werden. Dies betrifft 
im Regelfall Vereine, die sog. Tafeln, Kleiderkammern oder Suppen-
küchen betreiben und Bedürftige mit Lebensmitteln, Kleidern oder 
Dingen des täglichen Grundbedarfs versorgen. 

4.3.1.1 Persönliche Hilfsbedürftigkeit 
Die zu unterstützenden Personen müssen wegen ihres körperlichen, 
geistigen oder seelischen Zustandes auf die Hilfe anderer angewie-
sen sein. Es ist nicht notwendig, dass die Hilfsbedürftigkeit auf Dauer 
oder für einen längeren Zeitraum besteht. Eine kurzfristige Hilfsbe-
dürftigkeit reicht aus. Daher gehören zu den begünstigten Zweck-
verwirklichungsmaßnahmen auch Leistungen wie „Essen auf Rädern“ 
und die Gestellung von Pflegekräften bei vorübergehender Krankheit.

Die Unterstützung kann unabhängig von der wirtschaftlichen Situati-
on der Hilfsbedürftigen erfolgen. Eine  zusätzliche wirtschaftliche Be-
dürftigkeit ist nicht erforderlich. Allerdings müssen die Maßnahmen 
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dazu geeignet sein, die Notlage der bedürftigen Person zu beseitigen 
oder zu lindern. Eine bloße finanzielle Unterstützung einer Person, die 
wegen ihres körperlichen, geistigen oder seelischen Zustandes auf 
Hilfe angewiesen ist, sich aber nicht gleichzeitig in einer wirtschaftli-
chen Notlage befindet, reicht nicht aus.

Hohes sowie ein sehr geringes Alter (Kleinkinder) können eine per-
sönliche Hilfsbedürftigkeit begründen. Bei Personen, die das 75. Le-
bensjahr vollendet haben, kann körperliche Hilfsbedürftigkeit ohne 
weitere Nachprüfung angenommen werden.

4.3.1.2 Wirtschaftliche Hilfsbedürftigkeit
Zulässig ist die finanzielle Unterstützung von Personen, deren Bezü-
ge nicht höher sind als das Vierfache des Regelsatzes/Regelbedarfs 
der Sozialhilfe i. S. d. § 28 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch. Bei 
Alleinerziehenden oder Alleinstehenden tritt an die Stelle des Vier-
fachen das Fünffache des Regelsatzes/Regelbedarfs. Eine wirtschaft-
liche Bedürftigkeit liegt aber nicht vor, wenn die Personen über Ver-
mögen verfügen, das zur nachhaltigen Verbesserung ihres Unterhalts 
ausreicht und ihnen zugemutet werden kann, es dafür zu verwenden. 
Der Verkehrswert des vorhandenen Vermögens darf 15.500 € nicht 
übersteigen. Bei der Berechnung des Vermögenswertes werden 
Hausrat, persönliche Erinnerungsstücke und angemessenes Wohnei-
gentum nicht einbezogen. Dabei sind der Umfang und die Art des 
Vermögens sowie die Lebensumstände der zu unterstützenden Per-
son zu berücksichtigen.

Die Höhe der jeweiligen Regelsätze bzw. des jeweiligen Regelbedarfs 
wird jährlich neu ermittelt. 

Ab dem 1.1.2017 gelten folgende Regelbedarfsstufen:
	Für eine alleinstehende oder alleinerziehende 
	 erwachsene Person, die einen eigenen Haushalt führt	 409 €
	Für zwei erwachsene Personen, die als Ehepaar, 
	 Lebenspartner oder in eheähnlicher oder
	 lebenspartnerschaftlicher Gemeinschaft einen 
	 gemeinsamen Haushalt führen, jeweils			   368 €



16

Voraussetzungen zur Erlangung 
der Steuerbegünstigung4
	Für eine erwachsene Person, die weder einen eigenen 
	 Haushalt noch einen gemeinsamen Haushalt führt	 327 €
	Für eine Jugendliche/einen Jugendlichen
	 (15. bis 18. Lebensjahr)	 			   311 €
	Für ein Kind (7. bis 14. Lebensjahr)	 		  291 €
	Für ein Kind (bis 6. Lebensjahr)				    237 €.

In Einzelfällen liegen die Voraussetzungen für die Mildtätigkeit auch 
dann vor, wenn die Bezüge oder das Vermögen die vorgenannten 
Grenzen übersteigen, z. B. wenn die wirtschaftliche Lage aus beson-
deren Gründen zu einer Notlage geworden ist. Hierzu zählen insbe-
sondere die Hilfeleistungen in Katastrophenfällen, wie z. B. Erdbeben 
oder Überschwemmungen.

4.3.2 Kirchliche Zwecke
Ein Verein verfolgt kirchliche Zwecke, wenn seine Tätigkeit darauf ge-
richtet ist, eine Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentli-
chen Rechts ist, selbstlos zu fördern. Für Religions- oder Weltanschau-
ungsgemeinschaften, die keine juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts sind, kommt eine Anerkennung wegen Förderung kirchlicher 
Zwecke nicht in Betracht. Denkbar ist allerdings eine Anerkennung 
wegen Förderung religiöser Zwecke, die zu den gemeinnützigen Zwe-
cken i.S.d. § 52 Abs. 2 Nr. 1 AO (vgl. Anhang 13.2) gehören.

Zu den kirchlichen Zwecken gehören insbesondere die Errichtung, 
Ausschmückung und Unterhaltung von Gotteshäusern, die Abhaltung 
von Gottesdiensten, die Ausbildung von Geistlichen, die Erteilung 
von Religionsunterricht, die Beerdigung und die Pflege des Anden-
kens der Toten sowie die Verwaltung des Kirchenvermögens.

4.4 Selbstlosigkeit (vgl. § 55 AO, Anhang 13.2)
Wesentliche Voraussetzung der Gemeinnützigkeit ist schließlich, dass 
die Allgemeinheit in selbstloser Weise gefördert wird. 

4.4.1 Tätigkeit eines Vereins
Ein Verein handelt nicht selbstlos, wenn er in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Zwecke für sich selbst oder zugunsten seiner Mitglieder 
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verfolgt. Stehen für den Verein gewerbliche Zwecke oder die Ver-
mehrung des eigenen Vermögens im Vordergrund, kann er nicht als 
gemeinnützig anerkannt werden. Weitere Ausführungen zur Zulässig-
keit wirtschaftlicher und vermögensverwaltender Tätigkeiten eines 
Vereins (vgl. Tz. 4.5).

4.4.2 Mittelverwendung
Sämtliche Mittel des Vereins – egal aus welcher Quelle sie dem Verein 
zufließen, seien es Spenden, Mitgliedsbeiträge, Zuschüsse, Schen-
kungen, Erbschaften, Zins- und Pachterträge, Überschüsse aus wirt-
schaftlichen Aktivitäten der Zweckbetriebe und steuerpflichtigen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebe – dürfen nur für die satzungsmäßigen 
Zwecke verwendet werden.

Aufwendungen des Vereins für die Werbung von Mitgliedern, Spenden 
und sonstige Zuwendungen sowie allgemeiner Verwaltungsaufwand 
sind aber durchaus zulässig. Sie müssen sich jedoch in einem ange-
messenen Rahmen halten. Was letztlich als angemessen anzusehen ist, 
hängt von den Umständen des Einzelfalles ab. Deshalb kann auch ein 
Verwaltungsaufwand von deutlich weniger als 50% bereits als schädli-
che Mittelverwendung beurteilt werden. Es sollte deshalb in jedem Fall 
das Bestreben des Vereins sein, seine Verwaltungsausgaben so niedrig 
wie möglich zu halten, um die Mittel vorrangig für die ideellen, satzungs-
mäßigen Zwecke verwenden zu können. Die Finanzämter prüfen dies 
anhand der vom Verein eingereichten Unterlagen (vgl. Tz. 5).

4.4.2.1 Zuwendungen an Mitglieder (Annehmlichkeiten)
Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke ver-
wendet werden. Das hat zur Folge, dass die Mitglieder allein aufgrund 
ihrer Mitgliedschaft keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins erhal-
ten dürfen (vgl. § 55 Abs. 1 Nr. 1 AO). Zulässig sind jedoch Zuwendun-
gen in Erfüllung des Satzungszwecks sowie Annehmlichkeiten, wie sie 
im Rahmen der Betreuung von Mitgliedern allgemein üblich sind und 
nach allgemeiner Verkehrsauffassung als angemessen angesehen wer-
den. Hierbei handelt es sich bspw. um Präsente für Mitglieder anlässlich 
des Jubiläums wegen langjähriger Vereinszugehörigkeit oder wegen 
eines besonderen persönlichen Ereignisses (Geburtstag, Hochzeit, etc.). 
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Soweit kein solches persönliches Ereignis besteht, sind aber u. a. auch 
Präsente an mithelfende Mitglieder als Dank für die während des Jahres 
geleistete Arbeit im Rahmen einer Jahresabschlussfeier, Zuschüsse für 
Vereinsausflüge oder verbilligte Eintrittskarten für Sportveranstaltun-
gen unschädlich. Wichtig: Die Summe dieser Annehmlichkeiten sollte 
aber in aller Regel den jährlichen Mitgliedsbeitrag des einzelnen Mit-
glieds nicht übersteigen. Keine Annehmlichkeiten sind dagegen Geld-
zuwendungen.

4.4.2.2 Zahlungen an Mitglieder (Auslagenersatz, Aufwandsersatz,Vergütungen)
Ist ein Vereinsmitglied dagegen im Auftrag des Vereins tatsächlich tä-
tig, darf der Verein die dem Mitglied bei dieser Aufgabe bzw. in dieser 
Funktion entstandenen Auslagen und Aufwendungen ersetzen. Auch 
die Vergütung einer solchen Tätigkeit zur Abgeltung des Arbeits- und 
Zeitaufwandes ist möglich. Folgende Zahlungen kommen in Betracht:

Auslagenersatz ist der Ersatz von Ausgaben, die im Namen und für 
Rechnung des Vereins oder im eigenen Namen, aber für Rechnung 
des Vereins gemacht werden. Der Verein muss diese Ausgaben zu-
mindest gebilligt haben.

Bei Aufwandsersatz handelt es sich um den Ersatz von Ausgaben, die 
im eigenen Namen und für eigene Rechnung getätigt werden und die 
durch eine Tätigkeit als vom Verein beauftragtes Mitglied oder Vor-
standsmitglied veranlasst sind.

Vergütungen sind Zahlungen, die ein Mitglied oder Vorstandsmit-
glied für seinen Zeit- und/oder Arbeitsaufwand erhält.

Das Mitglied eines Gesangvereins wird beauftragt, einheitliche Chorkleidung zu 
beschaffen. Es zahlt die Rechnung zunächst aus seinen privaten Mitteln und erhält die 
Kosten nach Vorlage der Rechnung durch den Verein ersetzt.

Beispiel

Ein Mitglied fährt mit seinem PKW Mitglieder einer Jugendmannschaft zu einem 
Auswärtsspiel. Es ist durch Vorstandsbeschluss vereinbart, dass den Mitgliedern solche 
Fahrtkosten mit 0,30 € pro Kilometer ersetzt werden. Das Mitglied weist die gefahrenen 
Kilometer dem Kassierer nach.

Beispiel

Ein Vorstandsmitglied erhält vereinbarungsgemäß für seinen Arbeitsaufwand im Verein 
eine angemessene pauschale Vergütung von 100 € pro Monat.

Beispiel
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Bei allen Zahlungen ist zu beachten, dass diese nicht unangemessen 
hoch sein dürfen, d. h. sie müssen der Höhe nach der tatsächlichen 
Leistung bzw. dem tatsächlichen Aufwand entsprechen. Ein entspre-
chender Aufwand ist nachzuweisen oder zumindest glaubhaft zu ma-
chen. Die Begünstigung einzelner Personen durch unverhältnismäßig 
hohe Zahlungen ist wegen des Verstoßes gegen die Selbstlosigkeit 
schädlich für die Gemeinnützigkeit. 

Zudem muss vom Verein sichergestellt werden, dass die Zahlung von 
Aufwandsersatz und Tätigkeitsvergütungen im Vorhinein und durch 
die Satzung, einen Beschluss der Mitgliederversammlung oder einen 
Vorstandsbeschluss festgelegt wird. 

Sollen Vorstandsmitgliedern Tätigkeitsvergütungen für Zeit- und/
oder Arbeitsaufwand, pauschaler Aufwandsersatz oder pauschale 
Aufwandsentschädigungen gezahlt werden, ist zwingend eine Sat-
zungsregelung erforderlich (vgl. auch Tz. 4.6).
	
Fehlen entsprechende Regelungen, kann dies für den Verein zur Ver-
sagung der Steuerbegünstigung führen.

Die entsprechenden Zahlungsempfänger, d. h. Funktionsträger wie 
Vorstandsmitglieder, Abteilungs-, Gruppen- und Übungsleiter, Kassie-
rer, Gerätewarte, aber auch Mitglieder ohne zusätzliche Funktionen, 
die für ihre nebenberufliche Tätigkeit im gemeinnützigen, mildtätigen 
oder kirchlichen Bereich einen Aufwandsersatz oder eine Vergütung/
Entgelt pauschal erhalten, unterliegen mit diesen Einnahmen bis zu 
einem Betrag von 720 € im Jahr nicht der Einkommensteuer (sog. 
Ehrenamtspauschale, vgl. Tz. 15). Eine Glaubhaftmachung gegen-
über dem Finanzamt genügt. Ein Einzelnachweis ist für Aufwendun-
gen bis zu dieser Höhe nicht mehr erforderlich. Werbungskosten/
Betriebsausgaben werden durch die steuerfreie Pauschale grundsätz-
lich abgegolten. Anstelle der steuerfreien Pauschale können höhere 
Werbungskosten/Betriebsausgaben nachgewiesen werden, wenn die 
Einnahmen und die damit in Zusammenhang stehenden Ausgaben 
insgesamt jeweils 720 € übersteigen. Ein danach verbleibender Über-
schuss ist einkommensteuerpflichtig.
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Von Werbungskosten/Betriebsausgaben zu unterscheiden ist der 
Ersatz von Auslagen, die für den Verein getätigt werden. Der Ersatz 
von Auslagen (z. B. für Beschaffungen im Auftrag des Vereins) ist stets 
neben der steuerfreien Ehrenamtspauschale möglich, ohne dass inso-
weit eine Steuerpflicht entsteht.

Soweit ein Mitglied für die gelegentliche Leistung gegenüber dem 
Verein vereinbarungsgemäß ein angemessenes Entgelt erhält, ist die-
ses nicht einkommensteuerpflichtig, wenn kein Arbeitnehmerverhält-
nis vorliegt und das Entgelt nach Abzug der steuerfreien Ehrenamts-
pauschale (vgl. Tz. 15) insgesamt im Jahr weniger als 256 € beträgt.

4.4.3 Zeitnahe Mittelverwendung
Die Mittel, die dem Verein im Laufe eines Kalender- oder Wirtschafts-
jahres aus allen Bereichen zufließen, sind zeitnah, d. h. bis zum Ende 
des übernächsten Kalender- oder Wirtschaftsjahres, für die satzungs-
mäßigen Zwecke zu verwenden. Von der zeitnahen Verwendung sind 
Mittel ausgenommen, die einer zulässigen Rücklage zugeführt wer-
den oder von vornherein dazu bestimmt sind, das Vermögen des Ver-
eins dauerhaft zu stärken (vgl. Tz. 4.4.4). 

4.4.4 Ausnahmen von der zeitnahen Mittelverwendung (vgl. § 62 AO, Anhang 13.2)
Der Verein muss nicht alle Geld- und Sachmittel, die er hat, sofort für 
seine satzungsmäßigen Zwecke ausgeben. Er kann für die nicht ver-
wendeten Mittel in gewissen Grenzen Rücklagen ansammeln, die durch 
geeignete Aufzeichnungen und anhand entsprechender Beschlüsse 
von Vorstand oder Mitgliederversammlung zu dokumentieren sind.

Einem Gesangverein fließen im Jahr 2017 Einnahmen bzw. Überschüsse aus Beiträgen, 
Spenden, Zuschüssen und wirtschaftlichen Aktivitäten von insgesamt 25.000 € und 
Zinsen von 300 € zu. Dem stehen im Jahr 2017 Ausgaben für die satzungsmäßigen 
Zwecke (Honorare, Beiträge an Dachverbände, Notenmaterial, zulässige Annehmlich-
keiten an die Mitglieder) von 20.000 € gegenüber. Der Verein legt auf einem geson-
derten Rücklage-Konto 2.000 € an, da er im Jahr 2020 beabsichtigt, ein Klavier zum 
Preis von 7.000 € anzuschaffen. Auf das Konto sollen auch in den folgenden Jahren 
Beträge zur Bezahlung des Klaviers eingezahlt werden. Zusätzlich bildet der Verein 
zulässigerweise eine freie Rücklage von 10% von 25.000 € = 2.500 €. Die restlichen 
800 € (5.300 € - 2.000 € - 2.500 €) muss der Verein spätestens bis zum 31.12.2019 für 
die satzungsmäßigen Zwecke ausgeben, sofern er aus diesen Mitteln keine zulässigen 
Rücklagen bildet.

Beispiel

Hinweis
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4.4.4.1 Projektbezogene Rücklagen, Betriebsmittelrücklagen (vgl. § 62 Abs. 1 Nr. 1 AO) 
Projektbezogene Rücklagen können gebildet werden, um Mittel für 
größere Projekte, Vorhaben oder Anschaffungen zu sammeln, z. B. um 
	ein Vereinsheim zu bauen, Reparaturen und Ausbauten durchzu-

führen,
	Ausrüstungsgegenstände, die für die satzungsmäßige Erfüllung 

erforderlich sind, anzuschaffen,
	ein großes Sportfest oder einen Aktionstag (jeweils Zweckbetrie-

be) zu organisieren,
	ein aufwendiges Ausbildungsprogramm durchzuführen oder
	ein Stipendium zu bezahlen.

Für solche Aufwendungen ist es in der Regel erforderlich, langfristig 
zu planen und Mittel zu sammeln. Jedoch müssen für die beabsich-
tigten Projekte konkrete Zeitplanungen bestehen oder zumindest 
glaubhaft gemacht werden. Die Verwaltung lässt im Einzelfall hierfür 
einen überschaubaren Zeitraum von bis zu 6 Jahren zu. Die Aufnah-
me von Darlehen zur Finanzierung solcher Projekte sowie ihre Tilgung 
und Zinszahlung aus zeitnah zu verwendenden Mitteln (vgl. Tz. 4.4.3) 
ist ebenso zulässig.

Zur Abdeckung unwägbarer Risiken ist zudem eine sogenannte Be-
triebsmittelrücklage für periodisch wiederkehrende Ausgaben (z. B. 
Löhne, Gehälter und Honorare, Mieten und Pachten, Verbrauchsab-
gaben, Versicherungen etc.) zulässig. Die dafür zu bildende Rücklage 
darf aber maximal den Mittelbedarf eines Geschäftsjahres abdecken. 
Unwägbaren Risiken können etwa vorliegen, wenn die Einnahmen 
des Vereins erheblichen Schwankungen unterworfen sind, die Aus-
gaben aber konstant bleiben. Sofern der Verein jedoch über ausrei-
chende Mittel verfügt, die weder dem Vermögen noch einer Rücklage 
zugeführt wurden, um solche periodisch wiederkehrenden Ausgaben 
zahlen zu können, kommt die Bildung einer Betriebsmittelrücklage 
nicht in Betracht.

4.4.4.2 Rücklage für Wiederbeschaffung (vgl. § 62 Abs. 1 Nr. 2 AO)
In vielen Fällen ist es erforderlich, dass der Verein zur Erfüllung seiner 
satzungsmäßigen Zwecke, ältere Wirtschaftsgüter wie z. B. Fahrzeuge 
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ersetzen oder austauschen muss. Zur Finanzierung von solchen Wie-
derbeschaffungen ist es möglich, eine Rücklage zu bilden. Es muss 
aber tatsächlich die Absicht bestehen, einzelne Wirtschaftsgüter neu 
anzuschaffen. Diese Absicht ist gegenüber dem Finanzamt nachzu-
weisen. In der Regel reicht als Nachweis aus, dass die Rücklage ge-
bildet wurde. Die Höhe der Rücklage bemisst sich grundsätzlich nach 
den Abschreibungen für das zu ersetzende Wirtschaftsgut. Legt der 
Verein bspw. dar, dass die Anschaffungskosten für das neue Fahrzeug 
höher als für das bisherige Fahrzeug sind, ist auch eine höhere Rück-
lage zulässig.

4.4.4.3 Freie Rücklagen (vgl. § 62 Abs. 1 Nr. 3 und 4 AO)
Diese Rücklagen sollen dem Verein helfen, unabhängig von konkreten 
Projekt- oder Zeitplanungen ein Vermögenspolster aufzubauen. Die 
Mittel sollen zudem die Finanz- und Leistungskraft des Vereins stärken 
und die Finanzierung in Notfällen gewährleisten. Konkrete Anschaf-
fungen oder Vorhaben des Vereins sind dafür nicht notwendig. 

Der Verein kann hierfür jährlich bis zu ein Drittel seiner Überschüsse 
aus der Vermögensverwaltung (Zinsen, Dividenden, Miete, Pacht, vgl. 
Tz. 6.2) einer Rücklage zuführen. Darüber hinaus besteht die Möglich-
keit, jährlich bis zu 10% der sonstigen zeitnah zu verwendenden Mit-
tel (vgl. Tz. 4.4.4) in einer Rücklage anzusammeln. Hierzu zählen u. a. 
die Bruttoeinnahmen aus Mitgliedsbeiträgen, Spenden, Zuschüssen 
sowie die Überschüsse aus Zweckbetrieben (vgl. Tz. 6.6) und steuer-
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben (vgl. Tz. 6.7). Wurde 
dieser Höchstbetrag in einem Jahr von einem Verein nicht vollständig 
in Anspruch genommen, ist es möglich, den nicht ausgeschöpften Be-
trag in den nächsten beiden Jahren zusätzlich für eine Zuführung zur 
freien Rücklage zu nutzen.

Ein Verein kann im Jahr 2017 einen Betrag von max. 10.000 €, im Jahr 2018 von 
max. 12.000 € und im Jahr 2019 von max. 14.000 € in die freie Rücklage einstellen. 
Tatsächlich stellt er im Jahr 2017 nur 5.000 € ein. In den nächsten beiden Jahren 2018 
und 2019 kann der Verein zusätzlich zu den 12.000 € bzw. 14.000 € insgesamt noch 
5.000 € der freien Rücklage zuführen. Ob er die 5.000 € schon in die freie Rücklage 
des Jahres 2018 einstellt oder erst in die Rücklage des Jahres 2019 oder den Betrag 
auf die beiden Jahre 2018 und 2019 aufteilt, bleibt dem Verein überlassen.

Beispiel
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Besitzt ein Verein Anteile an einer Kapitalgesellschaft, darf er außer-
dem Mittel zum Erwerb von Gesellschaftsrechten zur Erhaltung seiner 
prozentualen Beteiligung an der Kapitalgesellschaft ansammeln. Der 
erstmalige Erwerb von Gesellschaftsanteilen aus diesen Rücklagen 
ist allerdings steuerschädlich. Sollen Anteile an Kapitalgesellschaften 
erstmals erworben werden, müsste der Verein ggf. ein Darlehen auf-
nehmen. Er könnte die Anschaffung aber auch aus anderen zulässi-
gen Rücklagen – außer den projektgebundenen und Betriebsmittel-
rücklagen – finanzieren. 

4.4.4.4 Zuführungen zum Vermögen (vgl. § 62 Abs. 3 und 4 AO)
Folgende Mittel kann ein Verein seinem Vermögen zuführen, ohne  
sie zeitnah verwenden zu müssen:
	Zuwendungen von Todes wegen, wenn der Erblasser nichts  

anderes bestimmt hat,
	Zuwendungen, die ausdrücklich zur Vermögensaustattung oder 

zur Erhöhung des Vermögens bestimmt sind,
	Zuwendungen auf Grund eines Spendenaufrufs zur Aufstockung 

des Vermögens,
	Sachzuwendungen, die ihrer Natur nach zum Vermögen  

gehören, z. B. Grundbesitz.

Darüber hinaus besteht nur für Stiftungen (nicht für Vereine oder an-
dere Körperschaften) die Möglichkeit, im Jahr ihrer Errichtung und 
in den drei folgenden Kalenderjahren die Überschüsse aus der Ver-
mögensverwaltung (vgl. Tz. 6.4) und die Gewinne aus wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben – Zweckbetriebe (vgl. Tz. 6.6) und steuerpflichtige 
wirtschaftliche Geschäftsbetriebe (vgl. Tz. 6.7) – ganz oder teilweise 
dem Vermögen zuzuführen, anstatt sie zeitnah zu verwenden. 
	
4.4.5 Mittelverwendungsrechnung
Soweit die Mittel nicht schon im Zuflussjahr für die steuerbegünstig-
ten Zwecke verwendet worden sind, ist ihre zeitnahe Verwendung 
nachzuweisen, zweckmäßigerweise durch eine Nebenrechnung (Mit-
telverwendungsrechnung). Beispiel für eine einfache Mittelverwen-
dungsrechnung zum 31.12. (auf der nachfolgenden Seite):
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Sofern die jährlichen Gesamteinnahmen nicht mehr als 17.500 € be-
tragen, kann auf eine Mittelverwendungsrechnung verzichtet werden. 
Bilanzierende steuerbegünstigte Körperschaften haben jedoch im-
mer eine Mittelverwendungsrechnung zu erstellen.

4.5 Ausschließliche und unmittelbare Zweckverwirklichung
       (vgl. §§ 56 und 57 AO, Anhang 13.2)
Ein Verein muss ausschließlich gemeinnützige Zwecke verwirklichen, 
d. h. die Vereinstätigkeit darf sich grundsätzlich nur auf die Verfolgung 
gemeinnütziger Ziele und nicht auf andere, beispielsweise wirtschaft-
liche Vorhaben erstrecken. 

Demzufolge darf sich ein Verein zwar auch wirtschaftlich und ver-
mögensverwaltend betätigen, z. B. mit der Durchführung geselliger 
Veranstaltungen oder der Geldanlage in Wertpapiere. Er muss aber 
darauf achten, dass diese Betätigungen lediglich um des gemeinnüt-
zigen Zwecks willen ausgeübt werden, d. h. insbesondere zur Be-
schaffung von Mitteln zur Erfüllung seiner gemeinnützigen Satzungs-
zwecke. Diese Tätigkeiten dürfen nicht zum Haupt- bzw. Selbstzweck 
des Vereins werden und müssen den gemeinnützigen Zwecken unter-
geordnet sein. Wie jeder andere Unternehmer ist der Verein mit die-
sen Aktivitäten allerdings grundsätzlich unbeschränkt steuerpflichtig. 
Die Überschüsse müssen für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet  
werden. 

	 Im Kalenderjahr zugeflossene Mittel:					    €
+	 Mittelüberhang aus dem Vorjahr:				    €
./.	 Verwendungsüberhang aus dem Vorjahr:			   €
=	 Zu verwendende Mittel:					     €
./.	 Im Kalenderjahr verwendete Mittel:				    €
./.	 Projektbezogene Rücklagen nach § 62 Abs. 1 Nr. 1 AO:		  €
./.	 Betriebsmittelrücklagen nach § 62 Abs. 1 Nr. 1 AO:			   €
./.	 Rücklage für Wiederbeschaffung nach § 62 Abs. 1 Nr. 2 AO:	 	 €
./.	 Freie Rücklagen nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO:			   €
./.	 Rücklagen nach § 62 Abs. 1 Nr. 4 AO:				    €
./.	 Rücklagen im steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb:	 €
./.	 Rücklagen im Vermögensverwaltungsbereich:			   €
./.	 Rücklagen aus Kapital vor 1977 bzw. vor Steuerbegünstigung:		  €
./.	 Zuführungen zum Vermögen nach § 62 Abs. 3 und 4 AO:		  €

=	 Am Ende des Kalenderjahres noch nicht verwendete Mittel:		  €

Beispiel
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Weiterhin sehen die gesetzlichen Regelungen vor, dass ein Verein sei-
ne gemeinnützigen Zwecke unmittelbar verwirklicht. Unmittelbarkeit 
bedeutet, dass der Verein selbst aktiv werden muss, um seinen ge-
meinnützigen Zweck zu erreichen. Er kann sich aber Hilfspersonen be-
dienen, die in seinem Namen bzw. unter seiner Verantwortung wirken. 
Hilfsperson kann jeder sein, dessen Wirken wie das eigene Wirken 
des Vereins anzusehen ist. Durch entsprechende Vereinbarungen ist 
nachweisbar sicherzustellen, dass der Verein Inhalt und Umfang der 
Tätigkeit der Hilfsperson bestimmen kann. Die Tätigkeit der Hilfsper-
son – hierzu gehört insbesondere die satzungsgemäße Verwendung 
der Mittel – muss vom Verein überwacht werden.

Die Grundsätze der Ausschließlichkeit und Unmittelbarkeit sollen ge-
währleisten, dass die steuerliche Begünstigung auf das wirklich Ge-
meinnützige beschränkt bleibt.

4.5.1 Zulässige Ausnahmen (vgl. §§ 57 und 58 AO, Anhang 13.2)
Eine strenge Beachtung der Grundsätze der Ausschließlichkeit und 
Unmittelbarkeit könnte allerdings zu Unbilligkeiten führen. Wenn etwa  
bestimmte Betätigungen so eng mit den gemeinnützigen Zwecken 
zusammenhängen, dass sie diese fördern. Das Gesetz lässt deshalb 
u. a. die nachfolgend aufgeführten Ausnahmen von den Grundsätzen 
der Ausschließlichkeit und Unmittelbarkeit als steuerlich unschädliche 
Betätigungen zu:
	Die Koordinationstätigkeit eines Dachverbandes, dem nur 

gemeinnützige Vereine als Mitglieder angehören, gilt als eine 
unmittelbare Zweckverwirklichung steuerbegünstigter Zwecke. 
Sofern dem Dachverband auch nicht gemeinnützige Mitglied-
sorganisationen angehören, muss er selbst steuerbegünstigte 
Zwecke verfolgen.

Einem Dachverband von Gesangvereinen gehören nur gemeinnützige Gesangvereine 
als Mitglieder an. Allein die koordinierenden Aufgaben des Dachverbands reichen aus, 
um ihn selbst als gemeinnützig anzuerkennen. Verliert jedoch nur ein Mitgliedsverein 
die Gemeinnützigkeit, bleibt aber weiterhin Mitglied des Dachverbands, so kann letz-
terer nur dann seine Gemeinnützigkeit erhalten, wenn er neben den koordinierenden 
Aufgaben auch selbst kulturelle Zwecke verfolgt. Z. B. indem er Konzerte ausrichtet 
oder kulturelle Lehrgänge für seine Mitgliedsvereine veranstaltet.

Beispiel
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	Ein Förder- oder Spendensammelverein sammelt Mittel für eine 

andere steuerbegünstigte Körperschaft für deren gemeinnützige, 
mildtätige oder kirchliche Zwecke. Erlaubt ist zudem, dass Mittel 
für eine juristische Person des öffentlichen Rechts (z. B. Kommune, 
Stadt oder Land) gesammelt werden, um damit steuerbegünstigte 
Zwecke (z. B. Förderung von Kindergärten, Schulen oder Feuer-
wehr) zu verwirklichen.

	Ein gemeinnütziger Verein kann einen anderen steuerbegüns-
tigten Verein auch dadurch unterstützen, dass er ihm bis zu 50% 
seiner eigenen Mittel für steuerbegünstigte Zwecke zuwendet. So-
weit es sich dabei um zeitnah zu verwendende Mittel handelt (vgl. 
Tz. 4.4.4), muss der Empfängerverein die Mittel ebenfalls zeitnah 
verwenden.

	Ein gemeinnütziger Verein kann zudem eine andere steuerbe-
günstigte Körperschaft (z. B. Verein oder Stiftung) mit Vermögen 
ausstatten und dabei einen begrenzten Teil seiner eigentlich zeit-
nah zu verwendenden Mittel (vgl. Tz. 4.4.4) nutzen. Es ist zulässig, 
die Überschüsse aus der Vermögensverwaltung (vgl. Tz. 6.2) und 
die Gewinne aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben – Zweckbe-
triebe (vgl. Tz. 6.6) und steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäfts-
betriebe (vgl. Tz. 6.7) – ganz oder teilweise sowie bis zu 15% der 
sonstigen zeitnah zu verwendenden Mittel für eine solche Vermö-
gensausstattung zu verwenden. Die von der Empfängerkörper-
schaft aus den Vermögenserträgen verwirklichten steuerbegüns-
tigten Zwecke müssen den steuerbegünstigten satzungsmäßigen 
Zwecken des Gebervereins entsprechen (sog. Zweckidentität).

	Die unentgeltliche Überlassung von Räumen oder anderen 
Gegenständen zur Benutzung für steuerbegünstigte Zwecke ist 
unschädlich. Wenn etwa ein gemeinnütziger Sportverein einem 
anderen, ebenfalls gemeinnützigen Sportverein seine Sportanla-
gen zum Training zur Verfügung stellt.

	Ein gemeinnütziger Verein kann zur Durchführung steuerbegüns-
tigter Zwecke seine Arbeitskräfte unentgeltlich an andere – auch 
nicht steuerbegünstigte – Personen und Einrichtungen abstellen,  
indem er bspw. einem Altenheim mit Pflegepersonal aushilft.

	Der gemeinnützige Verein darf auch gesellige Zusammenkünfte 
veranstalten, bei denen keine Einnahmen erzielt werden, weil 
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dadurch die Verbundenheit unter den Mitgliedern gestärkt wer-
den kann. Die geselligen Veranstaltungen dürfen im Vergleich 
zur steuerbegünstigten Tätigkeit aber nur von untergeordneter 
Bedeutung sein. D. h. die Aufwendungen für gesellige Veranstal-
tungen sollten nicht mehr als 5% der Gesamtmittel betragen.

	Ein Sportverein darf neben dem unbezahlten auch den bezahl-
ten Sport fördern, denn dadurch wird in gewisser Weise auch 
der „Amateurbereich“ unterstützt. Die Förderung des bezahlten 
Sports darf aber nicht den Hauptzweck des Vereins darstellen. 

4.6 Satzung und tatsächliche Geschäftsführung  
       (vgl. §§ 59 bis 63 AO, Anhang 13.2)
4.6.1 Satzung
Um das gemeinnützige Wirken des Vereins feststellen zu können, 
muss sich der Verein eine Satzung geben. Die Satzung muss die 
Zwecke und Tätigkeiten des Vereins präzise beschreiben, damit 
das Finanzamt aus ihr entnehmen kann, ob die Voraussetzungen der 
Steuerbegünstigung vorliegen. In der Satzung müssen die zu verfol-
genden gemeinnützigen Zwecke (vgl. Tz. 4.2.2; Verzeichnis gemein-
nütziger Zwecke, vgl. Anhang 5a), kirchlichen oder mildtätigen Zwe-
cke (vgl. Tz. 4.3) vollständig enthalten sein. Die bloße Bezugnahme 
auf anderswo festgehaltene Regelungen genügt nicht. Gegebenen-
falls ist die Satzung entsprechend zu ergänzen. In der Satzung ist auch 
festzulegen, dass der Verein den bezeichneten Zweck unmittelbar, 
ausschließlich und selbstlos verfolgt. Insbesondere müssen die ge-
setzlich notwendigen Beschränkungen hinsichtlich der Verwendung 
der Mittel, der Zuwendungen an Mitglieder oder Dritte und der Ver-
mögensverwendung im Falle der Auflösung oder Zweckänderung 
des Vereins genau angeführt sein. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Satzung zwingend die 
Bestimmungen der steuerlichen Mustersatzung enthalten muss (vgl. 
Mustersatzung, Anhang 13.2, Anlage 1 zu § 60 AO). Vereine, die be-
reits als steuerbegünstigt anerkannt worden sind und deren Satzung 
nicht dieser Mustersatzung entspricht, genießen insoweit Bestands-
schutz. Die Bestimmungen laut Mustersatzung müssen allerdings von 
den Vereinen bei der nächsten Satzungsänderung mit aufgenommen 
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werden. Vielfach werden die Vereine auch vom Finanzamt über die 
vorzunehmende Anpassung informiert. 

Ein ganz allgemeines Muster für eine Vereinssatzung ist im Inter-
net unter www.gemeinsam-aktiv.de/Ratgeber & Fortbildung/Ver-
einsgründung abrufbar. Darüber hinaus hat die Verwaltung umfas-
sende Mustersatzungen für Freiwillige Feuerwehr-, Seniorenhilfe- und 
Sportvereine in Zusammenarbeit mit den jeweiligen Verbänden er-
stellt, die bei den Finanzämtern und den Verbänden erhältlich sind. 
Wichtige satzungs- und vereinsrechtliche Hinweise enthält zudem 
die Broschüre „Das Vereinsrecht“, die auf der Internetseite des Hessi-
schen Justizministeriums (www.justizministerium.hessen.de) zur Ver-
fügung gestellt wird. 

Im Zweifel empfiehlt es sich, bei Vereinsgründung oder geplanter 
Satzungsänderung die Satzung bereits vorab mit dem zuständigen 
Finanzamt und ggf. auch dem Vereinsregister abzustimmen.

Sollen Tätigkeitsvergütungen (für Arbeits- und Zeitaufwand) für Vor-
standsmitglieder zugelassen werden, muss dies ausdrücklich in der 
Satzung geregelt sein (vgl. Tz. 4.4.2.2). Hierfür reicht aber z. B. die fol-
gende Satzungsbestimmung gemeinnützigkeitsrechtlich aus:
„ § x Vergütungen
(1)	 Das Amt/Die Ämter des Vereinsvorstands wird/werden grundsätz-

lich ehrenamtlich ausgeübt.
(2)	 Die Mitgliederversammlung kann abweichend von Absatz 1 be-

schließen, dass dem Vorstand/den Vorstandsmitgliedern für sei-
ne/ihre Vorstandstätigkeit eine angemessene Vergütung gezahlt 
wird.“

Auch wenn der Verein steuerpflichtige wirtschaftliche Aktivitäten 
ausüben und Einnahmen aus Vermögensverwaltung haben darf, 
dürfen diese Aktivitäten grundsätzlich nicht als Satzungszweck in die 
Satzung aufgenommen werden. Allerdings wird die Steuerbegünsti-
gung nicht dadurch beeinträchtigt, dass die Satzung des Vereins das 
Unterhalten eines Nichtzweckbetriebs (steuerpflichtiger wirtschaft-
licher Geschäftsbetrieb oder Vermögensverwaltung) ausdrücklich 

Wichtig
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erlaubt. Mit der Aufführung des Nichtzweckbetriebs in der Satzung 
darf jedoch keine Ausweitung des Zwecks verbunden sein. Es muss 
klar aus den Satzungsbestimmungen hervorgehen, dass der Verein 
den Nichtzweckbetrieb nur zur Erfüllung der steuerbegünstigten sat-
zungsmäßigen Zwecke unterhält.

Die Satzung muss die strengen formellen Anforderungen während 
des ganzen Jahres, für das die Steuervergünstigung in Anspruch ge-
nommen wird, erfüllen. Eine gemeinnützigkeitskonforme Anpassung 
während des laufenden Jahres reicht nicht aus. Maßgebend ist die 
formell gültige Satzung, die in der dem Finanzamt vorliegenden Form 
von den zuständigen Organen beschlossen bzw. wirksam geworden 
ist, durch
	Beschluss der Mitgliederversammlung und Eintragung ins Ver-

einsregister bei rechtsfähigen Vereinen (vgl. Tz. 2.2), 
	Beschluss der Mitgliederversammlung bei nichtrechtsfähigen 

Vereinen (vgl. Tz. 2.2).

Die Steuerbefreiung kann grundsätzlich erst für das Jahr gewährt wer-
den, in dem die geänderte Satzung von Beginn des Kalenderjahres 
an wirksam ist.

4.6.2 Tatsächliche Geschäftsführung 
Mit der Satzung muss die tatsächliche Geschäftsführung des Vereins 
einhergehen. Dabei muss die alltägliche Betätigung des Vereins nicht 
nur den gemeinnützigkeitsrechtlichen Satzungsbestimmungen ent-
sprechen, sondern die Verfolgung der steuerbegünstigten Zwecke 
auch tatsächlich umsetzen. Dies ist durch ordnungsgemäße Aufzeich-
nungen über die Einnahmen und die Verwendung der Mittel nach-
zuweisen. Zur ordnungsgemäßen Aufzeichnung gehört die zeitnahe, 
übersichtliche und vollständige Erfassung aller Einnahmen und Aus-
gaben des Vereins einschließlich sämtlicher Abteilungen und Sparten. 
Vereine sind allerdings nicht verpflichtet, Bilanzen zu erstellen.

4.6.3 Zweckverwirklichung im Ausland
Die Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke im Ausland setzt voraus, 
dass die Tätigkeit auch zum Ansehen der Bundesrepublik Deutschland 
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im Ausland beitragen kann. Das bedeutet, dass sich die Tätigkeit nicht 
zum Nachteil der Bundesrepublik Deutschland auswirken darf.

Die steuerbegünstigte Tätigkeit im Ausland ist von dem als gemein-
nützig anerkannten Verein u. a. durch eine ordnungsgemäße Auf-
zeichnung seiner Ausgaben nachzuweisen. Da die Finanzämter die 
Aktivitäten im Ausland nicht prüfen können, besteht für den Verein 
eine erhöhte Nachweis- und Mitwirkungspflicht. Als Nachweise der 
satzungsgemäßen Mittelverwendung im Ausland können folgende – 
erforderlichenfalls ins Deutsche übersetzte – Unterlagen dienen:
	im Zusammenhang mit der ausländischen Mittelverwendung 

abgeschlossene Verträge und entsprechende Vorgänge,
	Belege über den Abfluss der Mittel ins Ausland und Quittungen 

des Zahlungsempfängers über den Erhalt der Mittel, 
	ausführliche Tätigkeitsbeschreibung der im Ausland entfalteten 

Aktivitäten, 
	Material über die getätigten Projekte (Prospekte, Presseveröffent-

lichungen), 
	Gutachten (z. B. eines örtlichen Wirtschaftsprüfers) bei großen 

oder andauernden Projekten,
	Zuwendungsbescheide ausländischer Behörden, wenn die Maß-

nahmen dort öffentlich z. B. durch Zuschüsse gefördert werden, 
	Bestätigung einer deutschen Auslandsvertretung, dass die be-

haupteten Projekte durchgeführt werden. 

Ein Verein kann seine steuerbegünstigten Zwecke auch im Ausland 
durch eine Hilfsperson i. S. des § 57 Abs. 1 Satz 2 AO (vgl. Tz. 4.5) un-
mittelbar verwirklichen. Dabei kann es sich auch um eine ausländische 
natürliche oder juristische Hilfsperson handeln.

Ein Verein lässt im Ausland ein Krankenhaus errichten, das nur mangelhaft ausgestattet 
ist, unzureichend geführt und betreut wird und deshalb von der Bevölkerung nicht 
angenommen wird.

Beispiel
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5  Steuererklärung, Freistellungsbescheid/ 
    Körperschaftsteuerbescheid und Feststellung 
    der satzungsmäßigen Voraussetzungen

5.1 Steuererklärung
5.1.1 Prüfungsturnus
Die Steuervergünstigungen stehen dem gemeinnützigen Verein ohne 
weiteres kraft Gesetzes zu. Um einer missbräuchlichen Ausnutzung der 
Steuerbegünstigungen entgegenzuwirken, werden aber die Satzung 
und die Tätigkeit des gemeinnützigen Vereins vom Finanzamt regel-
mäßig überprüft. Der Verein ist daher verpflichtet, sich beim Finanzamt 
anzumelden und genaue Angaben über seine Aktivitäten zu machen. 

Im Regelfall wird ein Verein alle 3 Jahre vom Finanzamt aufgefordert, 
eine Steuererklärung einzureichen und seine Tätigkeiten und Aktivi-
täten der 3 zurückliegenden Kalenderjahre darzulegen (3-jähriger 
Prüfungsturnus). Dabei ist darauf zu achten, dass der Steuererklä-
rungsvordruck nur für das letzte Jahr des 3-jährigen Prüfungsturnus 
einzureichen ist. 

Umfasst der Prüfungsturnus z. B. die Jahre 2015 bis 2017, wird der 
Verein im Jahr 2018 gebeten, eine Steuererklärung für das Jahr 2017 
beim Finanzamt einzureichen.

Vereine, deren Einnahmen aus steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben regelmäßig über der Besteuerungsgrenze von 
35.000 € (vgl. Tz. 6.7.1) liegen, fordert das Finanzamt dagegen jährlich 
zur Abgabe einer Steuererklärung auf, um die partielle Steuerpflicht zu 
prüfen und ggf. die Ertragsteuern (Körperschaft- und Gewerbesteuer) 
festzusetzen und zu erheben. Entsprechendes gilt für die Abgabe der 
Umsatzsteuererklärung, wenn die Umsatzfreigrenze im Vorjahr über-
schritten worden ist (vgl. Tz. 8.3, 8.8).

5.1.2 Vordruck und Unterlagen
Die Angaben waren bisher in der „Erklärung zur Körperschaftsteuer 
und Gewerbesteuer von Körperschaften, die gemeinnützigen, mildtä-
tigen oder kirchlichen Zwecken dienen (Vordruck Gem 1)“ zu machen. 
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Steuererklärung, Freistellungsbescheid/ 
Körperschaftsteuerbescheid 

Sportvereine mussten ergänzend dazu noch eine „Anlage Sportverei-
ne“ abgeben.

Neu: Ab dem Prüfungsjahr 2017 sind die Angaben in die Körper-
schaftsteuererklärung integriert. Es ist nunmehr eine „Körperschaft-
steuererklärung (Vordruck KSt 1)“ mit einer „Anlage Gem“ einzurei-
chen (vgl. Anhang 3). Die „Anlage Sportvereine“ entfällt, da diese in 
der „Anlage Gem“ enthalten ist. 

Der Steuererklärung müssen die Rechnungslegungen (Gegenüber-
stellung der Einnahmen und Ausgaben, vgl. Anhang 4) und Ge-
schäfts- oder Tätigkeitsberichte (ggf. Protokolle über die Mitglie-
derversammlungen) für alle 3 Jahre – jeweils gesondert – sowie eine 
Vermögensaufstellung zum 31.12. des letzten Jahres des Prüfungs-
turnus beigefügt werden. Weiterhin ist der Steuererklärung eine Ab-
schrift der aktuell gültigen Satzung beizufügen, soweit sie dem Fi-
nanzamt noch nicht vorliegt.

5.1.3 Elektronische Übermittlung 
Die Körperschaftsteuererklärung (inkl. Anlage Gem) ist grundsätzlich 
elektronisch zu übermitteln. Die elektronische Übermittlung kann ent-
weder über das kostenlose ELSTER-Onlineportal (www.elster.de) oder 
die Software von Drittanbietern erfolgen. Im ELSTER-Onlineportal wird 
die Körperschaftsteuererklärung dabei ausschließlich unter „Mein 
ELSTER“ angeboten. Für dessen Nutzung mit einem elektronischen 
Zertifikat ist zwingend eine vorherige Registrierung nötig (siehe auch 
www.elster.de/elsterweb/infoseite/vereine).

Eine Abgabe in Papierform ist nur noch in besonderen Härtefällen 
möglich. Ein solcher Härtefall liegt vor, wenn die für eine elektronische 
Übermittlung erforderliche technische Ausstattung mit PC und Inter-
netanschluss nur mit erheblichem finanziellen Aufwand angeschafft 
werden kann oder die Kenntnisse und persönlichen Fähigkeiten zum 
Umgang damit nicht oder nur eingeschränkt vorhanden sind.

Sollte ausnahmsweise ein solcher Härtefall vorliegen oder sich die Be-
reitstellung der elektronischen Formulare für die Körperschaftsteuer-
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erklärung 2017 mittels ELSTER verzögern, stehen Ihnen die Papierer-
klärungsvordrucke unter www.service.hessen.de/ Bürger/ Steuern und 
Finanzen/ Steuervordrucke/ Ehrenamt und Vereine vorübergehend 
noch zum Download zur Verfügung

5.2 Freistellungsbescheid/Körperschaftsteuerbescheid und
      Feststellung der satzungsmäßigen Voraussetzungen
Haben sich keine Beanstandungen ergeben, erteilt das Finanzamt 
im Veranlagungsverfahren für den überprüften Zeitraum einen sog. 
Freistellungsbescheid (vollständige Befreiung von Körperschaft- und 
Gewerbesteuer). Ist ein Verein mit seinen wirtschaftlichen Aktivitäten 
dagegen teilweise steuerpflichtig (vgl. Tz. 5.1, 6.7.1), erlässt das Fi-
nanzamt über das Ergebnis dieser Aktivitäten einen Körperschaft-
steuerbescheid und weist daneben in einer Anlage auf die ansons-
ten bestehende Steuerbefreiung des Vereins hin. Zudem stellt das 
Finanzamt zusätzlich mit einem gesonderten Bescheid im Veranla-
gungsverfahren fest, dass die formell gültige und dem Finanzamt vor-
liegende aktuelle Vereinssatzung den gemeinnützigkeitsrechtlichen 
Voraussetzungen entspricht (sog. Feststellung der satzungsmäßigen 
Voraussetzungen), soweit ein solcher Bescheid bisher noch nicht er-
gangen ist. Solange der Verein keine für die Gemeinnützigkeit rele-
vante Satzungsänderung vornimmt, ist dieser Bescheid auf Grundlage 
der vorgelegten Satzung dauerhaft wirksam.

Der Verein hat aber auch die Möglichkeit, diese sogenannte Feststel-
lung der satzungsmäßigen Voraussetzungen außerhalb des Veran-
lagungsverfahrens zu beantragen, insbesondere, wenn eine solche 
Feststellung noch nicht erfolgt ist oder die Satzung geändert wird.

Bei neu gegründeten Vereinen, die ihre Geschäftstätigkeit noch nicht 
aufgenommen haben und in diesem Falle noch nicht tätig geworden 
sind, überprüft das Finanzamt zunächst lediglich anhand der wirksam 
beschlossenen Vereinssatzung, ob diese die gesetzlichen Vorausset-
zungen für die Steuerbegünstigung erfüllt. Nach Abschluss der Prüfung 
erteilt das Finanzamt einen Bescheid über die Feststellung der satzungs-
mäßigen Voraussetzungen. Anschließend wird auch der neu gegründe-
te Verein vom Finanzamt – wie beschrieben – regelmäßig überprüft.
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Steuererklärung, Freistellungsbescheid/ 
Körperschaftsteuerbescheid 

Einem Verein, der bereits im Kalenderjahr vor Antragstellung bestan-
den hat und in diesem Zeitraum die Gemeinnützigkeitsvoraussetzun-
gen der §§ 51 ff. AO erfüllt, wird auf Antrag ein Bescheid über die 
Feststellung der satzungsmäßigen Voraussetzungen erteilt, sofern 
die Satzung den gemeinnützigkeitsrechtlichen Voraussetzungen ent-
spricht. Aber auch in diesem Fall ist das Finanzamt verpflichtet, nicht 
nur die Satzung, sondern auch die tatsächlichen Aktivitäten des Ver-
eins zu überprüfen. Neben der Satzung ist daher auch die Steuerer-
klärung für das abgelaufene Kalenderjahr einzureichen. Das Finanz-
amt prüft dann in einem Verfahren sowohl die Satzung als auch die 
tatsächliche Geschäftsführung des Vereins für das abgelaufene Ka-
lenderjahr. Bestehen keine Bedenken gegen das Vorliegen der Ge-
meinnützigkeitsvoraussetzungen, erteilt das Finanzamt den Bescheid 
über die Feststellung der satzungsmäßigen Voraussetzungen sowie 
den Freistellungsbescheid bzw. Körperschaftsteuerbescheid nebst 
Anlage.

Der Freistellungsbescheid/Körperschaftsteuerbescheid nebst Anlage 
bzw. der Bescheid über die Feststellung der satzungsmäßigen Vor-
aussetzungen (in Neugründungsfällen) ist für den Verein als amtliche 
Bestätigung seiner Steuerbegünstigung von besonderer Bedeutung, 
denn damit wird dem Verein
	bestätigt, dass er von der Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer 

befreit ist; dies gilt jedoch grundsätzlich nicht für steuerpflichtige 
wirtschaftliche Geschäftsbetriebe; 

	mitgeteilt, dass er berechtigt ist, steuerlich abzugsfähige Spen-
den zu empfangen und dafür Zuwendungsbestätigungen (vgl. 
Tz. 14.2.3, Anhang 6a, 6b) auszustellen;

	mitgeteilt, ob die Mitgliedsbeiträge steuerlich begünstigt sind.

Ein Spender kann demzufolge seine Spenden und ggf. auch Mitglieds-
beiträge nur dann als Sonderausgabe von seinem Einkommen ab-
ziehen, wenn dem Verein vom Finanzamt ein Freistellungsbescheid/
Körperschaftsteuerbescheid nebst Anlage bzw. ein Bescheid über die 
Feststellung der satzungsmäßigen Voraussetzungen ausgestellt wor-
den ist. Beim Bescheid über die Feststellung der satzungsmäßigen 
Voraussetzungen gilt dies jedoch nur, solange dieser nicht länger als 
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3 Jahre zurückliegt und bisher noch kein Freistellungsbescheid/Kör-
perschaftsteuerbescheid nebst Anlage erteilt wurde (vgl. Tz. 14.2.3). 

Darüber hinaus ist der Verein nach dem Hessischen Gerichtskosten-
gesetz von der Zahlung von Gebühren, die die ordentlichen Gerich-
te und die Justizverwaltungsbehörden erheben, befreit, soweit die 
Angelegenheit nicht einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb betrifft. Wird der Verein z. B. in das Vereinsregister 
eingetragen oder werden Änderungen im Vereinsregister wegen des 
Wechsels des Vorstands notwendig, muss der Verein hierfür keine 
Gerichtsgebühren bezahlen.

5
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6  Tätigkeitsbereiche eines Vereins

6.1 Tätigkeitsbereiche (Übersicht)

6.2 Allgemeines
Nach der Satzung und tatsächlichen Geschäftsführung ist ein steuerbe-
günstigter Verein ideell tätig. Es berührt den ideellen Charakter des ge-
meinnützigen Vereins jedoch nicht, wenn er nebenher auch vermögens-
verwaltende oder wirtschaftliche Tätigkeiten entfaltet. Das bedeutet, 
dass ein gemeinnütziger Verein z. B. auch Geld anlegen oder gesellige 
Festveranstaltungen durchführen kann, ohne seine Gemeinnützigkeit 
zu gefährden. Voraussetzung ist jedoch, dass diese Tätigkeiten lediglich 
um des gemeinnützigen Zwecks willen ausgeübt werden und den ide-
ellen, satzungsmäßigen Zwecken untergeordnet sind (vgl. Tz. 4.5).

6.3 Steuerfreier ideeller Bereich
Im ideellen Bereich wird der eigentliche satzungsmäßige Zweck ei-
nes Vereins verwirklicht, wie z. B. die Gesangsstunde beim Chor, das 
Training beim Sport oder die Betreuung hilfsbedürftiger Personen bei 
mildtätigen Vereinen. In diesen Bereich fällt aber auch die Mitglieder-
betreuung oder die Verwaltung des Vereins. Einnahmen dieses Berei-
ches sind u. a. Mitgliedsbeiträge, Aufnahmegebühren, Spenden oder 
Zuschüsse der öffentlichen Hand und unterliegen weder der Körper-
schaft- und Gewerbesteuer noch der Umsatzsteuer (vgl. Tz. 8.2).

Tätigkeitsbereiche eines Vereins

Ideeller Bereich

- Beiträge
- Spenden
- Zuschüsse

Vermögensverwaltung

- Kapitalerträge
- Mieten
- Pachten

Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb

Steuerbe-
günstigter 
Zweckbetrieb

Steuerpflichtiger 
wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb

Tätigkeitsbereiche eines Vereins
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6.4 Steuerfreie Vermögensverwaltung (vgl. § 14 AO, Anhang 13.1)
6.4.1 Grundsätzliches
Auch die vermögensverwaltenden Tätigkeiten eines Vereins sind von 
der Körperschaft- und Gewerbesteuer befreit. Unter Umständen kann 
aber Umsatzsteuer anfallen (vgl. Tz. 8.2 bis 8.4). Der Verein erzielt hier 
Einnahmen, indem er sein eigenes Vermögen nutzt, z. B. Geld bei der 
Bank anlegt, langfristig Grundstücke oder Räume vermietet oder aber 
auch eigene Rechte (z. B. Namens- oder Nutzungsrechte) anderen 
Personen entgeltlich überlässt.

6.4.2 Steuerfreie Kapitalerträge und Abgeltungsteuer von 25%
Die Kapitalerträge aus Spareinlagen (z. B. Sparbücher, Festgeldkon-
ten), Wertpapieren (z. B. festverzinsliche Wertpapiere, Aktien) und Be-
teiligungen an Körperschaften (soweit kein Einfluss auf die laufende 
Geschäftsführung der Körperschaft besteht) gehören zur steuerfreien 
Vermögensverwaltung.

Sämtliche Kapitalerträge unterliegen grundsätzlich der Abgeltung-
steuer von 25%. Das Kreditinstitut behält diese Steuer aber dann nicht 
ein, wenn der Verein eine vom zuständigen Finanzamt ausgestellte 
Bescheinigung vorlegt, wonach der Verein von der Körperschaftsteu-
er befreit ist (sog. NV 2 B-Bescheinigung). Die Gültigkeitsdauer der 
Bescheinigung beträgt längstens 3 Jahre.

Der Steuerabzug kann auch dadurch vermieden werden, dass dem 
Kreditinstitut anstelle dieser Bescheinigung eine amtlich beglaubig-
te Kopie des zuletzt vom Finanzamt erteilten Freistellungsbescheids 
bzw. Körperschaftsteuerbescheids einschließlich der zugehörigen 
Anlage (vgl. Tz. 5.2) vorgelegt wird. Alternativ genügt für die Ab-
standnahme vom Steuerabzug auch die Vorlage des Originals dieser 
Bescheide bei dem Kreditinstitut. Dieses fertigt eine Kopie des Be-
scheids und vermerkt, dass das Original vorgelegen hat.

Der Freistellungsbescheid darf jedoch nur Veranlagungszeiträume 
(Kalenderjahre) betreffen, die im Zeitpunkt des Zuflusses der Zinsen 
nicht länger als 5 Jahre zurückliegen. Für Zinszuflüsse im Jahr  2017 
muss der Freistellungsbescheid also für den Veranlagungszeitraum 
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2012 bzw. für die jeweils nachfolgenden Veranlagungszeiträume 
2013, 2014, 2015 oder 2016 ausgestellt sein. 

Wird dem Verein ein Körperschaftsteuerbescheid mit einer Anlage 
(vgl. Tz. 5.2) erteilt, weil er wegen seiner wirtschaftlichen Aktivitäten 
jährlich zur Abgabe einer Körperschaftsteuererklärung verpflichtet ist 
und zur Körperschaftsteuer veranlagt wird, beträgt die Gültigkeit für 
die Abstandnahme vom Steuerabzug 3 Jahre.

Bei Vereinen, die zunächst nur einen Bescheid über die Feststellung der 
satzungsmäßigen Voraussetzungen vom Finanzamt erhalten (in der Re-
gel neu gegründete Vereine), wird auch vom Steuerabzug abgesehen. 
Dafür muss dem Kreditinstitut eine amtlich beglaubigte Kopie oder das 
Original dieses Bescheides vorgelegt werden, dessen Erteilung nicht län-
ger als 3 Kalenderjahre zurückliegt. Endet diese 3-Jahresfrist unterjährig, 
kann eine Abstandnahme vom Steuerabzug nur für die Kalenderjahre 
erfolgen, in denen die gemeinnützigkeitsrechtlichen Voraussetzungen 
ganzjährig erfüllt waren. 

Das Finanzamt hat im Rahmen der 3-jährigen Turnusprüfung die Steuererklärung 2016 
einschließlich der für die Kalenderjahre 2014 bis 2016 einzureichenden Unterlagen 
(vgl. Tz. 5) geprüft und erteilt dem Verein mit Datum vom 3.3.2017 einen Freistellungs-
bescheid für das Kalenderjahr 2016. Für Zinsen, die dem Verein in den Jahren 2017 bis 
einschließlich 2021 zufließen, kann der Steuerabzug durch den amtlich beglaubigten 
Freistellungsbescheid für das Kalenderjahr 2016 vermieden werden. Sollte dem Verein 
im Kalenderjahr 2019 der Freistellungsbescheid für das Kalenderjahr 2016 noch nicht 
vorliegen, weil sich z.B. durch späte Abgabe der Steuererklärung oder durch Nachfra-
gen des Finanzamts Verzögerungen ergeben haben, reicht der Freistellungsbescheid 
für das Kalenderjahr 2013 wegen der Überschreitung der 5-Jahresfrist (sie endet am 
31.12.2018) grundsätzlich nicht mehr aus, um den Steuerabzug für im Jahr 2017 zuflie-
ßende Zinsen zu vermeiden. 

Beispiel

Der gemeinnützige Mehrspartensportverein TSV Muster wird wegen seiner vielen 
geselligen Veranstaltungen und Werbeeinnahmen jedes Jahr zur Körperschaftsteuer 
veranlagt. Durch Körperschaftsteuerbescheid 2016 nebst Anlage vom 23.10.2017 wird 
der Verein wegen Förderung des Sports als gemeinnützig anerkannt. Für Zinserträge 
aus seinem Sparguthaben, die bis zum 31.12.2019 zufließen, wird keine Abgeltung-
steuer von 25% erhoben.

Beispiel

Der Bescheid über die Feststellung der satzungsmäßigen Voraussetzungen trägt das Datum 
20.3.2017. Die 3-Jahresfrist endet mit Ablauf des 20.3.2020. Für Zinsen, die dem Verein bis 
zum 31.12.2019 zufließen, wird von der Einbehaltung der Abgeltungsteuer abgesehen.

Beispiel

Tätigkeitsbereiche eines Vereins
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Wie erhält der Verein sein Geld zurück, wenn das Kreditinstitut die Ab-
geltungsteuer schon einbehalten und an das Finanzamt abgeführt hat?
Sofern der Verein dem Kreditinstitut im Zeitpunkt des Zuflusses der 
Zinserträge keine Bescheinigung des Finanzamts vorgelegt hat, ist 
dieses zur Einbehaltung der Steuern und zur Abführung an das Fi-
nanzamt verpflichtet. Ansonsten haftet es selbst für diese Steuern. Das 
Geld geht dem Verein jedoch nicht verloren. Er hat folgende Möglich-
keiten, die Steuern wieder zurück zu bekommen:
	Der Verein muss dem Kreditinstitut nachträglich eine Bescheini-

gung des Finanzamts vorlegen und um die Erstattung bitten. Das 
Kreditinstitut ist jedoch nur bis zum Zeitpunkt der Erteilung einer 
Steuerbescheinigung verpflichtet, dem Verein die einbehaltenen 
Steuern nachträglich auszuzahlen.

	Hat das Kreditinstitut bereits eine Steuerbescheinigung erteilt, 
kann der Verein die Erstattung bei dem für ihn zuständigen 
Betriebsstättenfinanzamt beantragen. Der Verein muss in diesem 
Antrag zwingend die Steuerbescheinigung über die einbehaltene 
Steuer vorlegen. Nach positiver Prüfung veranlasst das Finanzamt 
die Auszahlung.

6.4.3 Abgrenzung der steuerfreien Vermietung und Verpachtung vom steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb
Es ist nicht immer einfach, Einnahmen und Ausgaben des Vereins dem 
„richtigen“ steuerlichen Bereich zuzuordnen. Schwierigkeiten ergeben 
sich häufig bei der Abgrenzung von steuerfreier Vermietung und Ver-
pachtung und grundsätzlich steuerpflichtiger wirtschaftlicher Betätigung 
(steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb, vgl. Tz. 6.7). 

Zur steuerfreien Vermögensverwaltung zählen die Einkünfte aus Ver-
mietung oder Verpachtung von Vereinseinrichtungen (Clubräumen, ver-
einseigene Gaststätten, Sporthallen und -plätzen, Grundstücken, Inventar 
u.a.) über eine längere Dauer. Dabei macht es keinen Unterschied, ob 
die Vermietung an Mitglieder oder Nichtmitglieder erfolgt. Die längere 
Vermietungsdauer setzt die alleinige Verfügungsmacht der zu mieten-
den Objekte während der gesamten Mietdauer durch einen Mieter vo-
raus. Eine Definition für „längere Dauer“ sieht die Verwaltung zwar nicht 
vor, jedoch umfasst sie einen Mindestzeitraum von einem halben Jahr.
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Die Vermietung von Räumen und Einrichtungen des Vereins an Drit-
te wird aber zum steuerpflichtigen Geschäftsbetrieb, wenn sie laufend 
kurzfristig unter Nutzung der Mietlage an wechselnde Mieter betrieben 
wird. Werden neben der bloßen Überlassung der Räume zusätzliche 
Nebenleistungen erbracht, wie z. B. die Zurverfügungstellung von Spei-
sen und Getränken sowie Reinigung und Bewachung handelt es sich 
auch um eine steuerpflichtige wirtschaftliche Tätigkeit.

Betreibt und unterhält ein Verein ein Schwimmbad zum Jedermann-
schwimmen, bei dem sowohl Mitglieder als auch Nichtmitglieder 
kurzfristig das Schwimmbad nutzen, ist dieses insgesamt als ein steu-
erbegünstigter Zweckbetrieb i. S. v. § 65 AO (vgl. Tz. 6.6) anzusehen. 
Allerdings dürfen die nicht unmittelbar dem Schwimmen dienenden 
Angebote (z. B. Sauna, Solarium) nur von untergeordneter Bedeutung 
sein. Diese Schwimmbäder, zu denen nicht die sog. Spaßbäder gehö-
ren, dienen in erster Linie der Förderung der Gesundheit und nicht 
der Förderung des Sports. Deshalb kommt bei diesen Vereinen die 
Anerkennung der Gemeinnützigkeit wegen Förderung der Gesund-
heitspflege in Betracht (vgl. Tz. 4.2).

Unterhält ein gemeinnütziger Verein eine selbstbewirtschaftete Gast-
stätte, so ist er mit ihr steuerpflichtig. Dabei ist es gleichgültig, ob sie 
nur von Vereinsmitgliedern oder auch von Fremden besucht wird. 
Verpachtet der Verein den Betrieb dagegen an einen Konzessions-
inhaber – das kann ein Vereinsmitglied oder ein Dritter sein – gegen 

- 	 Eine Schule mietet und nutzt das Schwimmbad eines gemeinnützigen 
Schwimmsportvereins stundenweise für das Schulschwimmen während eines gan-
zen Schuljahres außer in den Ferien. Die Mietzeit beträgt damit mindestens 6 Mona-
te. Die Mieteinnahmen des Vereins gehören zur steuerfreien Vermögensverwaltung. 
Entsprechendes gilt für unselbständige Nebenleistungen des Vereins, wie Reinigung 
des Schwimmbads.

- 	 Einer Vereinsgaststätte ist auch eine Kegelbahn angegliedert. Diese wird vom Verein 
wechselnd an verschiedene Nutzer kürzer oder auch länger vermietet. Die Mietein-
nahmen zählen zum steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb.

- 	 Die Vereinskegelbahn wird einem Freundeskreis zur alleinigen Nutzung auf 2 Jahre 
vermietet. Die Mieteinnahmen sind steuerfreie Erträge der Vermögensverwaltung.

- 	 Der Raum der Vereinsgaststätte wird den Mitgliedern gegen ein angemessenes 
Entgelt für deren private Feiern zur Verfügung gestellt. Das Entgelt gehört zum 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb.

Beispiele

Ausnahme

Weitere 
Fallgestaltungen

Tätigkeitsbereiche eines Vereins
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eine angemessene Pacht (also keine Scheinverpachtung), so sind die 
Pachteinnahmen Erträge aus steuerfreier Vermögensverwaltung.

Gibt der Verein eine bislang selbstbetriebene, selbstbewirtschaftete 
Gaststätte (steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb) ab ei-
nem bestimmten Zeitpunkt auf und verpachtet sie stattdessen gegen 
eine angemessene Pacht, so hat der Verein ab diesem Zeitpunkt nur 
noch steuerfreie Pachteinnahmen (steuerfreie Vermögensverwal-
tung). Voraussetzung ist jedoch, dass das Finanzamt innerhalb von  
3 Monaten ab dem Zeitpunkt der Verpachtung über den Wechsel in-
formiert wird. Versäumt der Verein diese 3-Monatsfrist, so zählen die 
Einkünfte aus der Gaststätte weiterhin solange zum steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, bis der Verein die Verpachtungstä-
tigkeit gegenüber dem Finanzamt erklärt.

Vermietet der Verein Flächen zu Werbezwecken an Firmen oder küm-
mert sich in der eigenen Vereinszeitschrift selbst um das Inseratenge-
schäft, so unterhält er damit einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. 
Hier geht man davon aus, dass der Verein selbst und aktiv Werbemaß-
nahmen betreibt und sich somit wirtschaftlich betätigt. 

Überlässt der Verein demgegenüber vereinseigene oder gemiete-
te Flächen und Anlagen gegen Entgelt insgesamt einem Werbeun-
ternehmen, das seinerseits diese Werbeflächen auf eigenes Risiko 
vermietet, so handelt es sich um steuerfreie Vermögensverwaltung. 
Ebenso verhält es sich, wenn der Verein das Akquirieren des Anzei-
gengeschäfts (z. B. für eine Vereinszeitschrift) ganz einem Werbeun-
ternehmen überlässt und dafür eine Provision bekommt. Diese Provisi-
onseinnahmen sind ebenfalls der steuerfreien Vermögensverwaltung 
zuzurechnen. In diesen Fällen ist der Verein passiv tätig, d. h. er be-
schränkt sich darauf, Einnahmen durch Verwaltung seines Vermögens 
in Form der Rechteüberlassung zu erzielen.

6.5 Besteuerung wirtschaftlicher Tätigkeiten (vgl. §§ 14 und 64 AO, 
      Anhang 13)
Übt der Verein nachhaltig Tätigkeiten aus, durch die er Einnahmen 
oder andere wirtschaftliche Vorteile erzielt und gehen die Tätigkei-
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ten über die Vermögensverwaltung hinaus, bezeichnet man diesen 
Vereinsbereich als wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. Die Absicht des 
Vereins, mit seinen wirtschaftlichen Aktivitäten Gewinne zu erzielen, 
spielt dabei keine Rolle. Ein Verein ist bereits nachhaltig tätig, wenn 
er bspw. ein einzelnes Fest veranstaltet und dabei Einnahmen durch 
den Verkauf von Speisen und Getränken erzielt. Die Vielzahl der dabei 
getätigten Umsätze reicht aus, um das Merkmal der Nachhaltigkeit zu 
erfüllen.

Soweit die wirtschaftlichen Vereinsaktivitäten nicht dem sog. steuer-
begünstigten Zweckbetrieb (vgl. Tz. 6.6) zuzuordnen sind, ist der Ver-
ein mit den Überschüssen aus dem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
grundsätzlich voll steuerpflichtig (sog. steuerpflichtiger wirtschaftli-
cher Geschäftsbetrieb, vgl. Tz. 6.7).

Die steuerpflichtige wirtschaftliche Betätigung darf nicht zum Selbst-
zweck ausarten, welcher neben oder vor die steuerbegünstigten (ge-
meinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen) Aktivitäten des Vereins 
tritt und nur von untergeordneter Bedeutung sein. Anderenfalls wird 
der Verein in vollem Umfang steuerpflichtig.

6.6 Steuerbegünstigter Zweckbetrieb (vgl. §§ 65 bis 68 AO, 
       Anhang 13.2)
Eine Vielzahl gemeinnütziger Vereine könnte ihre Zielsetzung ohne ei-
nen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gar nicht erfüllen. Ein Verein, der 
bspw. Menschen mit Behinderung fördert, muss diese Menschen aus 
Gründen der Arbeitstherapie in Werkstätten beschäftigen und die von 
ihnen gefertigten Gegenstände verkaufen. Ein volks- und berufsbil-
dender Verein muss oftmals Seminargebühren von den Teilnehmern 
erheben, um die Lehrkräfte und die sonstigen Kosten zu bezahlen.

In solchen Fällen, in denen die wirtschaftlichen Tätigkeiten des Ver-
eins auf das Engste mit seinen satzungsmäßigen gemeinnützigen 
Zwecken verbunden sind, diese Zwecke auch nur durch einen solchen 
Betrieb erreicht werden können und insoweit ein Wettbewerb mit an-
deren nicht begünstigten Unternehmen unvermeidbar ist, wird der 
wirtschaftliche Geschäftsbetrieb als „Zweckbetrieb“ bezeichnet.

Tätigkeitsbereiche eines Vereins

Wichtig
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Die Steuerbegünstigung des gemeinnützigen Vereins erstreckt sich 
auch auf die Zweckbetriebe. Das bedeutet, dass der Verein mit sei-
nen Zweckbetrieben von der Körperschaft- und Gewerbesteuer be-
freit ist. Umsatzsteuer ist nur bei Überschreiten der Umsatzgrenze von 
17.500 € zu zahlen (vgl. Tz 8.3). In diesem Fall gilt zudem regelmäßig 
der ermäßigte Umsatzsteuersatz von 7 % (vgl. Tz. 8.4.2).

Ein Zweckbetrieb liegt aber nicht vor, wenn der Verein durch seine 
wirtschaftlichen Aktivitäten in vermeidbaren Wettbewerb zu steuer-
pflichtigen Betrieben derselben oder ähnlichen Art tritt. Selbst wenn 
vor Ort gar keine Konkurrenzsituation zu einem steuerpflichtigen Un-
ternehmen gegeben ist, kann kein Zweckbetrieb angenommen wer-
den. Für die Annahme eines Wettbewerbs reicht bereits ein potentiel-
ler Wettbewerber aus, d. h. dass ein Wettbewerb mit steuerpflichtigen 
Unternehmen lediglich möglich wäre.

Wegen dieser Wettbewerbsklausel würde es im Vereinsalltag häufig 
keinen steuerbegünstigten Zweckbetrieb geben. Um dies zu vermei-
den, sind eine Vielzahl steuerbegünstigter Zweckbetriebe kraft gesetz-
licher Ausnahmeregelung anerkannt, z. B. Krankenhäuser, Alten- und 
Pflegeheime, Kindergärten, Kinder-, Jugend- und Studentenheime, 
Jugendherbergen, Werkstätten für behinderte Menschen, Einrichtun-
gen der Beschäftigungs- und Arbeitstherapie, genehmigte Lotterien 
mit gemeinnütziger Zielsetzung, Bildungs- und Unterrichtsveranstal-
tungen sowie kulturelle und unter bestimmten Voraussetzungen auch 
sportliche Veranstaltungen (vgl. Tz. 6.6.1 und 6.6.2).

6.6.1 Kulturelle Veranstaltungen (vgl. § 68 Nr. 7 AO)
Als Zweckbetriebe gelten auch kulturelle Veranstaltungen eines Kultur-
vereins, z. B. Konzerte eines Musik- oder Gesangvereins oder Ausstel-
lungen eines Museums- oder Kunstvereins. Die Höhe der Einnahmen 
(z. B. aus Eintrittsgeldern und Teilnehmergebühren) oder die Höhe der 
Einkünfte (Einnahmen abzüglich Ausgaben) aus den kulturellen Veran-
staltungen haben keinen Einfluss auf die Zweckbetriebseigenschaft. 

Kulturelle Veranstaltungen liegen auch dann vor, wenn ein gemein-
nütziger Kulturverein seine Darbietungen im Rahmen einer nicht steu-
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erbegünstigten Veranstaltung eines anderen Veranstalters darbringt. 
Deshalb gehören z. B. die Einnahmen aus einem Musikkonzert zum 
Zweckbetrieb, das ein Musikverein während einer geselligen Veran-
staltung eines anderen Veranstalters durchführt.

6.6.2 Sportliche Veranstaltungen (vgl. § 67a AO)
Eine besondere Regelung gilt für die sportlichen Veranstaltungen ei-
nes Sportvereins. Auch diese gehören grundsätzlich zu den steuer-
begünstigten Zweckbetrieben, weil durch sie die Leistungshöhe und 
der Erfolg der gemeinnützigen Vereinsarbeit nach außen sichtbar vor 
Augen geführt werden.

Die sportliche Veranstaltung muss aber nicht zwingend vom Sport-
verein selbst durchgeführt werden. Veranstalter kann auch ein Dritter 
sein. Daher liegt eine sportliche Veranstaltung für einen Sportverein 
auch vor, wenn z. B. eine Sportartikelfirma einen Wettkampf ausrich-
tet und dem teilnehmenden Sportverein ein Entgelt für die sportliche 
Mitwirkung zahlt. Zu den Einnahmen aus sportlichen Veranstaltungen 
gehören insbesondere Eintrittsgelder, Startgelder, Zahlungen für die 
Übertragung sportlicher Veranstaltungen in Rundfunk und Fernsehen, 
Lehrgangsgebühren und Ablösezahlungen.

6.6.2.1 Bezahlter und unbezahlter Sportler
Kein förderungswürdiger Zweckbetrieb liegt dagegen vor, wenn an  
der jeweiligen sportlichen Veranstaltung ein oder mehrere Sportler 
teilnehmen, die für ihre Teilnahme bezahlt werden und die Einnah-
men aller Zweckbetriebe aus sportlichen Veranstaltungen im Jahr die 
Grenze von 45.000 € übersteigen (vgl. Tz. 6.6.2.2, Anhang 7). Der 
kommerzielle Sport ist nicht gemeinnützig.

Wann gilt ein Sportler als bezahlt bzw. unbezahlt?
Ein Sportler gilt dann als bezahlt, wenn er:
	für seine sportliche Betätigung oder
	für die Vermarktung seines Namens oder seines Bildes zu  

Werbezwecken
von seinem Verein oder einem Dritten Vergütungen oder andere materi-
elle Vorteile erhält, die über die Aufwandsentschädigung hinausgehen.

Tätigkeitsbereiche eines Vereins
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Pauschale Kostenerstattungen des Vereins von bis zu 400 € pro Mo-
nat (im Jahresdurchschnitt) sind als unschädliche Aufwandsentschä-
digung und nicht als Bezahlung der Sportler anzusehen. Höhere Ent-
schädigungen sind ebenfalls unschädlich, wenn die entsprechenden 
Aufwendungen der Sportler im Einzelnen nachgewiesen werden.

Die sportliche Veranstaltung ist auch kein Zweckbetrieb, wenn an 
der sportlichen Veranstaltung ein vereinsfremder Sportler teilnimmt, 
der vom Verein oder einem Dritten im Zusammenwirken mit dem 
Verein Vergütungen oder andere materielle Vorteile erhält, die über 
die Aufwandsentschädigung hinausgehen. Die 400 €-Grenze für die 
pauschale Erstattung von Aufwandsentschädigungen gilt für ver-
einsfremde Sportler aber nicht. Hier sind alle erstatteten Aufwendun-
gen nachzuweisen.

Die 400 €-Grenze für Aufwandsentschädigungen ist nur für die Beur-
teilung der sportlichen Veranstaltung als steuerbegünstigter Zweck-
betrieb wichtig, spielt aber für die Besteuerung des Sportlers selbst 
keine Rolle. Die Besteuerung des Sportlers wird eigenständig geprüft 
(vgl. Tz. 13).

6.6.2.2 Zweckbetriebsgrenze von 45.000 € 
Die Abgrenzung zwischen sportlichen Veranstaltungen, die als steu-
erbegünstigter Zweckbetrieb gelten und steuerpflichtigen Veranstal-
tungen, an denen bezahlte Sportler teilnehmen, kann wegen der oft 
unklaren Verhältnisse bei den Sportlern Schwierigkeiten bereiten. Vie-
le kleine und mittelgroße Sportvereine haben entweder nicht selbst 
die Mittel, um solche Sportler zu bezahlen oder keine Sponsoren oder 
sonstige Helfer, die dafür mit Zuwendungen einspringen. Um sowohl 
den Vereinen als auch den Finanzämtern unnötigen Verwaltungsauf-
wand zu ersparen, gilt Folgendes:

Bei Vereinen, deren Einnahmen (einschließlich Umsatzsteuer) aus 
sportlichen Veranstaltungen 45.000 € im Jahr nicht übersteigen, 
wird vermutet, dass an diesen Veranstaltungen lediglich unbezahlte 
Sportler (vgl. Tz. 6.6.2.1) mitwirken. Bis zu Einnahmen von 45.000 € 
aus sportlichen Veranstaltungen gelten diese als steuerbegünstigte 

Wichtig
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Zweckbetriebe (Zweckbetriebsgrenze). Wird diese Grenze über-
schritten, handelt es sich grundsätzlich um einen steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (vgl. Tz. 6.7), der mit seinen Über-
schüssen/Gewinnen steuerpflichtig ist, soweit nicht von der Options-
möglichkeit Gebrauch gemacht wird (vgl. Tz. 6.6.2.3).

6.6.2.3 Optionsmöglichkeit im Zusammenhang mit der Zweckbetriebsgrenze
Überschreiten die Einnahmen aus sportlichen Veranstaltungen die 
Zweckbetriebsgrenze von 45.000 €, so können Vereine von der Op-
tionsmöglichkeit Gebrauch machen, diese Veranstaltungen weiterhin 
als Zweckbetriebe zu behandeln. Voraussetzung ist jedoch, dass an 
den sportlichen Veranstaltungen keine bezahlten Sportler teilnehmen 
(vgl. Tz. 6.6.2.1). 

Mit der Option ist bei jeder sportlichen Veranstaltung für sich zu über-
prüfen, ob sie die Voraussetzungen des Zweckbetriebs erfüllt. Neh-
men an einzelnen sportlichen Veranstaltungen auch bezahlte Sportler 
teil, so bleiben diese Veranstaltungen steuerpflichtige wirtschaftliche 
Geschäftsbetriebe.

An die gewählte steuerliche Behandlung, ist der Verein 5 Jahre ge-
bunden. Im Übrigen kann der Verein auch dann optieren, wenn die 
Zweckbetriebsgrenze von 45.000 € nicht überschritten wird.

6.6.2.4 Vor- und Nachteile einer Option
Vorteil: Diese Wahlmöglichkeit werden häufig Verbände oder grö-
ßere Sportvereine mit hohen Einnahmen und umfgangeichen Ama-
teur-Abteilungen nutzen, da in diesen Abteilungen oftmals nur un-
bezahlte Sportler mitwirken. Die Steuerpflicht erstreckt sich dann nur 
auf die sportlichen Veranstaltungen, die von den Abteilungen mit be-
zahlten Spielern durchgeführt werden. Dies dürften in der Regel nur 
wenige Abteilungen sein. Da der Sportbetrieb eines Vereins oftmals 

Ein Fußballverein, der an der Punktspielrunde teilnimmt, setzt in den ersten 3 und den 
letzten 2 Punktspielen eines Jahres bezahlte Sportler ein, in den übrigen Punktspielen 
dagegen nur unbezahlte Sportler. Nur bei den 5 Punktspielen, in denen bezahlte Sport-
ler eingesetzt werden, handelt es sich um steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbe-
triebe, während die anderen Spiele grundsätzlich Zweckbetriebe darstellen.

Beispiel

Tätigkeitsbereiche eines Vereins
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defizitär ist, wird sich in diesen Fällen eine Trennung zwischen dem 
steuerfreien Zweckbetrieb und dem steuerpflichtigen Sportbetrieb 
eines Vereins auch deshalb anbieten, um Verluste des Zweckbetriebs 
mit Spenden, Mitgliedsbeiträgen und öffentlichen Zuschüssen aus-
gleichen zu können. Dies ist steuerlich unschädlich. Verluste des steu-
erpflichtigen Sportbetriebs können dagegen die Gemeinnützigkeit 
gefährden (vgl. Tz. 6.7.4).

Nachteil: Andererseits ist es für Vereine, die weitere steuerpflichtige 
Wirtschaftsbetriebe (z. B. eine Gaststätte) unterhalten, günstiger, es 
bei Überschreiten der 45.000 €-Grenze bei der eintretenden Steu-
erpflicht zu belassen. Dann können nämlich evtl. Gewinne aus der 
Gaststätte mit Verlusten aus sportlichen Veranstaltungen verrechnet 
werden, da alle steuerpflichtigen Tätigkeiten des Vereins einen steu-
erpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb bilden (Übersicht über 
die Optionsmöglichkeiten, vgl. Anhang 7).

6.7 Steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb
       (vgl. § 64 AO, Anhang 13.2)
Unterhält der gemeinnützige Verein wirtschaftliche Geschäftsbetrie-
be, die über die bloße Vermögensverwaltung hinausgehen und nicht 
als Zweckbetriebe behandelt werden können (vgl. Tz. 6.5), unterliegt 
der Verein mit dem Gewinn aus diesen steuerpflichtigen wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieben grundsätzlich der Körperschaft- und Gewer-
besteuer. Voraussetzung ist dabei immer, dass Einnahmen im Zusam-
menhang mit den Veranstaltungen erzielt werden. 

Um die wirtschaftlichen Aktivitäten vorzubereiten und durchzuführen, 
muss der Verein i.d.R. auf seine Reserven (freie Rücklagen) zurückgrei-
fen. Seine Steuerbegünstigung wird dadurch nicht beeinträchtigt. Es 
dürfen auch Überschüsse aus anderen steuerpflichtigen wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieben hierfür verwendet werden. Es dürfen dafür 
jedoch keinesfalls die laufenden, zeitnah zu verwendenden Mittel 
des ideellen Bereichs (z. B. Beiträge, Spenden, Zuschüsse) oder des 
Zweckbetriebsbereichs genutzt werden. Deren Verwendung für die 
Einrichtung eines steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrie-
bes ist gemeinnützigkeitsschädlich.
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Die häufigsten Formen wirtschaftlicher Vereinsbetätigung in der Praxis 
sind:
	Vereinsfeste und gesellige Veranstaltungen, für die Eintritt erho-

ben wird,
	die entgeltliche Bewirtung mit Speisen und Getränken,
	Unterhaltung einer Vereinsgaststätte,
	Werbung in Vereinszeitschriften, auf Sportanlagen, 
	 Kleidungsstücken, Trikotwerbung, Schuhen,
	Sponsoring, soweit der Verein aktiv mitwirkt,
	Sammlung und Verkauf von Altkleidern und sonstigem Altmaterial,
	Veranstaltungen von Flohmärkten und Verkaufsbasaren,
	Sportveranstaltungen unter Einsatz von Spielern, die für ihre 
	 sportliche Betätigung über eine bloße Aufwandsentschädigung 
	 hinaus bezahlt werden,
	gewerbliche bzw. häufig wechselnde Vermietungen von Ver-

einssälen und anderer Einrichtungen.

Alle steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe zusammen 
bilden gemeinsam einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieb. Unterhält ein Verein also mehrere wirtschaftliche Geschäfts-
betriebe, veranstaltet er etwa ein Vereinsfest im Jahr, betreibt er Wer-
bung in der Vereinszeitschrift und unterhält er einen Spielbetrieb mit 
bezahlten Spielern (die mehr als eine bloße Aufwandsentschädigung 
erhalten), so bilden alle Betriebe einen gemeinsamen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb, für den insgesamt die Besteuerungsgrenze von 
35.000 € zu prüfen ist. 

6.7.1 Besteuerungsgrenze von 35.000 € und Freibetrag von 5.000 €
Diese wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe werden aber nur besteuert, 
wenn die Einnahmen einschließlich der Umsatzsteuer aus allen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieben des Vereins, die keine Zweckbetrie-
be sind, die Besteuerungsgrenze von 35.000 € im Jahr übersteigen. 
Für die Umsatzsteuer gilt diese Besteuerungsgrenze aber nicht. Hier 
existieren eigene Regelungen, insbesondere die Umsatzgrenze von 
17.500 € für Kleinunternehmer (vgl. Tz. 8).

Tätigkeitsbereiche eines Vereins
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Zu den für die Ermittlung der Besteuerungsgrenze maßgeblichen 
Einnahmen zählen z. B. nicht:
	Erlöse aus der Veräußerung von Wirtschaftsgütern des Anlage-

vermögens eines steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
triebs, z. B. die Einnahmen aus dem Verkauf eines Spielautomaten 
eines selbstbewirtschafteten Vereinsheims;

	Betriebskostenzuschüsse sowie Zuschüsse für die Anschaffung 
oder Herstellung von Wirtschaftsgütern, z. B. ein Zuschuss, den 
eine Brauerei für die Anschaffung der Thekeneinrichtung eines 
selbstbewirtschafteten Vereinsheims gibt;

	die Auflösung von Rücklagen;
	erstattete Betriebsausgaben, z. B. Umsatzsteuer.

Diese Grenze ist eine Gewichtigkeitsgrenze zur Vereinfachung der Be-
steuerung und kein Freibetrag. Wird sie überschritten, setzt für den 
daraus erzielten Überschuss/Gewinn in vollem Umfang die Besteue-
rung ein, sofern das zu versteuernde Einkommen den Freibetrag von 
5.000 € übersteigt. 

Sofern im Jahr die Einnahmen aus wirtschaftlichen Aktivitäten die Be-
steuerungsgrenze von 35.000 € nicht übersteigen und damit weder 
Körperschaftsteuer noch Gewerbesteuer anfällt, kann der Verein da-
von absehen, eine komplizierte Gewinnermittlung vorzunehmen. Eine 
Gegenüberstellung der Einnahmen und Ausgaben ist jedoch zu er-
stellen (vgl. Muster einer Überschussermittlung in Anhang 4 sowie im 
Internet unter: www.service.hessen.de/ Bürger/ Steuern und Finanzen/ 
Steuervordrucke/ Ehrenamt und Vereine). 

Die Aufzeichnungspflichten (vgl. Tz. 4.6 und 8.10) bleiben hiervon un-
berührt.
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6.7.2 Ermittlung des Gewinns/Überschusses
Der Gewinn aus einem grundsätzlich steuerpflichtigen Geschäftsbe-
trieb ergibt sich aus dem Unterschied zwischen den Einnahmen und 
den Ausgaben (vgl. Tz. 6.7.5). Dabei sind nicht alle Vereinskosten 
abziehbar, sondern nur diejenigen, die durch den Geschäftsbetrieb 
unmittelbar veranlasst und damit infolge der geschäftlichen Tätigkeit 
entstanden sind. Also z. B. nur die Ausgaben für teilnehmende Per-
sonen, Kosten angemieteter Räume, angeschaffter Gegenstände u. ä. 
Abziehbar sind natürlich auch die Gemeinkosten.
	Betreibt ein Verein in seiner Vereinszeitschrift Anzeigenwerbung, 

so kann er nicht nur die Kosten absetzen, die unmittelbar durch 
den Druck der Anzeigen verursacht werden, sondern auch einen 
Teil der allgemein anfallenden Gesamtkosten. Das bedeutet, dass 
die Gesamtkosten einer Vereinszeitschrift entsprechend dem 
Verhältnis des Umfangs der Werbeseiten zu den übrigen Seiten 
aufgeteilt werden und als Ausgaben den Gewinn mindern können.

Anwendung der Besteuerungsgrenze von 35.000 € und des Freibetrags von 5.000 €:

			                  Beispiel A	                   Beispiel B
			                  Einnahmen	 Gewinn    Einnahmen	 Gewinn
Flohmarkt und Weihnachtsbasar		     6.000 €	  4.000 €	      7.000 €	  5.000 €
Kirmes				    10.500 €	  3.000 €	   10.500 €	  3.000 €
Vereinsgaststätte			      8.000 €	  1.500 €	   15.000 €	  2.500 €
Werbung bei Zweckbetrieb 15%		     3.000 €	     450 €	      5.500 €	     825 €

Summe				    27.500 €	  8.950 €	 38.000 €	 11.325 €

			   Besteuerungsgrenze nicht 	 Besteuerungsgrenze
			   überschritten; keine		  überschritten, 	
			   Körperschaftsteuer 		  Berechnung der
						      Körperschaftsteuer 

Gewinn						      11.325 €
Abzüglich Freibetrag						      5.000 €
Zu versteuerndes Einkommen					     6.325 €
Körperschaftsteuer 15%					     948 €

(A) 	 Besteuerungsgrenze nicht überschritten, daher keine Körperschaft- und Gewerbe-
steuerpflicht.

(B) 	 Besteuerungsgrenze überschritten, daher Körperschaft- und Gewerbesteu-
erpflicht. Steuern fallen nur an, wenn der Gewinn aus allen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben (Einkommen, d. h. Einnahmen abzüglich Ausgaben) den 
Freibetrag von 5.000 € bei der Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer übersteigt 
(vgl. Tz. 7.1).

Beispiele
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	Bei der Werbung von Sport- und Kulturvereinen, z. B. in Sportstät-

ten oder bei Kulturveranstaltungen, hat der Verein die Möglichkeit, 
von einer Vereinfachungsregelung Gebrauch zu machen (vgl. § 64 
Abs. 6 Nr. 1 AO). Danach kann bei Werbung für Unternehmen, die 
im Zusammenhang mit der steuerbegünstigten Tätigkeit ein-
schließlich Zweckbetrieben stattfindet, der Besteuerung pauschal 
ein Gewinn von 15% der Einnahmen zugrunde gelegt werden.

	Sind sportliche Veranstaltungen eines Sportvereins wegen der 
Teilnahme bezahlter Sportler als steuerpflichtiger wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb zu behandeln, sind von den Einnahmen die 
unmittelbaren Kosten der Veranstaltung abziehbar. Kosten kön-
nen dabei neben Vergütungen und Aufwandsentschädigungen 
für die teilnehmenden Sportler und das Trainingspersonal, auch 
Kosten der Ausrüstung sowie anteilige Kosten der Unterhaltung 
der Sportanlagen sein.

Die Anschaffungs- und Herstellungskosten von langfristig verwend-
baren Wirtschaftsgütern, etwa Einrichtungsgegenständen oder 
Sportanlagen, sind nicht sofort voll absetzbar. Sie sind abzuschreiben, 
d. h. die Anschaffungs- und Herstellungskosten werden auf die Nut-
zungsdauer anteilig verteilt (vgl. Anhang 14, Stichwort „Absetzung für 
Abnutzung“).

6.7.3 Fiktive Kosten
Nicht absetzbar sind sog. fiktive Kosten. Es handelt sich dabei um 
Kosten für Aufwendungen, die der Verein gar nicht erbracht hat, weil  
etwa Vereinsmitglieder unentgeltlich Arbeiten für den Verein erbracht  
haben. Wenn die betreffenden Mitglieder dem Verein finanziell helfen 
wollen, können sie sich für ihre Mitarbeit angemessen bezahlen lassen 
und dann dem Verein die Vergütung, die sie erhalten haben, als Spen-

Ein Handballverein erzielt aus Bandenwerbung, die er selbst - ohne Zwischenschaltung 
eines Werbemittlers - akquiriert hat, Einnahmen von 10.000 €. Sämtliche sportliche 
Veranstaltungen des Vereins sind begünstigte Zweckbetriebe, da die Einnahmen aus 
Eintrittsgeldern die Zweckbetriebsgrenze von 45.000 € nicht übersteigen. Der Verein 
hat die Möglichkeit, den Gewinn aus der steuerpflichtigen Werbung mit 15% der 
Einnahmen von 10.000 € = 1.500 € anzusetzen.

Beispiel



52

6
de wieder zur Verfügung stellen (vgl. Tz. 14.1.1). Eine entsprechende 
Vereinbarung muss im Vorhinein getroffen worden sein. Für eine Ver-
gütung von geringer Höhe bei geringem Beschäftigungsumfang bzw. 
kurzfristiger Beschäftigung kann der Verein eine pauschale Lohnbe-
steuerung vornehmen (vgl. Tz. 13.4), während die Spende beim Mit-
glied als Sonderausgabe abziehbar ist.

6.7.4 Verluste
Erleidet ein Verein aus seinen sämtlichen steuerpflichtigen wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieben oder der Vermögensverwaltung insgesamt 
einen Verlust, so darf dieser grundsätzlich nicht durch Vermögen, das 
der gemeinnützigen Zweckbindung unterliegt, ausgeglichen werden. 
Der Ausgleich von Verlusten mit ideellen Mitteln – hierzu gehören Bei-
träge, Spenden, Zuschüsse, Einkünfte aus Vermögensverwaltung, aus 
Zweckbetrieben und Zuwendungen, die zur Förderung der steuerbe-
günstigten Körperschaft bestimmt sind – ist aber unschädlich, wenn 
	der Verlust auf einer Fehlkalkulation beruht,
	die Körperschaft innerhalb von 12 Monaten nach Ende des Wirt-

schaftsjahrs, in dem der Verlust entstanden ist, dem ideellen Tätig-
keitsbereich wieder Mittel in entsprechender Höhe zuführt und

	er nicht aus ideellen Mittel erfolgt, sondern aus nicht steuerlich 
abzugsfähigen Umlagen oder aus im Folgejahr entstehenden Ge-
winnen des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs.

Eine schädliche Verwendung von Mitteln des ideellen Bereichs für den 
Ausgleich von Verlusten liegt ebenfalls nicht vor, wenn dem ideellen 
Bereich in den 6 vorangegangen Jahren Gewinne des einheitlichen 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs in mindestens 
gleicher Höhe zugeführt worden sind.

Ein im Jahr 01 gegründeter Kleintierzüchterverein veranstaltet im Jahr 04 erstmals ein 
Sommerfest für seine Mitglieder und Freunde. Hierzu hat er eine Kapelle engagiert, ein 
Zelt gemietet und entsprechend den Erfahrungen anderer ortsansässiger Vereine Spei-
sen und Getränke eingekauft. Aufgrund sehr widriger Wetterbedingungen kommen 
erheblich weniger Besucher als kalkuliert worden ist, so dass ein Verlust von 6.000 € 
erwirtschaftet wird. Darüber hinaus betreibt der Verein seit dem Jahr 02 eine kleine ver-
einseigene Gaststätte, mit der er im Jahr 04 einen Gewinn von 1.500 € erzielt. Andere 
steuerpflichtige wirtschaftliche Aktivitäten übt der Verein nicht aus, so dass er im 

Beispiel
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6
Jahr 04 den saldierten Verlust von (6.000 € – 1.500 € =) 4.500 € aus ideellen Mitteln 
ausgleichen muss. Da in den Jahren 02 und 03 mit der Gaststätte Gewinne von ins-
gesamt 2.500 € erwirtschaftet worden sind, kann der verbleibende Verlust des Jahres 
04 von insgesamt 4.500 € noch mit den Gewinnen aus den Jahren 02 und 03 von 
2.500 € verrechnet werden. Somit hat der Verein letztlich nur einen Betrag von (4.500 € 
– 2.500 € =) 2.000 € aus ideellen Mitteln zu finanzieren. Dieser Betrag muss innerhalb 
der nächsten zwölf Monate durch zukünftige Gewinne aus steuerpflichtigen wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieben oder durch Umlagen der Mitglieder ausgeglichen werden. 
Ansonsten ist die Gemeinnützigkeit des Vereins gefährdet.

Beispiel
(Fortsetzung)

Anlaufverluste aus neu eingerichteten steuerpflichtigen wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieben können zunächst aus ideellen Mitteln un-
schädlich gedeckt werden. Allerdings muss anstelle von 12 Monaten 
regelmäßig innerhalb von 3 Jahren nach Ende des Entstehungsjahres 
des Verlustes der Ausgleich durch Mittel, die gemeinnützigkeitsun-
schädlich dafür verwendet werden dürfen, erfolgen.

Verluste aus einer wirtschaftlichen Tätigkeit, z. B. Sportveranstaltungen 
mit bezahlten Sportlern, dürfen mit Gewinnen aus anderen wirtschaft-
lichen Tätigkeiten, z. B. aus geselligen Veranstaltungen, ausgeglichen 
werden, da alle wirtschaftlichen Tätigkeiten zusammengenommen ei-
nen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb bilden. Der 
Ausgleich von Verlusten und Überschüssen aus Vermögensverwal-
tung ist gleichfalls zulässig.

Werden einzelne steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe 
aber so gestaltet, dass sie überwiegend und dauerhaft zu einem Ver-
lust führen – auch wenn dieser Verlust durch andere steuerpflichtige 
wirtschaftliche Geschäftsbetriebe ausgeglichen wird – liegt eine Mit-
telfehlverwendung vor. Diese bewusst auf Dauer in Kauf genomme-
nen Verluste können zur Versagung der Steuerbegünstigung führen. 
Entsprechendes gilt für die Vermögensverwaltung.

Ein Verein richtet jährlich eine Ballveranstaltung für seine Mitglieder und Freunde 
aus, die wegen der hohen Kosten für Musik und Raummiete sowie der geringen 
Eintrittspreise und geringen Preise für Speisen und Getränke zu einem Verlust führt. 
Diesen Verlust gleicht er durch andere Veranstaltungen aus, so dass aus dem steuer-
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb insgesamt ein Überschuss erzielt wird. Die 
dauernde Verlusterwirtschaftung durch die Ballveranstaltung kann wegen Mittelfehlver-
wendung zur Versagung der Gemeinnützigkeit führen.

Beispiel
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Steuerschädliche Verluste können auch durch Abschreibungen entste-
hen, sofern der Verlust nicht ausschließlich auf der Berücksichtigung 
anteiliger Abschreibung auf gemischt genutzte Wirtschaftsgüter 
beruht. Zu prüfen ist demgemäß, ob die abschreibungsfähigen Wirt-
schaftsgüter ausschließlich dem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb bzw. der Vermögensverwaltung zuzuordnen sind oder 
ob sie zum Teil auch im ideellen Bereich (einschließlich dem Zweck-
betriebsbereich) genutzt werden. Sofern bei Wirtschaftsgütern, die in 
beiden Bereichen genutzt werden, eine Aufteilung der Abschreibung 
nach objektiven Maßstäben möglich ist, können diese Aufwendungen 
bei den jeweiligen Bereichen mit den auf sie entfallenden Anteilen 
abgezogen werden. Wird z. B. das Vereinsheim eines Gesangvereins, 
in dem die regelmäßigen Proben stattfinden, auch gelegentlich für Fa-
milienfeiern zu marktüblichen Preisen vermietet und liegt insoweit ein 
steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor, führt ein etwai-
ger Verlust, der nur auf die Abschreibung zurückzuführen ist, nicht zur 
Versagung der Gemeinnützigkeit.

6.7.5 Buchführung und Bilanz oder Einnahme-Überschussrechnung
Vereine, deren Jahresumsatz einschließlich der steuerfreien Umsätze 
(jedoch ohne Umsätze aus Lotterien und Rennwetten) aus wirtschaft-
lichen Aktivitäten mehr als 600.000 € beträgt oder deren Jahresge-
winn höher als 60.000 € ist, haben ihren Gewinn für diese wirtschaftli-
chen Aktivitäten durch Bilanzen zu ermitteln und eine entsprechende 
Buchführung einzurichten. Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnun-
gen, die Wirtschaftsjahre mit Beginn ab dem 1.1.2015 betreffen, sind 
grundsätzlich elektronisch ans Finanzamt zu übermitteln (E-Bilanz). 

Bei einer Vielzahl der Vereine dürften diese angeführten Summen al-
lerdings nicht erreicht werden. Diese Vereine können als Gewinn auch 
den Überschuss der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben 
ansetzen (sog. Einnahmenüberschussrechnung).

Tätigkeitsbereiche eines Vereins
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7Körperschaft- und Gewerbesteuer

7  Körperschaft- und Gewerbesteuer 
    (vgl. Anhang 10 und 11)

7.1 Freibeträge
Überschreitet der gemeinnützige Verein mit seinen Einnahmen aus 
den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben einschließlich Umsatzsteu-
er die Besteuerungsgrenze von 35.000 € (vgl. Tz. 6.7.1), wird er mit 
seinem Überschuss bzw. Gewinn unbeschränkt körperschaft- und 
gewerbesteuerpflichtig. Aus dem Überschuss/Gewinn wird zunächst 
das körperschaftsteuerliche Einkommen ermittelt. Nach Abzug eines 
Freibetrags von 5.000 € ergibt sich das zu versteuernde Einkommen, 
welches Grundlage für die Berechnung der Körperschaftsteuer ist.

Für die Berechnung der Gewerbesteuer wird wiederum vom ermittel-
ten Gewerbeertrag ein Freibetrag von 5.000 € abgezogen.
	
7.2 Höhe
Das über den Freibetrag von 5.000 € hinausgehende Einkommen (zu 
versteuerndes Einkommen) unterliegt bei der Körperschaftsteuer ei-
nem Steuersatz von 15%.

Bei der Gewerbesteuer wird der Gewerbesteuermessbetrag mit 3,5% 
des Gewerbeertrags errechnet, der über den Freibetrag von 5.000 € 
hinausgeht. Durch Anwendung des örtlichen Hebesatzes der zustän-
digen Gemeinde ergibt sich die zu zahlende Gewerbesteuer.
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Umsatzsteuer8
8  Umsatzsteuer (vgl. Anhang 12)

8.1 Umsatzsteuerpflicht (vgl. §§ 1 und 3 UStG, Anhang 12)
8.1.1 Lieferungen und sonstige Leistungen gegen Entgelt 
Der gemeinnützige Verein ist mit den Umsätzen aus entgeltlichen Lie-
ferungen und sonstigen Leistungen seines wirtschaftlichen Geschäfts-
betriebes umsatzsteuerpflichtig, weil er sich insoweit als Unternehmer 
betätigt. Auch der steuerbegünstigte Zweckbetrieb (vgl. Tz. 6.6) und 
die steuerfreie Vermögensverwaltung (vgl. Tz. 6.4) sind von der Um-
satzsteuerpflicht nicht generell ausgenommen. Entsprechendes gilt 
für die sog. unentgeltlichen Wertabgaben (vgl. Tz. 8.1.2).

Einnahmen aus Mitgliedsbeiträgen, Zuschüssen oder Spenden, die 
dem ideellen Bereich zuzuordnen sind (vgl. Tz. 6.3), unterliegen hin-
gegen nicht der Umsatzsteuer, sofern ihnen keine Gegenleistung ge-
genübersteht.

8.1.2 Unentgeltliche Wertabgabe (Eigenverbrauch)
Die unentgeltlichen Wertabgaben sind den Lieferungen und sonsti-
gen Leistungen des Vereins im umsatzsteuerpflichtigen wirtschaftli-
chen Bereich, d. h. im steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieb und im umsatzsteuerpflichtigem Zweckbetrieb, oder im 
umsatzsteuerpflichtigen Vermögensverwaltungsbereich (unterneh-
merische Bereiche) gleichgestellt. Sie unterliegen demzufolge eben-
falls der Umsatzsteuer. Hierzu zählen:
	die unentgeltliche Entnahme von Wirtschaftsgütern aus dem wirt-

schaftlichen Bereich des Vereins für private ideelle Zwecke, 
	die unentgeltliche Zuwendung aus unternehmerischen Gründen 

(z. B. Werbung für den unternehmerischen Bereich ), soweit es sich 
nicht um Geschenke von geringem Wert (bis 35 € pro Person – 
Nettobetrag ohne Umsatzsteuer) von geringem Wert handelt oder

	die unentgeltliche Zuwendung von Gegenständen an die Arbeit-
nehmer des Vereins, soweit es sich nicht um Aufmerksamkeiten 
(bis 60 € pro Arbeitnehmer) handelt. 

Entsprechendes gilt, sofern der Verein unentgeltliche sonstige Leis-
tungen für Zwecke außerhalb des wirtschaftlichen Bereichs oder ge-
genüber seinen Arbeitnehmern erbringt.
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8.2 Umsatzsteuerbefreiung (vgl. § 4 UStG, Anhang 12)
Das Gesetz sieht für gemeinnützige Vereine eine Reihe von Steuerbe-
freiungen vor, u. a. für
	die Vermietung und Verpachtung von Grundstücken und Gebäu-

den, z. B. Vermietung von Clubräumen;
	wissenschaftliche und belehrende Vorträge, wenn die Einnahmen 

überwiegend zur Kostendeckung verwendet werden. Zu den 
belehrenden Vorträgen gehört die Erteilung von Sportunterricht 
(z. B. Schwimm-, Tennis-, Reit-, Segel- und Skiunterricht) gegen-
über Mitgliedern und Nichtmitgliedern. Ein besonderer Stunden-
plan und eine von den Teilnehmern abzulegende Prüfung sind 
nicht erforderlich;

	Teilnehmergebühren für kulturelle und sportliche Veranstaltun-
gen (Meldegelder, Startgelder), sofern sie allgemein für die Teil-
nahme an den Veranstaltungen erhoben werden und das Entgelt 
die Teilnahme an den Veranstaltungen sichert. Die Befreiung gilt 
nicht für Eintrittsgelder von Zuschauern;

	Leistungen von Jugenderziehungs- und Ausbildungsheimen;
	Lehrgänge, Fahrten, Sport- und Erholungsveranstaltungen für 

Jugendliche von Vereinen, deren Jugendabteilungen als Einrich-
tungen der Jugendhilfe öffentlich anerkannt sind.

Nicht der Umsatzsteuer unterliegen auch Einnahmen des Vereins, für 
die keine Gegenleistungen erbracht werden, also etwa die öffentli-
chen Zuschüsse und Spenden sowie Mitgliedsbeiträge, soweit sie 
kein Leistungsentgelt darstellen. Unter bestimmten Voraussetzungen 

8
-	 Der angestellte Hausmeister eines Sportvereins erhält den gebrauchten Plas-

ma-Fernseher aus der vereinseigenen Gaststätte im Wert von 400 €. Es liegt eine der 
Umsatzsteuer unterliegende unentgeltliche Wertabgabe vor.

-	 Mitglieder eines Kleintierzüchtervereins helfen nach einem Zeitplan während des 
ganzen Jahres in der vereinseigenen Gaststätte. Die Mitglieder sind Arbeitnehmer 
des Vereins. Zum Jahresabschluss bedankt sich der Verein mit einem unentgeltli-
chen Essen bei diesen Mitgliedern. Der Verzehr von Speisen und Getränken bis zu 
einem Betrag von 60 € pro Arbeitnehmer ist keine steuerpflichtige unentgeltliche 
Wertabgabe, da es sich um Annehmlichkeiten handelt.

-	 Präsente eines Gesangvereins an Mitglieder, z. B. aus Anlass eines persönlichen 
Jubiläums oder Ereignisses, sind dem ideellen und nicht dem unternehmerischen 
Bereich zuzurechnen. Deshalb liegt keine unentgeltliche Wertabgabe vor.

Beispiele



58

besteht bei Mitgliedsbeiträgen allerdings die Möglichkeit, diese der 
Umsatzsteuer zu unterwerfen und die damit zusammenhängenden 
Vorsteuerbeträge geltend zu machen. 

Die Umsatzsteuer für die Lieferungen, die Einfuhr und den innerge-
meinschaftlichen Erwerb von Gegenständen sowie für die sonstigen 
Leistungen, die der Verein zur Ausführung umsatzsteuerfreier Umsät-
ze verwendet, ist grundsätzlich vom Vorsteuerabzug (vgl. Tz. 8.6 ) aus-
geschlossen.

Für bestimmte steuerfreie Umsätze besteht jedoch die Möglichkeit, 
auf die Steuerbefreiung zu verzichten. Beispielsweise kann der Ver-
ein, sofern er nicht unter die Kleinunternehmerregelung fällt (vgl. Tz. 
8.3), die steuerfreie Vermietung oder Verpachtung von Grundstücken 
nach § 9 UStG als umsatzsteuerpflichtig behandeln, wenn der Umsatz 
an einen anderen Unternehmer für dessen Unternehmen ausgeführt 
wird und der Leistungsempfänger das Grundstück ausschließlich für 
Umsätze verwendet, die den Vorsteuerabzug nicht ausschließen. Ge-
ringe Ausschlussumsätze sind unschädlich (Bagatellgrenze von 5%). 
Bei älteren Gebäuden (Beginn der Errichtung vor dem 1.6.1984 bzw. 
11.11.1993) ist § 27 Abs. 2 UStG zu beachten.

8.3 Umsatzgrenze von 17.500 € für Kleinunternehmer 
       (vgl. § 19 UStG, Anhang 12)
Umsatzsteuer wird nicht erhoben, wenn die Kleinunternehmerre-
gelung des § 19 UStG einschlägig ist und auf die Anwendung nicht 
verzichtet wurde. Die Kleinunternehmerregelung greift, wenn der 
Gesamtumsatz (einschließlich Umsatzsteuer) im Sinne des § 19 Abs. 
3 UStG (ohne Umsätze aus dem Verkauf von Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens) im vorangegangenen Kalenderjahr 17.500 € 
nicht überstiegen hat und im laufenden Kalenderjahr 50.000 € vor-
aussichtlich nicht übersteigen wird. Betrugen die Umsätze des Ver-
eins im Vorjahr nicht mehr als 17.500 €, so wird für die Umsätze des 
laufenden Jahres keine Umsatzsteuer erhoben, selbst wenn im lau-
fenden Jahr mehr als 17.500 € Umsätze gemacht worden sind. Für die 
Grenze von 50.000 € sind die Verhältnisse zu Beginn eines Kalender-
jahres entscheidend (realistische Prognose erforderlich). Übersteigen 

Umsatzsteuer8
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die tatsächlichen Umsätze später die Grenze von 50.000 € ist dies un-
schädlich. Allerdings unterliegen dann im darauf folgenden Jahr die 
Umsätze der Umsatzsteuer, da die Grenze von 17.500 € im Vorjahr 
überschritten wurde.

Bei Anwendung der Kleinunternehmerregelung ist ein Abzug von 
Vorsteuerbeträgen (vgl. Tz. 8.6) nicht möglich. Die nicht zu erhebende 
Umsatzsteuer darf nicht in einer Rechnung gesondert ausgewiesen 
werden. Andernfalls schuldet der Verein den ausgewiesenen Umsatz-
steuerbetrag nach § 14c Abs. 2 UStG und muss ihn an das Finanzamt 
abführen, auch wenn ansonsten die Kleinunternehmerregelung greift.

8.4 Umsatzsteuersätze (vgl. § 12 UStG, Anhang 12)
Wird ein Verein umsatzsteuerpflichtig, dann muss er bei der Versteu-
erung seiner Umsätze zwischen dem Regelsteuersatz von 19% und 
dem ermäßigten Steuersatz von 7% unterscheiden.

8.4.1 Regelsteuersatz von 19%
Der Besteuerung mit 19% unterliegen die Einnahmen aus der nicht 
begünstigten wirtschaftlichen Geschäftstätigkeit, den steuerpflichti-
gen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben (vgl. Tz. 6.7). Hier kommen 
z. B. Einnahmen aus dem Gaststättenbetrieb, geselligen Veranstal-
tungen, dem Verkauf von Speisen und Getränken als sog. Restaurati-
onsleistungen, der Werbetätigkeit, der Vermietung von Kegelbahnen, 

8

Zur Verdeutlichung folgendes Beispiel:

1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr 4. Jahr

Brutto- 
umsatz

17.000 € 45.000 € 14.000 € Nach Prognose 
am 1.1. des Jah-
res voraussicht-
lich 51.000 €

Kleinunternehmer Kleinunternehmer Regel-  
besteuerung

Regel- 
besteuerung

da maßgebende Grenze im Vorjahr 
und 50.000 € im laufenden Jahr

da maßgeben-
de Grenze im 
Vorjahr

da 50.000 € im 
laufenden Jahr 
voraussichtlich

nicht überschritten überschritten überschritten

Beispiel
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sportlichen Veranstaltungen unter Einsatz bezahlter Sportler, Basaren, 
Flohmärkten und Altmaterialsammlungen in Betracht.

8.4.2 Ermäßigter Steuersatz von 7% 
Die Umsätze von Zweckbetrieben (vgl. Tz. 6.6) werden mit dem ermä-
ßigten Steuersatz versteuert, soweit sie nicht sogar von der Umsatz-
steuer befreit sind (vgl. Tz. 8.2). Hierzu zählen z. B. die Eintrittsgelder 
von kulturellen oder sportlichen Veranstaltungen (vgl. Tz. 6.6.1, 6.6.2), 
die Erlöse von genehmigten Lotterien und Tombolas, die von der Lot-
teriesteuer befreit sind (vgl. Tz. 12) und die Einnahmen aus dem Ver-
kauf von Fest- und Vereinszeitschriften.

Wenn ein Zweckbetrieb allerdings in erster Linie der Erzielung zusätz-
licher Einnahmen dient und damit in Wettbewerb zu nicht begüns-
tigten Unternehmen tritt, ist der Regelsteuersatz von 19% auf diese 
Umsätze anzuwenden. Dies gilt insbesondere für gemeinnützige Or-
ganisationen als Träger von Integrationsprojekten (§ 68 Nr. 3c AO, vgl. 
Anhang 13.2), bei denen mindestens 40% der Beschäftigten schwer-
behinderte Personen sein müssen. Integrationsprojekte können z. B. 
auch Handelsbetriebe sein, die in Wettbewerb zu nicht begünstigten 
Unternehmen stehen. Unter Wettbewerb ist das Streben mehrerer 
voneinander unabhängiger Unternehmer usw. zu verstehen, die auf 
einem gemeinsamen Markt mit Geschäftsabschlüssen um Kunden 
konkurrieren, wobei vor allem die Werbung sowie die Waren- und 
Preisgestaltung eine Rolle spielt. Wettbewerbsverzerrungen sind 
dann gegeben, wenn eine Ungleichmäßigkeit der Wettbewerbsbe-
dingungen herrscht.

Dem ermäßigten Steuersatz unterliegen auch die steuerpflichtigen 
Umsätze des Vermögensverwaltungsbereichs, z. B. die Umsätze aus 
der Verpachtung von Werberechten und bei umsatzsteuerpflichtiger 
Verpachtung von Gaststätten.

8.5 Schuldner der Umsatzsteuer (vgl. §§ 13a und 13b UStG, Anhang 12)
Schuldner der Umsatzsteuer ist grundsätzlich der leistende Unterneh-
mer. Führt der Verein umsatzsteuerpflichtige Umsätze aus, schuldet er 
für diese die Umsatzsteuer gegenüber dem Finanzamt.

Umsatzsteuer8
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Erhält der Verein jedoch von einem im Ausland ansässigen Unterneh-
mer im Inland umsatzsteuerpflichtige Werklieferungen oder sonstige 
Leistungen, schuldet nicht der leistende (ausländische) Unternehmer, 
sondern der Verein als (inländischer) Leistungsempfänger die darauf 
entfallende Umsatzsteuer (sog. Steuerschuldnerschaft des Leistungs-
empfängers – § 13b UStG). Dies gilt entsprechend auch in den Fällen, 
in denen der Verein umsatzsteuerpflichtig ein Grundstück erwirbt.

8.6 Abzug der Vorsteuer (vgl. § 15 UStG, Anhang 12)
Die Umsatzsteuerzahllast des Vereins mindert sich durch den „Vor-
steuerabzug“, d. h. der Verein kann die Umsatzsteuer, die ihm im 
Rahmen seiner geschäftlichen Tätigkeit (umsatzsteuerpflichtiger wirt-
schaftlicher Geschäftsbetrieb, umsatzsteuerpflichtiger Zweckbetrieb, 
umsatzsteuerpflichtige Vermögensverwaltung) von anderen Unter-
nehmern in einer ordnungsgemäßen Rechnung (§ 14 UStG, Anhang 
12) gesondert ausgewiesen wird oder die er als Leistungsempfänger 
nach § 13b UStG schuldet (vgl. Tz. 8.5) von seiner Steuerschuld abzie-
hen. Dies gilt auch für die Umsatzsteuer bei innergemeinschaftlichen 
Erwerben und die Einfuhrumsatzsteuer. Der Abzug der Vorsteuer ist 
allerdings nur für Lieferungen und sonstige Leistungen möglich, die 
in den unternehmerischen Bereich des Vereins eingehen.

8

Ein Sportverein veranstaltet jedes Jahr ein Volksfest. Für eine Abendveranstaltung hat 
der Verein eine österreichische Musikkapelle verpflichtet. Für die im Inland erbrachte 
musikalische Darbietung schuldet der Verein als Leistungsempfänger die Umsatz-
steuer. Die Kapelle muss ihre Vergütung deshalb netto in Rechnung stellen. Diese 
Umsatzsteuerschuld besteht selbst dann, wenn die Kleinunternehmerregelung nach Tz. 
8.3 bei dem Verein greift.

Beispiel

- 	 Der Feuerwehrverein feiert sein alljährliches Oktoberfest. Hierfür wird ein neuer 
Grill angeschafft und ein Zelt bei einem Zeltverleih gemietet. Die Getränke, 
Fleisch-, Wurst- und Backwaren kauft er bei den örtlichen Lieferanten ein. Die von 
dem Zeltverleiher sowie den örtlichen Lieferanten des Grills sowie der Speisen 
und Getränke in Rechnung gestellte Umsatzsteuer ist als Vorsteuer abzugsfähig.

- 	 Ein Fußballverein erzielt aus seinen Fußballspielen, die Zweckbetriebe sind, von 
den Zuschauern Einnahmen aus Eintrittsgeldern. Die Eintrittskarten werden von 
einer Druckerei geliefert, die dem Verein dafür Umsatzsteuer in Rechnung stellt. 
Diese Umsatzsteuer kann der Verein als Vorsteuer abziehen, da die Einnahmen aus 
Eintrittsgeldern umsatzsteuerpflichtig sind (vgl. Tz. 8.2).

Beispiele
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8.6.1 Ausschluss und Aufteilung des Abzugs der Vorsteuer
Der Abzug der Vorsteuer ist nur für Lieferungen und sonstige Leis-
tungen möglich, die in den unternehmerischen Bereich des Vereins 
eingehen (vgl. Tz. 8.6). Umsatzsteuern, die auf den ideellen (sog. 
nichtwirtschaftlichen Tätigkeitsbereich im engeren Sinne) oder den 
umsatzsteuerfreien Vermögensverwaltungsbereich entfallen, sind 
demzufolge vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen.

Werden jedoch Gegenstände angeschafft, die sowohl dem unterneh-
merischen als auch dem ideellen und damit dem nichtunternehme-
rischen Bereich zuzuordnen sind (gemischt genutzte Gegenstände), 
muss zwingend eine Aufteilung der Vorsteuer in einen abziehbaren 
und einen nicht abziehbaren Teil vorgenommen werden.

Umsatzsteuer8

Ein Fußballverein kauft neue Trikots für seine Jugendmannschaft. Die darauf entfallene 
Umsatzsteuer kann nicht als Vorsteuer abgezogen werden, da der Kauf der Trikots 
dem ideellen Bereich des Vereins zuzuordnen ist.

Beispiel

Ein Sportverein erwirbt im Jahr 2015 einen PKW für 20.000 € zuzüglich 3.800 € Um-
satzsteuer, den er zu 60 % sowohl für den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (unterneh-
merische Tätigkeit) als auch zu 40 % für seinen ideellen Bereich (nichtwirtschaftliche 
Tätigkeit i.e.S.) zu verwenden beabsichtigt. 

Der Vorsteuerabzug aus der Anschaffung des PKW ist anteilig nur insoweit zu gewäh-
ren, als der Verein den PKW für den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb zu verwenden 
beabsichtigt (60 % von 3.800 € = 2.280 €). Eine unentgeltliche Wertabgabe für die 
Nutzung im ideellen Bereich entfällt dann.

Entsprechendes gilt für gemischt genutzte Grundstücke (einschließlich Gebäude), die 
ab dem 1.1.2011 angeschafft oder hergestellt worden sind. Bei diesen ist die Umsatz-
steuer für die Lieferungen, die Einfuhr und den innergemeinschaftlichen Erwerb sowie 
für die sonstigen Leistungen im Zusammenhang mit diesem Grundstück nach  
§ 15 Abs. 1b UStG vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen, soweit sie nicht auf die 
Verwendung des Grundstücks für Zwecke des Unternehmens entfällt. Die Versteuerung 
der nichtunternehmerischen Nutzung als unentgeltliche Wertabgabe ist dann nicht 
mehr erforderlich.

Beispiel

- 	 Ein Musikverein hat seine Gaststätte umsatzsteuerpflichtig verpachtet. Im Laufe 
des Jahres sind Reparaturen am Gaststättengebäude erforderlich, für die der 
Verein von den Handwerkern Umsatzsteuer in Rechnung gestellt bekommt. Da die 
Verpachtungseinnahmen aus der Gaststätte umsatzsteuerpflichtig sind, kann der 
Verein die mit der Verpachtung zusammenhängenden Vorsteuern abziehen.

Beispiele
Fortsetzung
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Ausgeschlossen ist der Vorsteuerabzug auch, wenn
	für die eigenen Umsätze des Vereins mangels Überschreitens der 

Umsatzgrenze für Kleinunternehmer keine Umsatzsteuer erho-
ben wird,

	die Umsatzsteuer von einem Nichtunternehmer in Rechnung 
gestellt wird, oder

	die erhaltenen Lieferungen und Leistungen sowie die Einfuhr 
oder der innergemeinschaftliche Erwerb von Gegenständen vom 
Verein zur Ausführung umsatzsteuerfreier Umsätze (vgl. Tz. 8.2) 
verwendet werden.

8.6.2 Vorsteuerberichtigung
Die bei der Anschaffung oder Herstellung eines Wirtschaftsguts in 
Rechnung gestellte Vorsteuer kann der Verein geltend machen, so-
fern er das Wirtschaftsgut für steuerpflichtige Umsätze verwendet 
und nicht der Kleinunternehmerregelung unterliegt (vgl. Tz. 8.3). Der 
Vorsteuerabzug muss aber nach den Regelungen in § 15a UStG be-
richtigt werden, wenn sich die für den Vorsteuerabzug maßgeben-
den Verhältnisse innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren bzw. bei 
Gebäuden zehn Jahren ändern, d. h. wenn das Wirtschaftsgut, das 
bisher für steuerpflichtige Umsätze verwendet wurde, innerhalb des 
Zeitraums seit Anschaffung oder Herstellung anders verwendet wird. 
Von einer Berichtigung wird abgesehen, wenn die Vorsteuer bei An-
schaffung oder Herstellung des Wirtschaftsguts nicht mehr als 1.000 € 
betragen hat.

8

Das Mitglied eines Tierschutzvereins wird beauftragt, die Hundezwinger des vom 
Verein unterhaltenen Tierheims, in dem Hunde während der Urlaubsabwesenheit 
der Besitzer betreut werden, auszubessern. Der Tierschutzverein unterhält insoweit 
einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. Obwohl das Mitglied kein 
Unternehmer ist, weist es in der Rechnung für seine Leistung an den Verein die Um-
satzsteuer mit 19% aus. Der Verein kann die Vorsteuer nicht abziehen, da sie von einem 
Nichtunternehmer in Rechnung gestellt worden ist. Das Mitglied schuldet jedoch die 
unberechtigt ausgewiesene Steuer und muss sie an das Finanzamt abführen.

Beispiel
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Vereinfacht ergibt sich das Vorsteuerabzugsrecht nach dem beige-
fügten Schaubild. Weitergehende Informationen zum Vorsteuerab-
zugsrecht gerade auch für Vereine enthalten die BMF-Schreiben vom 
2. Januar 2012 (BStBl I 2012, 60) und vom 2. Januar 2014 (BStBl I 
2014, 119).

Umsatzsteuer8

Eingangsumsatz wird verwendet

ausschließlich unternehmerisch oder  
nichtunternehmerisch

teilunternehmerisch 
(sowohl unternehmerisch, als auch  

nichtunternehmerisch)

unternehmerisch nichtunternehmerisch unternehmerisch und 
nichtwirtschaftlich i.e.S.

unternehmerisch und 
unternehmensfremd 

(Sonderfall)

voller Vorsteuerabzug 
nach § 15 Abs. 1 UStG

kein Vorsteuerabzug 
nach § 15 Abs. 1 UStG

Vorsteuerabzug nach 
§ 15 Abs. 1 UStG, soweit 
unternehmerische Ver-

wendung; keine Wertab-
gabenbesteuerung

Zuordnungswahlrecht; 
wenn voller Vorsteuer-
abzug nach § 15 Abs. 1 
UStG, dann Wertabga-

benbesteuerung (ausge-
nommen Fälle des § 15 

Abs. 1b UStG

spätere nichtunterneh-
merische Verwendung

spätere unternehmeri-
sche Verwendung

Änderung des Verhält-
nisses unternehmerisch/
nichtwirtschaftlich i.e.S.

Änderung des Verhält-
nisses unternehmerisch/

unternehmensfremd

mehr 
nichtwirt-
schaftlich 

i.e.S.

mehr 
unterneh-
merisch

mehr 
unterneh-

mens-
fremd

mehr 
unterneh-
merisch

unentgeltliche 
Wertabgabe

keine Einlage- 
entsteuerung

unentgelt-
liche 

Wertab-
gabe

keine 
Einlage- 

entsteue-
rung, aber

unentgelt-
liche 

Wertab-
gabe

keine 
Einlage- 

entsteue-
rung

keine Berichtigung  
nach § 15a UStG

keine Berichtigung  
nach § 15a UStG

keine Be-
richtigung 
nach § 15a 

UStG

Berich-
tigung 

nach § 15a 
UStG aus 
Billigkeits-
gründen

keine Be-
richtigung 
nach § 15a 

UStG

keine Be-
richtigung 
nach § 15a 

UStG
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8.6.3 Vorsteuerpauschale von 7% (vgl. § 23a, Anhang 12)
Es gibt Lieferungen und Leistungen, die sich sowohl auf den unter-
nehmerischen als auch auf den ideellen Bereich der Vereinsaktivitä-
ten verteilen. Ein Beispiel dafür ist die Erweiterung eines Clubheimes, 
in dem sich auch die Vereinsgaststätte befindet. In derartigen Fällen 
muss die Vorsteuer entsprechend ihrer Zugehörigkeit zu diesem oder 
jenem Bereich aufgeteilt werden.

Aufteilung und Zuordnung der Vorsteuern in abziehbare und nicht ab-
ziehbare Beträge ist vielfach nur schwer möglich und kann für kleinere 
Vereine mit einem kaum zumutbaren Arbeitsaufwand verbunden sein. 
Der Gesetzgeber hat deshalb für diese Vereine, soweit sie nicht buch-
führungspflichtig sind, eine Erleichterung eingeführt. Die abziehbaren 
Vorsteuern werden bei ihnen, beruhend auf Erfahrungen, mit einem 
Durchschnittssatz von 7% ihrer steuerpflichtigen Umsätze festgesetzt. 
Dieser Satz kann in Anspruch genommen werden, wenn der umsatz-
steuerpflichtige Vorjahresumsatz 35.000 € nicht überschritten hat.

Da der Durchschnittssatz aber unter Umständen zu gering sein kann 
und den tatsächlichen Gegebenheiten beim Verein nicht entspricht, 
hat er ein Wahlrecht. Er kann sich auch die Mühe machen und die 
abziehbaren Vorsteuerbeträge im Einzelnen ermitteln.

Entscheidet sich der Verein für die Anwendung des Durchschnitts-
satzes, so hat er dies dem Finanzamt gegenüber bis zum 10.4. des 
Kalenderjahres zu erklären, für das die Vorsteuerpauschale von 7% 
gelten soll. An die Anwendung des Durchschnittssatzes ist der Verein 
für 5 Jahre gebunden.

8.7 Erwerbe aus EU-Mitgliedstaaten
Durch den EU-Binnenmarkt ist für alle EU-Mitgliedstaaten ein Ge-
meinschaftsgebiet geschaffen worden, für das es begrifflich keine 
Einfuhren mehr gibt. Beim Erwerb von Wirtschaftsgütern aus ande-
ren EU-Mitgliedstaaten wird der sog. innergemeinschaftliche Erwerb 
nach § 1a UStG besteuert. Der Steuersatz für solche Erwerbe beträgt 
19% bzw. 7%. Eingetragene Vereine, die für ihren nicht unternehmeri-
schen Bereich (ideeller Bereich) Erwerbe im EU-Ausland vornehmen, 

8
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brauchen solche Erwerbe grundsätzlich nicht zu versteuern, soweit 
diese den Betrag von 12.500 € im vorangegangenen Kalenderjahr 
nicht überstiegen haben und im laufenden Kalenderjahr voraussicht-
lich nicht übersteigen. Auf die Anwendung dieser Erwerbsschwelle 
kann verzichtet werden. Als Verzicht gilt auch die Verwendung einer 
dem Verein erteilten Umsatzsteuer-Identifikationsnummer gegen-
über dem Lieferer (§ 1a Abs. 4 UStG). Für den Erwerb neuer Fahr-
zeuge und verbrauchsteuerpflichtiger Ware gelten Besonderheiten. 
Innergemeinschaftliche Erwerbe für den unternehmerischen Bereich 
unterliegen unter den Voraussetzungen des § 1a UStG ebenfalls der 
Besteuerung.

8.8 Berechnung der Umsatzsteuer
Die Bemessungsgrundlage für die Umsatzsteuer ist das Entgelt (ohne 
Umsatzsteuer), das der Verein für seine Aktivitäten (z. B. Verkauf von 
Speisen und Getränken, laufende kurzfristige Vermietung von Sport-
stätten an Nichtmitglieder) vereinnahmt. Sofern die Umsatzsteuer im 
Bruttopreis enthalten ist – das gilt nur für Rechnungen über Kleinbe-
träge, d. h. deren Gesamtbetrag 250 € (bis 31.12.2016: 150 €) nicht 
übersteigt –, muss sie durch Anwendung folgender Prozentsätze her-
ausgerechnet werden:
	beim Regelsteuersatz von 19% mit 15,9664% des Bruttoumsatzes,

	bei ermäßigtem Steuersatz von 7% mit 6,54% des Bruttoumsatzes.

Von der ermittelten Umsatzsteuer wird die für die umsatzsteuerpflich-
tigen Aktivitäten in Rechnung gestellte oder pauschalierte Vorsteuer 
abgezogen, um die Umsatzsteuerschuld zu berechnen.

Umsatzsteuer8

Bruttoeinnahmen aus Verkauf von Speisen und Getränken in Form einer Dienstleistung 
(sog. Restaurationsleistung, Tz. 8.4.1) und keiner reinen Lieferung = 5.000 €. Die darin 
enthaltene Umsatzsteuer beträgt 15,9664% von 5.000 € = 798,32 €.

Beispiel

Bruttoeinnahmen aus Verkauf von Vereinszeitschriften = 1.500 €. Die darin enthaltene 
Umsatzsteuer beträgt 6,54% von 1.500 € = 98,10 €.

Beispiel
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8.9 Umsatzsteuer-Voranmeldung und Umsatzsteuerjahreserklärung
       (vgl. § 18 UStG, Anhang 12)
8.9.1 Abgabezeiträume und Abgabetermin
Hat der Verein umsatzsteuerpflichtige Einnahmen, muss er nach Ab-
lauf eines Kalendervierteljahres binnen zehn Tagen an das Finanzamt 
eine Umsatzsteuer-Voranmeldung übermitteln. Gleichzeitig ist die 
selbst errechnete Steuer (nach Abzug der Vorsteuer) zu entrichten. 
Voranmeldungszeitraum ist das Kalendervierteljahr (§ 18 Abs. 2 
UStG). Beträgt die Umsatzsteuerschuld für das vorangegangene Ka-
lenderjahr mehr als 7.500 €, so sind monatliche Voranmeldungen ab-
zugeben. Bei einer Steuerschuld von nicht mehr als 1.000 € im voran-
gegangenen Jahr ist auf Antrag nur die Steuererklärung nach Ablauf 
des Jahres abzugeben, ohne dass Voranmeldungen abzugeben und 
Vorauszahlungen zu leisten sind.

Nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres ist – unabhängig von der 
Höhe der Umsätze – bis zum 31.5. des Folgejahres (sofern keine Frist-
verlängerung gewährt wird) stets eine Umsatzsteuerjahreserklärung 
abzugeben (§ 18 Abs. 3 UStG). Die darin vom Verein errechnete Ab-
schlusszahlung ist innerhalb eines Monats nach Abgabe der Erklärung 
unaufgefordert an das Finanzamt zu zahlen, wenn das Finanzamt vor-
her keinen anders lautenden Bescheid erlässt.

8.9.2 Elektronische Übermittlung in authentifizierter Form 
Die Voranmeldungen müssen grundsätzlich elektronisch in authen-
tifizierter Form an das Finanzamt übermittelt werden. Dies gilt auch 
für die Umsatzsteuerjahreserklärung. Dazu kann ElsterFormular, das 
kostenlose Steuerprogramm der deutschen Finanzverwaltung, das 
ELSTER-Onlineportal (Mein ELSTER) oder aber jedes andere Soft-
ware-Produkt verwendet werden, in das die ELSTER-Software integ-
riert ist. ElsterFormular steht im Internet unter www.elster.de (weitere 
Softwareprodukte/ElsterFormular) zum kostenlosen Herunterladen 
zur Verfügung. Ferner liegen in allen hessischen Finanzämtern kos-
tenlose CD mit der ElsterFormular-Software und weiteres Infomaterial 
zu ELSTER bereit. Für die elektronische authentifizierte Übermittlung 
benötigt der Verein dagegen ein Zertifikat. Dieses ist im Anschluss 
an die Registrierung auf der Internetseite www.elster.de erhältlich. 

8
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Der Registrierungsvorgang kann bis zu zwei Wochen dauern. Wei-
tere Programme zur elektronischen Übermittlung finden sich unter  
www.elster.de/elsterweb/softwareprodukt. Ist es dem Verein nicht 
zumutbar, die technischen Voraussetzungen einzurichten, die für die 
Übermittlung der elektronischen Voranmeldung oder der elektroni-
schen Umsatzsteuerjahreserklärung erforderlich sind, kann das Fi-
nanzamt auf Antrag die Abgabe in Papierform zulassen. (vgl. Tz. 5.1.3)

8.10 Aufzeichnungspflichten
Ein Verein, der umsatzsteuerpflichtig ist, d. h. der die Umsatzgrenze 
für Kleinunternehmer von 17.500 € im Vorjahr überschritten hat (vgl. 
Tz. 8.3) oder freiwillig zur Umsatzsteuer optiert hat, muss beachten, 
dass er die für Lieferungen und sonstige Leistungen vereinbarten Ent-
gelte besonders aufzeichnet werden. Erforderlich ist eine Trennung 
nach steuerpflichtigen, steuerermäßigten und steuerfreien Umsätzen. 
Aufzuführen sind auch Entgelte für empfangene Lieferungen sowie 
sonstige Leistungen und die darauf lastenden Vorsteuern. Diese 
Pflicht entfällt aber, wenn der Verein die Vorsteuer nach dem Durch-
schnittssatz errechnet.

8.11 Ausstellen von Rechnungen und Kleinbetragsrechnungen
         (vgl. § 14 UStG, Anhang 12)
Sofern ein Verein als umsatzsteuerpflichtiger Unternehmer Lieferun-
gen oder sonstige Leistungen an einen anderen Unternehmer für 
dessen Unternehmen ausführt, muss er eine Rechnung ausstellen, die 
bestimmte Angaben enthalten muss. Kleinbetragsrechnungen bis zu 
einem Gesamtbetrag von 250 € (bis 31.12.2016: 150 €) müssen hin-
gegen nicht alle Angaben enthalten. Es genügt, wenn der Name und 
die Anschrift des Vereins, das Datum, der Umfang der Lieferung oder 
Leistung sowie der Rechnungsbetrag in einer Summe und die Um-
satzsteuer sowie der anzuwendende Steuersatz enthalten sind (vgl.  
§ 33 Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung – UStDV, Anhang 12.1).

8 Umsatzsteuer

Ein Verein überschreitet mit seinen wirtschaftlichen Aktivitäten jedes Jahr die Umsatz-
grenze für Kleinunternehmer von 17.500 €. Da die Umsatzsteuerschuld des jeweiligen 
Vorjahres jedoch nicht mehr als 7.500 € beträgt, muss vierteljährlich eine Umsatzsteu-
er-Voranmeldung grundsätzlich auf elektronischem Weg in authentifizierter Form beim 
Finanzamt eingereicht werden.

Beispiel
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9
Kraftfahrzeugsteuer, Grund- und Grunder-

werbsteuer, Erbschaft- und Schenkungsteuer

9  Kraftfahrzeugsteuer

Seit Juli 2014 sind nicht mehr die Finanzämter, sondern die Hauptzol-
lämter des Bundes für die Festsetzung und Erhebung der Kraftfahr-
zeugsteuer zuständig. Weitere Informationen zur Kraftfahrzeugsteuer 
stehen auf der Internetseite der Zollverwaltung (www.zoll.de) unter 
der Rubrik „Informationen zur Kraftfahrzeugsteuer“. Dort können auch 
die Kontaktdaten der zuständigen bzw. nächstliegenden Zolldienst-
stelle eingesehen werden.

10  Grund- und Grunderwerbsteuer

Grundsteuerpflichtig sind Grundstücke des wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetriebes sowie Grundbesitz, den der Verein nicht unmittelbar 
für gemeinnützige Zwecke verwendet, also beispielsweise fremdver-
mietet. Der entgeltliche Erwerb von Grundstücken für gemeinnützige 
Zwecke ist nicht von der Grunderwerbsteuer befreit. Der Steuersatz 
beträgt in Hessen derzeit 6%. Wird aber das Grundvermögen unent-
geltlich, z. B. durch Schenkung übertragen, kommt eine Befreiung von 
der Grunderwerbsteuer in Betracht.

11  Erbschaft- und Schenkungsteuer

Zuwendungen (Erbschaften und Schenkungen) an einen gemeinnüt-
zigen Verein sind von der Erbschaft- und Schenkungsteuer befreit. 
Dies gilt unabhängig von der Art des erworbenen Vermögens, sei es 
Grund- oder Kapitalvermögen.

Die Befreiung entfällt jedoch rückwirkend, wenn beim Verein inner-
halb von zehn Jahren nach der Zuwendung die Voraussetzungen für 
die Gemeinnützigkeit wegfallen und das Vermögen nicht begünstig-
ten Zwecken zugeführt wird.

10
11
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12 Vergnügungs- und Lotteriesteuer

12  Vergnügungs- und Lotteriesteuer

Die Gemeinden sind berechtigt, auf die im Gemeindegebiet veran-
stalteten Vergnügungen, beispielsweise Tanz-, Film- oder Theatervor-
führungen, Steuern zu erheben. Veranstaltungen religiöser oder wis-
senschaftlicher Art, wie sie vornehmlich von gemeinnützigen Vereinen 
abgehalten werden, haben überwiegend keinen Vergnügungscharak-
ter und unterliegen daher auch nicht der Besteuerung. Befreit sind 
auch z. B. künstlerische Laiendarbietungen und sportliche Veranstal-
tungen, die Zweckbetriebe sind.

Will der gemeinnützige Verein eine Lotterie oder eine Tombola mit 
Geld- und Sachgewinnen veranstalten, muss er grundsätzlich Lotte-
riesteuer entrichten. Bemessungsgrundlage der Lotteriesteuer ist der 
planmäßige Preis (Nennwert) sämtlicher Lose. Die Lotteriesteuer be-
trägt 20% des Nennwertes sämtlicher Lose ausschließlich der Steu-
er. Dieser Steuersatz von 20% des Nettopreises der Lose entspricht 
16 2/3% des Bruttopreises. 

Von der Besteuerung ausgenommen sind zum einen nichtgewerbli-
che Ausspielungen, bei denen die Gewinne nur in Sachwerten beste-
hen, wenn Ausweise nicht erteilt werden oder der Gesamtpreis der 
Lose einer Ausspielung den Wert von 650 € nicht übersteigt. Zum an-
deren sind ordnungsbehördlich genehmigte Lotterien und Ausspie-
lungen von der Besteuerung ausgenommen, wenn der Gesamtpreis 
der Lose den Wert von 240 € nicht übersteigt. Wird der Reinerlös bei 
solchen ordnungsbehördlich genehmigten Lotterien und Ausspie-
lungen ausschließlich zu gemeinnützigen Zwecken verwendet, greift 
die Steuerbefreiung, wenn der Gesamtpreis der Lose den Wert von 
40.000 € nicht übersteigt. Dies gilt auch dann, wenn der Wert der 
Sachpreise höher als 40.000 € ist.

Bei den meisten gemeinnützigen Vereinen, die nur die üblichen klei-
neren Ausspielungen und Lotterien veranstalten, entsteht deshalb 
keine Lotteriesteuer. Allerdings unterliegen diese Einnahmen – falls 
die Kleinunternehmerregelung (vgl. Tz. 8.3) nicht anwendbar ist – der 
Umsatzsteuer mit dem ermäßigten Steuersatz in Höhe von 7% (vgl. 
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Tz. 8.4.2). Betragen die Einnahmen je genehmigter Lotterie jedoch 
mehr als 40.000 €, unterliegen sie vorrangig der Lotteriesteuer von 
16 2/3%. Umsatzsteuer fällt dann nicht zusätzlich an, da sich Lotterie-
steuer und Umsatzsteuer gegenseitig ausschließen.

Unabhängig davon, ob für eine Lotterie oder Ausspielung Lotterie-
steuer zu entrichten ist, besteht für den Veranstalter die Verpflich-
tung, die Lotterie oder Ausspielung vor Beginn bei dem zuständigen 
Finanzamt anzumelden. Für alle in Hessen durchgeführten Lotterien 
und Ausspielungen ist das Finanzamt Frankfurt am Main III zentral zu-
ständig. Die Anmeldepflicht entfällt, wenn der Gesamtpreis der Lose 
(Anzahl der Lose x Einzelpreis) die Summe von 164 € nicht übersteigt 
oder bei einer nichtgewerblichen Ausspielung ausschließlich Sachge-
winne ausgeschüttet werden und der Gesamtpreis der Lose (Anzahl 
der Lose x Einzelpreis) die Summe von 650 € nicht übersteigt. So-
weit eine Steuerbefreiung für eine Lotterie oder Ausspielung zu aus-
schließlich gemeinnützigen Zwecken beim Finanzamt beantragt wird, 
ist der Verwendungszweck des Erlöses der Lotterie oder Ausspielung 
kurz und schlüssig zu erläutern.

Ein Verein veranstaltet pro Jahr drei genehmigte Lotterien. Mit der ersten erzielt er ei-
nen Umsatz in Höhe von 36.000 €, mit der zweiten einen Umsatz in Höhe von 31.000 € 
und mit der dritten einen Umsatz in Höhe von 48.000 €. Obgleich alle drei Lotterien als 
Zweckbetriebe anzusehen sind, unterliegen nur die erste und zweite dem ermäßigten 
Steuersatz von 7%, da die jeweiligen Umsätze dieser Lotterien den Betrag in Höhe von 
40.000 € nicht überschreiten. Hingegen muss der Umsatz der dritten Lotterie in Höhe 
von 48.000 € der Lotteriesteuer von 16 2/3% unterworfen werden.

Beispiel
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Lohnsteuer13
13  Lohnsteuer

Die Gemeinnützigkeit führt nicht zur Lohnsteuerfreiheit der von den 
Vereinen Beschäftigten. Die Vereine müssen für jeden bei ihnen be-
schäftigten Arbeitnehmer ein Lohnkonto führen. Das gilt unabhängig 
davon, ob der Arbeitslohn steuerpflichtig oder steuerfrei ist, ob es 
sich um eine kurzfristige Beschäftigung (vgl. Tz. 13.4.1) oder um eine 
geringfügige Beschäftigung (vgl. Tz. 13.4.2) handelt. Die Lohnkonten 
sind bis zum Ablauf des 6. Kalenderjahres, das auf die zuletzt eingetra-
gene Lohnzahlung folgt, aufzubewahren. Die Vereine sind verpflichtet, 
für ihre Arbeitnehmer die auf den steuerpflichtigen Arbeitslohn ent-
fallende Lohnsteuer einzubehalten und an das Finanzamt abzuführen.

13.1 Beschäftigungsverhältnisse mit Arbeitnehmern
Zu der Frage, wer im Einzelfall als Arbeitnehmer anzusehen ist, einige 
Beispiele:
	Alle fest angestellten Kräfte, wie Geschäftsführer, Kassierer, 

hauptberufliche Trainer, Platzwarte.
	Sportler, die von ihrem Verein für ihren sportlichen Einsatz be-

zahlt werden, z. B. sogenannte Vertragsamateure. 
	Nebenberufliche Übungsleiter, die in den Vereinsbetrieb fest 

eingegliedert sind (vgl. Tz. 15).
	Alle Personen, die kurzfristig oder aushilfsweise vom Verein be-

schäftigt werden.

Keine Arbeitnehmer sind dagegen:
	Vereinsmitglieder, die hin und wieder bei besonderen Anlässen 

helfend einspringen und nur Aufwandsersatz oder ein Verzehr-
geld erhalten.

	Ehrenamtliche Vorstandsmitglieder und andere für den Verein 
tätige Mitglieder, die für Reisen, Telefon usw. nur eine ihre Kosten 
deckende Aufwandsentschädigung erhalten. Bei der Zahlung 
von Vergütungen (vgl. Tz. 4.4.2.2) muss allerdings steuerlich von 
einem Arbeitnehmerverhältnis ausgegangen werden.

	Sportler, die von ihrem Verein für ihren sportlichen Einsatz 
Vergütungen erhalten, die die tatsächlichen Aufwendungen nur 
unwesentlich, d. h. um nicht mehr als 10%, übersteigen.
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	Musiker, die nur gelegentlich, d. h. etwa für einen Tag oder ein 
Wochenende verpflichtet werden, z. B. für gesellige Veranstaltun-
gen wie Maskenball, Oktoberfest.

	Nebenberufliche Übungsleiter, die nur in geringem Umfang 
beschäftigt sind, d. h. durchschnittlich nicht mehr als 6 Unter-
richtsstunden pro Woche und deshalb nicht in einem unmittelba-
ren Abhängigkeitsverhältnis zum Verein stehen. Diese Personen 
müssen ihre Vergütungen im Rahmen ihrer Einkommensteuerer-
klärung berücksichtigen.

Die Pächter von Vereinsgaststätten sind keine Arbeitnehmer, sondern 
selbständige Gewerbetreibende.

13.2 Lohnsteuerpflichtiger und -freier Aufwandsersatz
Der vom Verein gezahlte Aufwandsersatz an Sportler und Übungslei-
ter ist lohnsteuerpflichtig, wenn die Vergütungen als Arbeitslohn zu 
beurteilen und nicht von der Lohnsteuer befreit sind. Es liegt aber 
kein Arbeitslohn vor, wenn die Vergütungen die mit der Tätigkeit zu-
sammenhängenden Aufwendungen der Sportler und Übungsleiter 
nur unwesentlich, d. h. um nicht mehr als 10% übersteigen.

13.2.1 Lohnsteuerpflichtiger Aufwandsersatz
Zum lohnsteuerpflichtigen Aufwandsersatz gehören u.a.
	die Zahlungen an Sportler für ihren Aufwand. Hierzu gehören 

auch die pauschalen Zahlungen von monatlich bis zu 400 € im 
Jahresdurchschnitt; 

	Leistungen für Verpflegungsmehraufwand bei Spielen und Trai-
ningsveranstaltungen an der ersten Tätigkeitsstätte;

	die ersetzten Fahrtkosten für Fahrten zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte. Erste Tätigkeitsstätte ist i.d.R. die 
Heimsportstätte (Sportplatz, Sporthalle). Falls der Fahrtkosten-
ersatz nicht beim jeweiligen Sportler mitversteuert werden soll, 
kann der Verein den Erstattungsbetrag pauschal versteuern. Der 
Verein hat dann die pauschale Lohnsteuer von 15% einschließlich 
Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer zu tragen. Die Pauschal-
versteuerung ist für jeden vollen Kilometer zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte auf einen Betrag von 0,30 €, maximal 
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insgesamt auf 4.500 € beschränkt. Ein höherer Betrag als 4.500 € 
kann pauschal versteuert werden, soweit der Sportler einen 
eigenen oder ihm zur Nutzung überlassenen PKW benutzt. Der 
pauschal versteuerte Betrag ist in der elektronischen Lohnsteuer-
bescheinigung auszuweisen und mindert beim Sportler die Entfer-
nungspauschale, die er als Werbungskosten für Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte geltend machen könnte.

13.2.2 Lohnsteuerfreier Aufwandsersatz
Zum lohnsteuerfreien Aufwandsersatz gehören u. a.
	Auslagen für Portokosten und Telefongebühren, soweit sie ein-

zeln belegbar sind und für den Verein aufgewendet wurden;
	Einnahmen von Übungsleitern bis zur Höhe von 2.400 € jährlich.

13.2.3 Lohnsteuerfreie Erstattung von Reisekosten bei Auswärtstätigkeit
Eine Auswärtstätigkeit liegt vor, wenn der Arbeitnehmer vorüberge-
hend außerhalb der Wohnung und der ersten Tätigkeitsstätte für den 
Verein tätig wird (z. B. Fahrten zu Auswärtsspielen). Zu den Reisekos-
ten gehören Fahrtkosten, Verpflegungsmehraufwendungen, Über-
nachtungskosten sowie die Reisenebenkosten (z. B. Aufwendungen 
für die Beförderung und die Aufbewahrung des Gepäcks, öffentliche 
Verkehrsmittel oder Taxi am Reiseort, Telefongebühren sowie Porto, 
Garagen- und Parkplatzkosten während der Auswärtstätigkeit). Die 
Erstattung dieser Aufwendungen durch den Arbeitgeber ist beim Ar-
beitnehmer steuerfrei (§ 3 Nr. 16 EStG). 

Reisekosten können wie folgt steuerfrei erstattet werden:

a)	 Fahrtkosten in Höhe der tatsächlichen Kosten oder bei Benut-
zung eines privaten Fahrzeugs auch mit folgenden pauschalen 
Sätzen: 

	 Kraftwagen					     0,30 €
	 andere motorbetriebene Fahrzeuge		  0,20 €
	 für den gefahrenen Kilometer,
	 Fahrrad					     5 €/Monat
	 bei mindestens viermaliger Nutzung im betreffenden Monat.

13 Lohnsteuer
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b)	 Verpflegungsmehraufwand
	 Abwesenheit bei Inlandsreisen von 24 Stunden		  24 €
	 Für An- und Abreisetage bei Reisen mit Übernachtung 	 12 €
	 (keine Mindestabwesenheitszeit erforderlich)
	 Für eintägige Reisen ohne Übernachtung bei Abwesenheit  

von mehr als 8 Stunden:				    12 €
	
	 Werden mehrere Dienstreisen an einem Kalendertag durch-

geführt, sind die Abwesenheitszeiten an diesem Kalendertag 
zusammenzurechnen. Abwesenheitszeiten, die sich über zwei 
Kalendertage ohne Übernachtung erstrecken, können ebenfalls 
zusammengerechnet werden. 

	
	 Stellt der Verein als Arbeitgeber im Rahmen einer Auswärtstätig-

keit Mahlzeiten zur Verfügung, ist die steuerfreie Verpflegungs-
pauschale zu kürzen:

	 - für Frühstück um 20%,
	 - für Mittag- und Abendessen um jeweils 40%
	 der für den Unterkunftsort maßgebenden Verpflegungspauscha-

le bei einer Auswärtstätigkeit mit einer Abwesenheitsdauer von 
mindestens 24 Stunden (im Inland 24 €), also im Inland 4,80 € für 
ein Frühstück und 9,60 € für ein Mittag- oder Abendessen. Die 
Verpflegungspauschale wird tageweise und maximal bis auf 0 € 
gekürzt.

	
c)	 Übernachtungskosten 
	 Bei Inlandsreisen darf der Verein als Arbeitgeber ohne Einzel-

nachweis einen Pauschbetrag von 20 € oder die tatsächlichen 
Aufwendungen steuerfrei erstatten. Wird in einer Übernachtungs-
rechnung dabei der Preis für das eingeschlossene Frühstück, 
Mittag- oder Abendessen nicht gesondert ausgewiesen, ist der 
Gesamtpreis bei einer Übernachtung im Inland

	 - für Frühstück um 4,80 € 
	 - für Mittag und Abendessen um jeweils 9,60 €
	 zu kürzen. Der verbleibende Betrag kann als Übernachtungskos-

ten steuerfrei erstattet werden.	
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13.3 Lohnsteuerabzug
Der Lohnsteuerabzug wird auf der Grundlage der elektronischen 
Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM) durchgeführt. Die persönli-
chen Lohnsteuerabzugsmerkmale einschließlich zu berücksichtigen-
der Freibeträge werden dem Arbeitgeber dann in einer Datenbank 
der Finanzverwaltung zum Abruf zur Verfügung gestellt. 

Anhand der elektronisch abgerufenen (vgl. Tz. 15.2.2.1) Besteue-
rungsmerkmale sind die Steuerabzugsbeträge zu ermitteln und an 
das Finanzamt abzuführen.

13.4 Pauschalierung der Lohnsteuer
Auf die Verwendung der persönlichen Lohnsteuerabzugsmerkma-
le kann verzichtet werden, wenn Aushilfslöhne gezahlt werden, d. h. 
wenn der Arbeitnehmer (z. B. Übungsleiter, Sportler, Aushilfskräfte) 
kurzfristig oder geringfügig beschäftigt wird und der Verein als Ar-
beitgeber von der Pauschalierung der Lohnsteuer Gebrauch macht.

13.4.1 Kurzfristige Beschäftigung
Bei kurzfristiger Beschäftigung ist die Steuer mit einem Pauschsteuer-
satz von 25% des Arbeitslohns zu erheben und vom Verein zu tragen. 
Zu der Pauschsteuer von 25% kommen 7% der pauschalen Lohnsteu-
er als Kirchensteuer sowie 5,5% der pauschalen Lohnsteuer als Soli-
daritätszuschlag hinzu. Von der Erhebung der Kirchensteuer kann nur 
abgesehen werden, wenn der Arbeitnehmer keiner kirchensteuer- er-
hebenden Kirche angehört. Jedoch muss dann der Arbeitgeber für 
alle anderen kirchensteuerpflichtigen Arbeitnehmer seines Betriebes 
bei der Pauschalversteuerung die Kirchensteuer nach dem Regelsatz 
von 9% bemessen.

Kurzfristige Beschäftigung bedeutet, dass der Arbeitnehmer nur gele-
gentlich, also nicht regelmäßig wiederkehrend beschäftigt werden darf.
Weitere Voraussetzungen für eine kurzfristige Beschäftigung:
	Die Dauer der Beschäftigung ist auf 18 zusammenhängende 

Arbeitstage begrenzt und
- der durchschnittliche Arbeitslohn je Arbeitstag während der 

Beschäftigungsdauer beträgt höchstens 72 € oder 
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- die Beschäftigung wird zu einem unvorhersehbaren Zeitpunkt 
sofort erforderlich. 

	Der durchschnittliche Arbeitslohn je Arbeitsstunde darf 12 € 
nicht übersteigen.

13.4.2 Geringfügige Beschäftigung
Eine geringfügige Beschäftigung liegt vor, wenn bei monatlicher 
Lohnzahlung der Arbeitslohn 450 € nicht übersteigt. Auch geringfügig 
beschäftigte Arbeitnehmer unterliegen grundsätzlich der Sozialversi-
cherung: Neben dem pauschalen Beitrag zur Krankenversicherung 
(13% reiner Arbeitgeber-Pauschalbeitrag, nur bei gesetzlich kranken-
versicherten Beschäftigten) fällt der allgemeine Beitrag zur Rentenver-
sicherung (18,6%, Arbeitgeber-Pauschalbeitrag 15%, Arbeitnehmer-
beitrag 3,6%; bis 31.12.2017: 18,7%, Arbeitgeber-Pauschalbeitrag 
15%, Arbeitnehmerbeitrag 3,7%) an. Teilt der Arbeitnehmer dem Ver-
ein schriftlich mit, dass er die Befreiung von der Rentenversicherungs-
pflicht wünscht, gilt ein pauschaler Rentenversicherungsbeitragssatz 
von 15%. Für geringfügige Beschäftigungsverhältnisse, die bereits 
vor dem 1.1.2013 bestanden haben, gilt grundsätzlich der pauschale 
Rentenversicherungsbeitragssatz, wenn sich der Arbeitnehmer nicht 
für die Aufstockung zum allgemeinen Beitragssatz entschieden hat. 

Bei mehreren geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen gilt die 
Grenze von 450 € für die Summe aller monatlichen Verdienste. Wird 
diese Grenze überschritten, z. B. weil der Arbeitnehmer mehrere ge-
ringfügige Beschäftigungen nebeneinander ausübt, unterliegt der 
gesamte Arbeitslohn der regulären Sozialversicherungspflicht. Ein ge-
ringfügiges Beschäftigungsverhältnis wird in die Sozialversicherungs-
pflicht einer Haupttätigkeit nicht einbezogen. Nur wenn neben einer 
Haupttätigkeit mehrere Mini-Jobs ausgeübt werden, wird der Lohn ab 
dem zweiten Mini-Job der regulären Sozialversicherungspflicht unter-
worfen. 

Zusätzliche Informationen zu geringfügigen Beschäftigungsverhält-
nissen finden Sie in der Broschüre „Steuertipps bei Aushilfsarbeit von 
Schülerinnen, Schülern und Studierenden“ auf www.finanzen.hes-
sen.de unter dem Menüpunkt „Presse“ in der Rubrik „Infomaterial“. In 
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Zweifelsfällen wird auch die zuständige Krankenkasse gerne weitere 
Auskünfte erteilen. Alle Fragen rund um das Thema Minijob beantwor-
tet Ihnen auch die Minijob-Zentrale der Deutschen Rentenversiche-
rung Knappschaft-Bahn-See (Telefonnummer: 0355 2902-70799 und 
im Internet unter www.minijob-zentrale.de).

13.5 Lohnsteuer-Anmeldung 
Beschäftigt der Verein Arbeitnehmer und hat er deshalb Lohnsteuer 
einzubehalten und abzuführen, so ist diese beim Finanzamt der Be-
triebsstätte anzumelden und dorthin abzuführen. 

Die Lohnsteuer-Anmeldung ist entweder monatlich, vierteljährlich 
oder jährlich abzugeben. Dies hängt von der Höhe der abzuführen-
den Lohnsteuer des vorangegangenen Jahres ab (§ 41a EStG):
- mehr als 5.000 €			   monatlich
- mehr als 1.080 €, 
  aber nicht mehr als 5.000 €		  vierteljährlich
- nicht mehr als 1.080 €			   jährlich.

Die Lohnsteuer-Anmeldung ist spätestens bis zum 10. Tag nach Ab-
lauf des Kalendermonats, -vierteljahres bzw. -jahres beim Finanzamt 
einzureichen. Das gleiche gilt für die Abführung der Lohnsteuer.

13.5.1 Elektronische Übermittlung in authentifizierter Form 
Alle Arbeitgeber sind gesetzlich verpflichtet, die Lohnsteuer-An-
meldung grundsätzlich elektronisch in authentifizierter Form an das 
Finanzamt zu übermitteln. Dazu kann ElsterFormular, das kostenlose 
Steuerprogramm der deutschen Finanzverwaltung, oder aber ein 
Lohnbuchhaltungsprogramm eines anderen Softwareanbieters ver-
wendet werden, in das die ELSTER-Software integriert ist. Nähere In-
formationen zur elektronischen Übermittlung (vgl. Tz. 8.9.2).

Ist es dem Verein nicht zumutbar, die technischen Voraussetzungen 
einzurichten, die für die Übermittlung der elektronischen Lohnsteu-
er-Anmeldung erforderlich sind, kann das Finanzamt auf Antrag die 
Abgabe in Papierform zulassen (vgl. Tz. 5.3.1).

13 Lohnsteuer



79

13.5.2 Elektronische Lohnsteuerbescheinigung
Der Arbeitgeber mit maschineller Lohnabrechnung ist verpflichtet, 
die Lohnkonten seiner Arbeitnehmer bei Beendigung des Dienstver-
hältnisses oder am Ende des Kalenderjahres abzuschließen und die 
Lohnsteuerbescheinigungen spätestens bis zum letzten Tag des Mo-
nats Februar des Folgejahres elektronisch an das Finanzamt zu über-
mitteln. 

Die elektronische Lohnsteuerbescheinigung muss dem Arbeitnehmer 
als Ausdruck ausgehändigt oder elektronisch bereitgestellt werden, 
so dass er prüfen kann, ob die an das Finanzamt gesendeten Daten 
zutreffend sind. Nähere Informationen über Form und Inhalt der Lohn-
steuerbescheinigung können Vereine beim Finanzamt erhalten.
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14 Spenden für steuerbegünstigte Zwecke

14 Spenden für steuerbegünstigte Zwecke  
      (vgl. § 10b EStG, Anhang 8.2; § 50 EStDV, Anhang 9)

Die gesetzliche Regelung in § 10b EStG verwendet den Begriff ”Zu-
wendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge)”. Zuwendungen be-
ziehen außer den Spenden und Mitgliedsbeiträgen auch die Aufnah-
megebühren und sonstigen Mitgliedsumlagen ein. Unter Spenden 
versteht man freiwillige und unentgeltliche Ausgaben zur Förderung 
steuerbegünstigter Zwecke. Sie können Geld- oder Sachspenden sein 
und müssen das Vermögen des Spenders endgültig wirtschaftlich be-
lasten, d. h. sie dürfen nicht wieder in das Vermögen des Spenders zu-
rückfließen. Dafür erhält der Spender eine steuerliche Begünstigung 
Diese liegt darin, dass er die Zuwendung im Rahmen seiner persön-
lichen Steuererklärung in Höhe von bis zu 20% des Gesamtbetrags 
der Einkünfte als Sonderausgabe absetzen kann. Voraussetzung für 
die Abzugsfähigkeit von Spenden ist allerdings, dass sie an steuer-
begünstigte Vereine gegeben werden, die gemeinnützige, mildtätige 
oder kirchliche Zwecke (vgl. Tz. 4.2, 4.3) verfolgen. Gegenstand einer 
Spende können nur Geld oder Sachwerte (einschließlich Umsatzsteu-
er) sein, nicht dagegen Nutzungen (z. B. unentgeltliche Nutzung ei-
nes privaten Pkws für Zwecke des Vereins) oder Leistungen (z. B. nicht 
vergüteter Arbeits- und Zeitaufwand von Mitgliedern für den Verein). 

14.1 Geld- und Sachspenden
14.1.1 Was ist eine Geldspende?
Unter Geldspenden sind nicht nur die Bargeldzuwendungen, sondern 
auch Überweisungen, Abbuchungen oder Scheckeinreichungen zu 
verstehen. Zu den Geldspenden zählen aber auch:

	der Verzicht auf die Bezahlung einer erbrachten Lieferung oder 
Leistung,

Ein Turnverein lässt das Dach der Turnhalle von einer Firma neu decken. Der Hand-
werker verzichtet nach Fertigstellung der Arbeit auf die Bezahlung von 20% des 
Rechnungsbetrags. In Höhe dieses Betrags liegt eine Geldspende vor, für die eine 
Zuwendungsbestätigung ausgestellt werden kann.

Beispiel
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	Aufwandsspenden, bei denen der Spender auf die Erstattung 
eines Aufwands verzichtet, der ihm für den Verein entstanden ist, 
z. B. Reisekosten oder Telefongebühren oder

	Rückspenden, bei denen der Spender bspw. auf die Auszahlung 
der Übungsleiter-/Ehrenamtspauschale (vgl. Tz. 15), der Tätig-
keitsvergütung für Vorstandsmitglieder oder andere Lohn- und 
Honorarforderungen verzichtet.

Voraussetzung für die Aufwands- und Rückspende ist jedoch, dass ein 
Erstattungs-/Vergütungsanspruch aufgrund eines Vertrags, einer Sat-
zung oder eines Vorstandsbeschlusses besteht, der den Mitgliedern 
in geeigneter Weise bekannt gemacht worden ist. Beim Vorstandsbe-
schluss ist weiterhin zu beachten, dass der Vorstand zu diesem Be-
schluss durch eine Regelung in der Satzung ermächtigt wurde. Bei 
Vereinen, die vor dem 1.1.2015 gegründet wurden, ist die fehlende 
Satzungsermächtigung unschädlich. Diese Vereine sollten aber mittel-
fristig ihre Satzung entsprechend anpassen.

Der Anspruch auf die Erstattung/Vergütung muss vor Beginn der Tä-
tigkeit, ernsthaft und nicht unter der Bedingung des Verzichts ein-
geräumt worden sein. Zudem muss der Verein bereits im Zeitpunkt 
der Zusage des Aufwandsersatzes bzw. der Vergütung, auch ohne Be-
rücksichtigung einer etwaigen Rückspende, wirtschaftlich in der Lage 
sein, die vereinbarten Zahlungen zu leisten. Ebenso muss der Verein 
im Zeitpunkt der Fälligkeit der Schuld ausreichend Mittel zur Verfü-
gung haben, die Zahlungsverpflichtung zu erfüllen. Haben sich seit 
der Zusage die finanziellen Verhältnisse des Vereins nicht wesentlich 
verschlechtert, geht man regelmäßig davon aus, dass auch bei Fäl-
ligkeit noch genügend finanzielle Mittel zur Zahlung vorhanden sind.

Mit diesen Vorgaben wird sichergestellt, dass der Anspruchsberech-
tigte freiwillig auf die Erstattung eines werthaltigen Erstattungs-/
Vergütungsanspruchs verzichtet und dem Verein somit tatsächlich 
eine ihn wirtschaftlich belastende Spende zuwendet. Eine tatsächli-
che Auszahlung muss aber nicht erfolgen. Es reicht aus, wenn sowohl 
die Erstattung des Aufwands, der Übungsleiter-/Ehrenamtspauschale 
oder der Tätigkeitsvergütung als auch die (zeitlich danach liegende) 
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freiwillige Rückspende in der Buchführung des Vereins erfasst wer-
den. Dabei ist es ratsam, auch den Verzicht in geeigneter Weise in 
den Vereinsunterlagen zu dokumentieren. 

14.1.2 Was ist eine Sachspende?
Sachspenden sind Gegenstände, aber auch Rechte. Sie können steu-
erbegünstigt nur in den ideellen Bereich oder den Zweckbetriebs-
bereich geleistet werden, nicht hingegen in den steuerfreien Vermö-
gensverwaltungsbereich oder den steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb.

Soweit es sich bei den Sachspenden um neue Sachen handelt, die 
von einem Unternehmen gespendet worden sind, ist der Wert in der 
Zuwendungsbestätigung anzusetzen, mit dem der Unternehmer die 
Sache aus seinem Unternehmen zuzüglich der darauf entfallenden 
Umsatzsteuer entnimmt. Der Verein ist somit auf die Mitteilung des Un-

14 Spenden für steuerbegünstigte Zwecke

Eine Brauerei spendet einem gemeinnützigen Kleintierzüchterverein für dessen Grill-
fest ein Fass Bier. Für diese Sachspende kann keine steuerlich berücksichtigungsfähige 
Zuwendungsbestätigung ausgestellt werden.

Beispiel

- 	 Ein Sportverein beschäftigt für seine verschiedenen Sparten mehrere Übungs-
leiter, denen er vertraglich für ihre Tätigkeit jährlich einen Betrag bis 2.400 € 
(sog. Übungsleiterpauschale, vgl. Tz. 15.2) zusagt. Damit diese Mittel dem Verein 
aufgrund finanzieller Schwierigkeiten wieder zugutekommen und seine finanzielle 
Belastung mindern, vereinbart er mit den Übungsleitern, dass diese auf die Aus-
zahlung der Tätigkeitsvergütung verzichten. Dafür erhalten die Übungsleiter über 
den Betrag von 2.400 € eine Zuwendungsbestätigung. Aufgrund der angespann-
ten wirtschaftlichen Situation fehlen dem Verein bei Fälligkeit die erforderlichen 
Mittel, um die Übungsleiter zu bezahlen. Da der Verein seine Zahlungsverpflich-
tung in Höhe der Übungsleiterpauschale nicht erfüllen kann, wendet der jeweilige 
Übungsleiter, trotz Verzicht, dem Verein letztlich gar keine Mittel aus seinem 
eigenen Vermögen zu. Der Verein darf demzufolge keine Zuwendungsbestätigung 
ausstellen.

- 	 Ein Förderverein sagt seinen 6 Vorstandsmitgliedern eine nach der Satzung zu-
lässige Tätigkeitsvergütung für Arbeits- und Zeitaufwand von jährlich 400 € zu. Zu 
Beginn des Jahres ist bereits absehbar, dass die Mittel des Fördervereins nur dann 
ausreichen werden, um die zugesagte Tätigkeitsvergütung auszahlen zu können, 
wenn sie auf die Auszahlung verzichten und den Betrag zurückspenden.

	 In diesem Fall ist die Spende steuerlich nicht abzugsfähig, weil es von Vornherein 
an der wirtschaftlichen Zahlungsfähigkeit des Vereins mangelt. Der Verein wäre 
ohne die Zusage der Spender, dass sie den ausgezahlten Betrag zurückspenden, 
nicht in der Lage den nach der Satzung zulässigen Betrag auszuzahlen.

Beispiele



83

ternehmens zur Höhe des Werts der Sache angewiesen. Wird eine neue 
Sache von einer Privatperson gespendet, ist in der Zuwendungsbestä-
tigung der Neuwert entsprechend der Rechnungsbelege einzutragen.

Bei gebrauchten Sachen muss der Verein – ggf. durch ein Gutach-
ten oder andere geeignete Methoden – den Verkehrswert ermitteln. 
Das ist der Wert, der im gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach der Be-
schaffenheit des Wirtschaftsguts zu erzielen wäre. Demzufolge müsste 
der Wert angesetzt werden, den der Verein bezahlen würde, um das 
Wirtschaftsgut anzuschaffen.

14.2 Regelung des Spendenabzugs
Einheitlich für alle Spenden gilt ein Spendenabzugssatz von 20%. 
Soweit die Spenden im Abzugsjahr den Höchstbetrag von 20% des 
Gesamtbetrags der Einkünfte übersteigen, sind sie in den folgenden 
Jahren abzugsfähig. 

Darüber hinaus können Zuwendungen in das zu erhaltende Vermö-
gen (Vermögensstock) einer steuerbegünstigten Stiftung (Zustiftung) 
bis zu 1 Mio. € (bei Ehegatten bis zu 2 Mio. €) im Jahr der Zuwendung 
und den folgenden 9 Veranlagungszeiträumen abgezogen werden.

14.2.1 Abzug von Spenden und Mitgliedsbeiträgen
Für alle Spendenzwecke (vgl. Tz. 14) besteht der unmittelbare Spende-
nempfang. Somit können Vereine, die die in Anhang 5a aufgeführten 
Zwecke fördern, selbst Spenden empfangen und dafür Zuwendungs-
bestätigungen ausstellen. Allerdings ist der Abzug der Mitgliedsbei-
träge bei den unter Anhang 5b aufgeführten Zwecken nicht möglich. 
Vereine mit diesen Satzungszwecken dienen in erster Linie der Frei-
zeitgestaltung. Die hierfür gezahlten Mitgliedsbeiträge werden dem-
zufolge in erster Linie im Hinblick auf die eigene Freizeitgestaltung 
geleistet. Sie sind vom Abzug ausgeschlossen. Eine steuerliche Ab-
zugsfähigkeit ist auch ausgeschlossen, wenn der Verein gegenüber 
dem Mitglied eine Leistung erbringt, die den Sonderbelangen des 
einzelnen Mitglieds dient, z. B. die Betreuung von Kindern in einem 
Kindergarten. In diesen Fällen liegt kein echter Mitgliedsbeitrag vor, 
sondern vielmehr ein Sonderentgelt für eine Leistung des Vereins.

14



84

14.2.2 Abgrenzung unterschiedlicher Spendenzwecke
Mehrere verschiedene steuerbegünstigte Zwecke können neben-
einander verfolgt werden. Fördert ein Verein u. a. auch Zwecke, die 
unter Anhang 5b aufgeführt sind, also z. B. Sport und Heimatpflege 
und Heimatkunde, können die Mitgliedsbeiträge insgesamt nicht als 
Sonderausgaben abgezogen werden. Dies gilt selbst dann, wenn die 
unterschiedlichen Zwecke voneinander abgegrenzt sind.

14.2.3 Zuwendungsbestätigung
Die Zuwendungsbestätigung ist eine materielle Voraussetzung für 
den Spendenabzug. Ohne einen solchen Nachweis kann das Finanz-
amt des Spenders die Spende nicht als Sonderausgabe anerkennen. 
Zwar muss der Spender ab dem Jahr 2017 die Zuwendungsbestäti-
gung nicht mehr zwingend bei seinem Finanzamt vorlegen. Sie ist aber 
dennoch vom Spender vorzuhalten und auf Verlangen beim Finanzamt 
einzureichen.

Die Zuwendungsbestätigung muss durch den Verein nach einem amt-
lich vorgeschriebenen Vordruck ausgestellt werden. Entsprechende 
Muster der Zuwendungsbestätigung stellt die Finanzverwaltung zur 
Verfügung (vgl. Anhang 6a und 6b). Zudem können die Muster für Zu-
wendungsbestätigungen im Internet unter www.service.hessen.de/
Bürger/Steuern und Finanzen/Steuervordrucke/Ehrenamt und Vereine 
heruntergeladen werden. 

Bei der Ausstellung der Zuwendungsbestätigung ist Folgendes zu be-
achten:
14.2.3.1 Geldspende/Mitgliedsbeitrag
1.	 Der Aussteller sowie der Name und die Anschrift des Zuwenden-

den müssen benannt sein.
2.	 Das Format einer DIN A 4-Seite darf nicht überschritten werden.
3.	 Der Abdruck von Danksagungen bzw. Werbung ist nur auf der 

Rückseite zulässig.
4.	 Bei Zuwendung von Mitgliedsbeiträgen ist der Begriff „Geldzu-

wendung“ zu streichen.
5.	 Bei Geldzuwendungen ist zu vermerken, dass es sich nicht um 

Mitgliedsbeiträge, -umlagen oder Aufnahmegebühren handelt.

14 Spenden für steuerbegünstigte Zwecke
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6.	 Der zugewendete Betrag muss sowohl in Ziffern als auch in Buch-
staben angegeben werden.

7.	 Es ist immer anzugeben, ob es sich um den Verzicht auf Erstat-
tung von Aufwendungen handelt oder nicht.

8.	 Der bzw. die begünstigten Zwecke, das Finanzamt und die Steu-
ernummer des ausstellenden Vereins und das Datum des letzten 
Freistellungsbescheides/Körperschaftsteuerbescheides nebst 
Anlage für den letzten Veranlagungszeitraum sind aufzuführen. 
Ist bisher kein Freistellungsbescheid/Körperschaftsteuerbescheid 
nebst Anlage erteilt wurden (z. B. Neugründung), ist das Datum 
des Bescheides über die Feststellung der satzungsmäßigen Vor-
aussetzungen anzugeben.

9.	 Der Hinweis auf die haftungsrechtlichen Folgen ist aufzunehmen.

Wird auf die Erstattung von Aufwendungen, z. B. bei Fahrt- und Tele-
fonkosten, die für den Verein gemacht worden sind, verzichtet, han-
delt es sich um eine Geldspende.

Erhält der Verein eine Lieferung oder wird ihm eine Dienstleistung er-
bracht und verzichtet der Lieferant oder der Dienstleistende anschlie-
ßend auf die Bezahlung der Rechnung oder eines Teils der Rechnung, 
liegt insoweit ebenfalls eine Geldspende vor (vgl. Tz. 14.1.1).

14.2.3.2 Sachspende
1.	 Der Aussteller sowie der Name und die Anschrift des Zuwenden-

14

Hinweis

Ein Gesangverein richtet am 8.4.2017 sein alljährliches Frühlingsfest aus. Für die vom 
Metzger gelieferte Wurst erhält der Verein eine Rechnung mit Umsatzsteuer. Da der 
Metzger selbst Mitglied des Vereins ist, verzichtet er nach Erstellung der Rechnung am 
9.4.2017 freiwillig auf die Bezahlung seiner Rechnung und spendet stattdessen das 
ihm zustehende Geld (einschließlich der Umsatzsteuer) an den Verein für kulturelle 
Zwecke. Es handelt sich um eine Geldspende, für die der Verein eine steuerlich abzugs-
fähige Zuwendungsbestätigung ausstellen kann.

Dagegen liegt eine Sachspende vor, wenn der Metzger die Wurst für das Frühlingsfest 
spendet, ohne dass er dem Verein eine Rechnung stellt, die einen Anspruch auf Zah-
lung der Lieferung begründen würde. Diese Sachspende ist aber nicht abzugsfähig, 
da sie in das Frühlingsfest als einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
erfolgt und nicht unmittelbar für den steuerbegünstigten Zweck des Vereins bestimmt 
ist. Das gilt unabhängig davon, ob die Überschüsse aus dem Verkauf der gespendeten 
Würste wiederum für die kulturellen Zwecke verwendet werden.

Beispiel
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den müssen benannt sein.
2.	 Das Format einer DIN A 4-Seite darf nicht überschritten werden.
3.	 Der Abdruck von Danksagungen bzw. Werbung ist nur auf der 

Rückseite zulässig.
4.	 Der Wert der Zuwendung muss sowohl in Ziffern als auch in Buch-

staben angegeben werden.
5.	 Die Sachzuwendung muss genau bezeichnet (Alter, Zustand, 

Kaufpreis) und ihre Herkunft (Privat- oder Betriebsvermögen) 
angegeben werden.

6.	 Der bzw. die begünstigten Zwecke, das Finanzamt und die Steu-
ernummer des ausstellenden Vereins und das Datum des letzten 
Freistellungsbescheides/Körperschaftsteuerbescheides nebst 
Anlage für den letzten Veranlagungszeitraum sind aufzuführen. 
Ist bisher kein Freistellungsbescheid/Körperschaftsteuerbescheid 
nebst Anlage erteilt wurden (z. B. Neugründung), ist das Datum 
des Bescheides über die Feststellung der satzungsmäßigen Vor-
aussetzungen anzugeben. 

7.	 Wenn die begünstigten Zwecke im Ausland verwirklicht werden, 
ist dies anzugeben.

8.	 Der Hinweis auf die haftungsrechtlichen Folgen ist aufzunehmen.

14.2.3.3 Kleinspenden bis 200 €
Bei Zuwendungen bis 200 € genügt als Nachweis der Bareinzahlungs-
beleg oder die Buchungsbestätigung des Kreditinstituts und der vom 
Verein hergestellte Beleg, z. B. Durchschrift des Überweisungsträgers 
oder an dem Überweisungsträger anhängender Abschnitt oder zum 
Download zur Verfügung gestellter Beleg mit folgenden Angaben:
	der steuerbegünstigte Zweck,
	Angaben über die Freistellung des Vereins von der 
	 Körperschaftsteuer,
	Angaben, ob es sich um Spende oder Mitgliedsbeitrag handelt.
	

14 Spenden für steuerbegünstigte Zwecke

Ein Vereinsmitglied spendet seinen gebrauchten Computer an den Verein für die steu-
erbegünstigten Zwecke. Aus der Zuwendungsbestätigung muss neben den sonstigen 
Angaben auch die Bezeichnung des Computers, sein Alter und sein Zustand hervorge-
hen. Anhand dieser Angaben kann das Finanzamt prüfen, ob der Wert, den der Verein 
als Spende in der Zuwendungsbestätigung ausweist, zutreffend ist.

Beispiel
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Die Buchungsbestätigung muss folgendes enthalten:
	Name und Kontonummer des Auftraggebers und Empfängers,
	den Betrag,
	den Buchungstag.

14.2.3.4 Sammelbestätigung
Sammelbestätigungen sind zulässig. Dazu ist es notwendig, dass an-
stelle von „Bestätigung“ das Wort „Sammelbestätigung“ verwendet 
wird. Darüber hinaus sind weitere formelle Angaben erforderlich, z. B. 
Datum, Betrag und Art der einzelnen Zuwendungen, die entweder auf 
der Rückseite oder einer beigefügten Anlage gemacht werden kön-
nen. Entsprechende Muster stehen im Internet unter www.formula-
re-bfinv.de zur Verfügung.

14.2.3.5 Gültigkeit der Zuwendungsbestätigung
Liegt das Datum des Freistellungsbescheides bzw. des Körperschaft-
steuerbescheides einschließlich der dazugehörigen Anlage länger als 
5 Jahre seit Ausstellung der Zuwendungsbestätigung zurück, kann 
das Finanzamt den Spendenabzug ablehnen. Liegt dem Verein nur 
ein Bescheid über die Feststellung der satzungsmäßigen Vorausset-
zungen vor und ist noch kein Freistellungsbescheid/Körperschaft-
steuerbescheid nebst Anlage erteilt worden (regelmäßig Neugrün-
dungen), darf das Datum dieses Bescheides nicht länger als 3 Jahre 
zurückliegen.

14.2.3.6 Aufzeichnungspflichten
Der Verein ist verpflichtet, die Spendeneinnahmen und ihre zweck-

14

- 	 Der Freistellungsbescheid für das Kalenderjahr 2013 trägt das Datum 4.9.2014. 
Zuwendungsbestätigungen, die nach dem 4.9.2019 unter Bezug auf den Freistel-
lungsbescheid vom 4.9.2014 ausgestellt werden, müssen nicht mehr zum Abzug 
zugelassen werden.

- 	 Der letzte dem Verein vorliegende Freistellungsbescheid für den Veranlagungszeit-
raum 2013 datiert vom 2.12.2014. Der Verein hat noch keinen neuen Freistellungs-
bescheid erhalten, da er seine Steuererklärung für 2016 noch nicht abgegeben hat. 
Für die Spende, die dem Verein am 16.12.2019 zugewendet wird, erstellt der Verein 
eine Zuwendungsbestätigung unter Berücksichtigung des Freistellungsbescheids 
vom 2.12.2014. Da das Datum des letzten Freistellungsbescheids für 2013 älter als 5 
Jahre ist (die 5-Jahresfrist endet mit Ablauf des 2.12.2019), muss der Spendenabzug 
für die Spende nicht mehr zugelassen werden.

Beispiele
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entsprechende Verwendung ordnungsgemäß aufzuzeichnen. Zudem 
muss er ein Doppel der Zuwendungsbestätigung 6 Jahre aufbewah-
ren. Es ist aber auch zulässig, das Doppel in elektronischer Form zu 
speichern und 6 Jahre aufzubewahren.

14.3 Verwendung der Zuwendung
Der Verein hat die Zuwendungen für die ideellen Satzungszwecke zu 
verwenden. Die Spende darf auf keinen Fall in einen steuerpflichti-
gen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb oder in den Bereich der steu-
erfreien Vermögensverwaltung fließen. Die Verwendung in einem 
steuerbegünstigten Zweckbetrieb ist dagegen zulässig.

Die Verwendung der Spende wird vom Finanzamt überprüft. Ent-
spricht sie nicht den gesetzlichen Vorschriften, so hat das den Verlust 
der Steuerbefreiung für den betreffenden Steuerabschnitt zur Folge. 
Bei schwerwiegenden Verstößen kann sogar die Gemeinnützigkeit 
rückwirkend für 10 Jahre versagt werden.

14.4 Vertrauensschutz und Haftung
In der Regel kann der Spender nicht feststellen, ob der Verein seine 
Spende auch tatsächlich für die gemeinnützigen Zwecke verwendet. 
Im Allgemeinen kann er auch nicht wissen, wenn der Verein sonsti-
ge Verstöße gegen Gemeinnützigkeitsbestimmungen begeht und 
das Finanzamt ihm nachträglich die Gemeinnützigkeit aberkennt. In 
diesen Fällen wäre es nicht sachgerecht, wenn der Spender dadurch 
steuerlich Nachteile erleiden würde. Hat er in gutem Glauben ge-
handelt, d. h. hat er die Fehlerhaftigkeit der Zuwendungsbestätigung 
nicht gekannt und sie auch nicht kennen müssen, bleibt seine Spende 
deshalb weiterhin als Sonderausgabe steuerlich abzugsfähig.

Wer jedoch vorsätzlich oder grob fahrlässig
	eine Zuwendungsbestätigung falsch ausstellt
oder
	veranlasst, dass die Spenden nicht für die in der Bestätigung 

angegebenen steuerbegünstigten Zwecke verwendet werden,
haftet für die aufgrund des Spendenabzugs entgangenen Steuern.

14 Spenden für steuerbegünstigte Zwecke
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14

Ein Sportverein erhält am 23.1.2017 eine Spende von 1.000 €, die für die Fußball-Ju-
gendabteilung verwendet werden soll. Er stellt dem Spender eine Zuwendungsbestä-
tigung über diesen Betrag aus und bestätigt, dass die Spende für sportliche Zwecke 
verwendet wird. Ohne Wissen des Spenders verwendet der Verein jedoch nur 700 € 
für den ideellen Zweck. Die übrigen 300 € werden bewusst zur Anschaffung eines ver-
einseigenen Getränkeautomaten ausgegeben, aus dem sich die Mitglieder und Gäste 
mit Getränken gegen Entgelt versorgen können.

Der Spender macht unter Vorlage der Zuwendungsbestätigung den Betrag von 
1.000 € in seiner Einkommensteuererklärung 2017 zu Recht steuermindernd als 
Sonderausgabe geltend. Der Verein, der in Höhe von 300 € die Spende fehlverwendet 
hat, haftet jedoch pauschal mit 30% von 300 € = 90 € für die dem Fiskus entgangenen 
Steuern. Darüber hinaus droht dem Verein wegen Fehlverwendung der Spende für das 
Jahr 2017 die Versagung der Gemeinnützigkeit.

Beispiel

Für bei der Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer steuermindernd 
berücksichtigte Spenden tritt pauschal eine Haftung in Höhe von 30% 
der Spenden ein. Die Steuerminderung bei der Gewerbesteuer führt 
pauschal zu einer Haftung von 15% des zugewendeten Betrags.

Eine weitere Folge der vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Fal-
schausstellung von Zuwendungsbestätigungen oder vorsätzlichen 
oder grob fahrlässigen Verwendung für nicht steuerbegünstigte Zwe-
cke ist grundsätzlich der Verlust der Gemeinnützigkeit.
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Einnahmen aus nebenberuflicher Tätigkeit15
15  Einnahmen aus nebenberuflicher Tätigkeit,   
       Übungsleiterpauschale, Ehrenamtspauschale 
       (vgl. § 3 Nr. 26, Nr. 26a EStG, Anhang 8.1)

15.1 Was ist eine nebenberufliche Tätigkeit?
Die Tätigkeit wird nebenberuflich ausgeübt, wenn sie – bezogen auf 
das Kalenderjahr – nicht mehr als 1/3 der Arbeitszeit eines vergleich-
baren Vollzeiterwerbs in Anspruch nimmt. So können z. B. Hausfrauen, 
Vermieter, Studenten, Rentner oder Arbeitslose, die im steuerrecht-
lichen Sinne keinen Hauptberuf ausüben, durchaus nebenberuflich 
tätig sein. 

Es wird unterschieden zwischen der nebenberuflichen Tätigkeit als 
Übungsleiter und der nebenberuflichen Tätigkeit zur Förderung ge-
meinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke, die keine Übungs-
leitertätigkeit ist.

15.2 Nebenberufliche Tätigkeit als Übungsleiter
Zu unterscheiden ist zwischen der steuerlich begünstigten und der 
nicht begünstigten nebenberuflichen Tätigkeit. 

Die Tätigkeiten der steuerlich begünstigten Übungsleiter, Ausbilder, 
Erzieher oder Betreuer haben miteinander gemeinsam, dass sie auf 
andere Personen durch persönlichen Kontakt Einfluss nehmen, um 
auf diese Weise deren geistige und leibliche Fähigkeiten zu entwi-
ckeln und zu fördern. Gemeinsamer Nenner der Tätigkeiten ist eine 
pädagogische Ausrichtung. Ebenso begünstigt sind Tätigkeiten, die 
mit den genannten Tätigkeiten vergleichbar sind. Zu den begüns-
tigten nebenberuflichen Tätigkeiten gehören z. B. die Tätigkeit ei-
nes Sporttrainers, eines Chorleiters oder Orchesterdirigenten, die 
Lehr- und Vortragstätigkeit im Rahmen der allgemeinen Bildung und 
Ausbildung, z. B. Kurse und Vorträge an Schulen und Volkshochschu-
len, Mütterberatung, Erste-Hilfe-Kurse, Schwimmunterricht, oder der 
beruflichen Aus- und Fortbildung. Nicht dazu gehört dagegen die 
Ausbildung von Tieren, z. B. Rennpferden oder Diensthunden. Be-
günstigt ist auch die Betreuungstätigkeit, z. B. die Beaufsichtigung 
von Kindern und Jugendlichen sowie die Pflege alter, kranker oder 
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15
behinderter Menschen einschließlich der damit zusammenhängen-
den Hilfsdienste bei der häuslichen Betreuung, wie z. B. Hilfe bei Ein-
käufen und beim Schriftverkehr. Die steuerliche Begünstigung setzt 
keine für die ausgeübte Tätigkeit entsprechende Ausbildung oder 
Zertifizierung voraus.

Sofern die Tätigkeiten ihrer Art nach jedoch nicht zu den übungslei-
tenden, ausbildenden, erzieherischen, betreuenden, künstlerischen 
oder pflegerischen Tätigkeiten gehören, sind sie nicht begünstigt. 
Dementsprechend gehören die Aufgaben als Vorstandsmitglied, 
von Geräte- und Platzwarten u. ä. sowie von Personen, die nur Ver-
waltungsaufgaben für den Verein erfüllen, nicht zu den begünstigten 
nebenberuflichen Tätigkeiten als Übungsleiter.

15.2.1 Abgrenzung zwischen selbständiger und unselbständiger Tätigkeit
Für die steuerliche Beurteilung ist wichtig, ob die Übungsleitertätig-
keit selbständig oder unselbständig ausgeübt wird. Es kommt dabei 
auf die vertragliche Vereinbarung mit dem Verein und deren tatsächli-
cher Durchführung an. Fehlt eine eindeutige Regelung, orientiert sich 
das Finanzamt an folgenden Merkmalen:

Eine selbständige Tätigkeit ist in der Regel dann anzunehmen, wenn 
der Übungsleiter seiner Tätigkeit beim Verein in der Woche durch-
schnittlich nicht mehr als 6 Unterrichtsstunden nachgeht. Von einer 
unselbständigen Tätigkeit geht das Finanzamt dann aus, wenn der 
Übungsleiter dem Verein „seine Arbeitskraft schuldet“. Dies kommt 
zum Ausdruck
	in einer weitgehenden Weisungsbefugnis des Vereins an den 

Übungsleiter und/oder
	wenn die Tätigkeit einen fest eingeplanten Teil des Vereinsbe-

triebs darstellt (das ist regelmäßig der Fall, wenn der Übungslei-
ter in der Woche durchschnittlich mehr als 6 Unterrichtsstunden 
für den Verein tätig ist) und/oder

	wenn der Verein Urlaub gewährt oder die Vergütung während 
des Urlaubs bzw. der Krankheit weiterzahlt. 
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15.2.2 Unselbständig tätige Übungsleiter
15.2.2.1 Steuerliche Pflichten
Die Vergütungen, die ein unselbständig tätiger Übungsleiter von sei-
nem Verein (Arbeitgeber) erhält, sind steuerpflichtiger Arbeitslohn, 
sofern die Vergütungen die mit der Tätigkeit zusammenhängenden 
Aufwendungen des Übungsleiters nicht nur unwesentlich überstei-
gen. Der Verein hat den Arbeitslohn der Lohn- und ggf. Kirchensteuer 
zu unterwerfen und diese an das für den Verein zuständige Finanzamt 
abzuführen. Um einen zutreffenden Lohnsteuerabzug vornehmen zu 
können, muss der Verein die ELStAM des Arbeitnehmers aus einer 
Datenbank der Finanzverwaltung abrufen. Dies gilt nicht in Fällen der 
Pauschalierung der Lohnsteuer (vgl. Tz. 13.4). 

Der Verein hat dabei Folgendes zu beachten:
	Sofern der Übungsleiter nicht bereits anderweitig als Arbeitneh-

mer beschäftigt ist, meldet ihn sein Verein als Hauptarbeitgeber 
an und ruft die persönlichen Lohnsteuerabzugsmerkmale ab.

	Steht der Übungsleiter aber bereits bei einem anderen Hauptar-
beitgeber in einem Arbeitsverhältnis, meldet ihn sein Verein als 
Nebenarbeitgeber an und verwendet die Steuerklasse VI. 

15.2.2.2 Steuerliche Vergünstigungen, Übungsleiterpauschale
Die Einnahmen, die Übungsleiter für ihre Tätigkeit bei steuerbegüns-
tigten Vereinen – wegen Förderung gemeinnütziger, mildtätiger und 
kirchlicher Zwecke anerkannte Vereine – erhalten, sind bis zur Höhe 
von insgesamt 2.400 € steuerfrei (vgl. Anhang 8.1).

Ausnahme: Wenn der Übungsleiter die Einnahmen für seine Tätigkeit 
im Zusammenhang mit einer steuerpflichtigen sportlichen Veranstal-
tung erhält.

Diesen Betrag von 2.400 € kann der Verein bereits beim Lohnsteuer-
abzug als steuerfrei behandeln. Eine zeitanteilige Aufteilung ist nicht 
erforderlich, selbst wenn feststeht, dass das Dienstverhältnis nicht bis 
zum Ende des Kalenderjahres bestehen wird. Um sicherzustellen, dass 
der Steuerfreibetrag von 2.400 € jährlich nur einmal in Anspruch ge-
nommen wird, hat der Übungsleiter dem Verein zu bestätigen, dass 

Einnahmen aus nebenberuflicher Tätigkeit15
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die Steuerbefreiung nicht bereits in einem anderen Dienstverhältnis 
berücksichtigt worden ist oder berücksichtigt wird. Der Verein hat die 
Erklärung als Unterlage zum Lohnkonto zu nehmen.

Unabhängig von den nur für steuerbegünstigte Vereine geltenden 
steuerfreien Einnahmen von 2.400 € kann einem Übungsleiter sowohl 
der steuerbegünstigte wie auch der nicht steuerbegünstigte Verein 
folgende diverse Ausgaben steuerfrei, d. h. weder lohn- noch kirchen-
steuerpflichtig, ersetzen (vgl. Tz. 13.2.2 und 13.2.3).

Aus den verschiedensten Gründen sind viele Vereine nicht in der 
Lage, den bei ihnen als Arbeitnehmer beschäftigten Übungsleitern 
den steuerfrei möglichen Aufwandsersatz ganz oder teilweise zu 
gewähren. Da der Übungsleiter das Entgelt für seine Tätigkeit in sei-
ner Einkommensteuererklärung ohnehin als Lohneinkünfte angeben 
muss –  soweit der Verein nicht von der Pauschalierungsmöglichkeit 
bis 450 € Gebrauch gemacht hat –, kann er die dazugehörigen Auf-
wendungen als Werbungskosten geltend machen. In seiner Steuer-
erklärung trägt er zunächst das von seinem Verein gezahlte und auf 
der Lohnsteuerbescheinigung ausgewiesene Entgelt für die Übungs-
leitertätigkeit ein. Das Finanzamt berücksichtigt pauschal 2.400 € jähr-
lich an steuerfreien Einnahmen.

Überschreiten die Einnahmen des Übungsleiters den steuerfreien Be-
trag von 2.400 €, dürfen die mit seiner Übungsleitertätigkeit in unmit-
telbarem wirtschaftlichen Zusammenhang stehenden Aufwendungen 
als Werbungskosten abgezogen werden, soweit sie 2.400 € überstei-
gen. Sie müssen dann allerdings in vollem Umfang nachweisen wer-
den.

Als Werbungskosten kommen insbesondere Mehraufwendungen bei 
Dienstreisen, Portokosten oder die Gebühren der für den Verein ge-
führten Telefongespräche und Kosten für Übungsleiterlehrgänge in 
Frage. Die Aufwendungen müssen in der Einkommensteuererklärung 
zusammengestellt und belegt oder glaubhaft gemacht werden.

15
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15.2.3 Selbständig tätige Übungsleiter
15.2.3.1 Steuerliche Pflichten
Der selbständig tätige Übungsleiter ist für die steuerliche Erfassung sei-
ner Einnahmen aus der Übungsleitertätigkeit selbst verantwortlich. Er 
ist verpflichtet, die entsprechenden Einnahmen eines Kalenderjahres in 
seiner Einkommensteuererklärung dem Finanzamt mitzuteilen. Zur Ein-
kommensteuer herangezogen wird aber nur der Gewinn, also der Teil 
der Einnahmen, der nach Abzug der Betriebsausgaben übrig bleibt.

15.2.3.2 Steuerliche Vergünstigungen, Übungsleiterpauschale
Beim selbständig tätigen Übungsleiter bleiben unter den Vorausset-
zungen des § 3 Nr. 26 EStG (vgl. Anhang 8.1) von den Einnahmen aus 
dieser Tätigkeit jährlich bis zu 2.400 € steuerfrei. Der übersteigende 
Betrag ist steuerpflichtig. In unmittelbarem wirtschaftlichen Zusam-
menhang mit den steuerfreien Einnahmen stehende Aufwendungen 
können grundsätzlich nicht als Betriebsausgaben abgezogen werden. 
Sofern die Einnahmen den Pauschbetrag übersteigen, ist ein Abzug 
dagegen ausnahmsweise zulässig, soweit auch die Aufwendungen 
den steuerfreien Betrag übersteigen. Die Aufwendungen müssen 
dann aber vollständig durch entsprechende Belege nachgewiesen 
oder glaubhaft gemacht werden.

Als Betriebsausgaben sind – entsprechend den Werbungskosten bei 
nichtselbständigen Übungsleitern – Aufwendungen, die im Zusam-
menhang mit der Übungsleitertätigkeit entstanden sind, abzugsfähig.

Für selbständig tätige Übungsleiter, die im Hauptberuf als Arbeit-
nehmer tätig sind, bleiben die (nach Berücksichtigung der Übungs-
leiterpauschale verbleibenden) Nebeneinkünfte steuerfrei, wenn sie 
insgesamt den Betrag von 410 € nicht übersteigen. Übersteigen die 
Nebeneinkünfte diesen Betrag, ist eine Einkommensteuererklärung 
einzureichen.

Einnahmen aus nebenberuflicher Tätigkeit15
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15.2.4 Übersicht steuerlicher Pflichten von Vereinen und  Übungsleiter

Unselbständig tätige Übungsleiter

Verein Übungsleiter

Elektronische Lohnsteuerabzugsmerkma-
le (ELStAM) abrufen (sofern die Lohnsteu-
er nicht pauschal erhoben wird) 

Identifikationsnummer, Geburtsdatum, 
Angabe über Haupt- oder Nebenarbeits-
verhältnis mitteilen 

Schriftliche Erklärung zu steuerfreien 
Einnahmen von 2.400 € zum Lohnkonto 
nehmen

Schriftliche Erklärung zu steuerfreien 
Einnahmen von 2.400 € abgeben

Vergütung nach Berücksichtigung der 
steuerfreien Bezüge dem Abzug von 
Lohn- und ggf. Kirchensteuer sowie Soli-
daritätszuschlag unterwerfen. Lohn- und 
Kirchensteuer sowie Solidaritätszuschlag 
an das Finanzamt abführen (pauschal 
oder nach Maßgabe der ELStAM)

Nach Ablauf des Jahres oder bei Beendi-
gung des Dienstverhältnisses Lohnkonto 
abschließen, elektronische Lohnsteuer-
bescheinigung an die Finanzverwaltung 
übermitteln, Ausdruck der elektronischen 
Lohnsteuerbescheinigung dem Übungs-
leiter zur Verfügung stellen. 

Lohnsteuerbescheinigung entfällt bei 
pauschaler Versteuerung

Selbständig tätige Übungsleiter

Verein Übungsleiter

Hat steuerlich nichts zu veranlassen Erklärung der Einnahmen und Ausgaben 
in der jährlichen Einkommensteuerer-
klärung

15.3 Nebenberufliche Tätigkeit im Dienst eines steuerbegünstigten 
          Vereins (ohne Übungsleiter)
Die nebenberuflichen Tätigkeiten umfassen alle Tätigkeiten, die für 
den Verein zur Förderung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchli-
cher Zwecke gegen Entgelt geleistet werden.

15
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15 Einnahmen aus nebenberuflicher Tätigkeit

15.3.1 Personenkreis
Diese Nebentätigkeiten können von Vorstandsmitgliedern, Funktions-
trägern, sonstigen Mitgliedern oder auch Nichtmitgliedern ausgeübt 
werden. Demzufolge können von der steuerlichen Vergünstigung 
nicht nur die Vorstandsmitglieder profitieren, sondern auch der No-
tenwart, der Platzwart oder die Reinigungskraft.

15.3.2. Voraussetzungen
Es handelt sich um Tätigkeiten, die dem steuerbegünstigten Zweck 
des Vereins dienen, also zum ideellen Bereich oder zum Zweckbe-
triebsbereich gehören, nicht aber zum Bereich der Vermögensverwal-
tung oder zum steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. 
Aus diesen Tätigkeiten müssen Einnahmen erzielt werden, d. h. die 
Person, die die Nebentätigkeit ausübt, bekommt dafür ein angemes-
senes Entgelt bzw. einen Aufwandsersatz.

15.3.3 Steuerliche Vergünstigungen, Ehrenamtspauschale
Das Entgelt für die nebenberufliche Tätigkeit, die sich nur auf Tätigkei-
ten des ideellen Bereichs oder des Zweckbetriebsbereichs erstreckt, 
ist pauschal bis zur Höhe von 720 € im Jahr steuerfrei, ohne dass es 
hierfür im Einzelnen eines besonderen Nachweises bedarf.

Wird vom Verein ein höheres Entgelt als 720 € im Jahr gezahlt, weil 
die Aufwendungen tatsächlich höher sind, müssen die Aufwendun-
gen in vollem Umfang nachgewiesen werden.

Als Werbungskosten kommen z. B. Mehraufwendungen bei Dienst-
reisen, Portokosten, Telefongebühren in Betracht. Die Aufwendungen 
müssen in der Einkommensteuererklärung zusammengestellt und be-
legt oder glaubhaft gemacht werden.
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15

15.3.4 Abgrenzung zwischen selbständiger und unselbständiger Tätigkeit
Hinsichtlich der Abgrenzung zwischen selbständiger und unselbstän-
diger Tätigkeit sowie der steuerlichen Pflichten von selbständiger und 
unselbständiger Tätigkeit gelten die gleichen Voraussetzungen wie 
bei Übungsleitern (vgl. Tz. 15.2.1 bis 15.2.4)

-	 Ein Vereinsmitglied eines Gesangvereins erhält für seine Tätigkeit als Notenwart 
(Pflege und Transport des Notenmaterials) ein pauschales Entgelt von 200 € pro 
Jahr. Dieser Betrag ist nach § 3 Nr. 26a EStG steuerfrei.

-	 Die Vereinsvorsitzende eines DRK-Ortsvereins fährt mit ihrem Auto zu verschiede-
nen Fortbildungslehrgängen. Nach der Satzung hat sie Anspruch auf Erstattung der 
Fahrtkosten von 0,30 € pro Kilometer. Die Fahrtkosten betragen danach insgesamt 
550 €. Der Aufwandsersatz durch den Verein ist ohne Einzelnachweis des tatsächlich 
entstandenen Aufwands in vollem Umfang steuerfrei.

-	 Der Platzwart eines Amateurfußballvereins erhält für seine Nebentätigkeit im Jahr 
2016 ein Entgelt von 1.200 €. Ein Aufwand ist ihm nicht entstanden. Von dem Betrag 
sind 720 € steuerfrei; 480 € muss er versteuern. 

	 Abwandlung:
	 Im Jahr 2016 erhält der Platzwart wiederum 1.200 € für seine Nebentätigkeit. 

Allerdings ist ihm in diesem Jahr im Zusammenhang mit seiner Nebentätigkeit ein 
Aufwand von 850 € entstanden. Da der nachgewiesene Aufwand von 850 € den 
Freibetrag von 720 € übersteigt, kann er zusätzlich zum Freibetrag den übersteigen-
den Betrag von 130 € von den Einnahmen abziehen. Demzufolge muss er nur noch 
350 € (1.200 € Entgelt abzüglich Freibetrag 720 € abzüglich übersteigender Betrag 
130 €) als Überschuss versteuern.

-	 Einem Vereinsmitglied sind Fahrt- und Telefonkosten im Zusammenhang mit dem 
Maskenball und dem Oktoberfest entstanden. Für seine Tätigkeit hat das Mitglied, 
entsprechend den Satzungsbestimmungen eine pauschale und angemessene 
Vergütung von 500 € erhalten. Da die Tätigkeit nicht im Zusammenhang mit dem 
ideellen Bereich oder dem Zweckbetriebsbereich, sondern dem steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb steht, kommt die Anwendung des pauschalen 
Freibetrags von bis zu 720 € nicht in Betracht. Allerdings kann das Mitglied von den 
Einnahmen in Höhe von 500 € die tatsächlich entstandenen Kosten abziehen.

Beispiele
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Steuerabzug für Bauleistungen16
16  Steuerabzug für Bauleistungen 
       (vgl. §§ 48 und 48a EStG)

Vereine, die einen Dritten (Leistenden) beauftragen, für ihren
	steuerfreien Vermögensverwaltungsbereich (vgl. Tz. 6.4),
	steuerfreien Zweckbetrieb (vgl. Tz. 6.6) oder 
	steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (vgl. Tz. 6.7) 
eine Bauleistung zu erbringen, sind verpflichtet 15%, der Gegenleis-
tung (in der Regel der  Rechnungsbetrag inkl. Umsatzsteuer) als Steu-
erabzug an das Finanzamt des Leistenden abzuführen.

Die Steuer ist bis zum 10. Tag nach Ablauf des Monats, in dem die 
Bauleistung erbracht worden ist, anzumelden und zu entrichten.

Diese Verpflichtung besteht nur dann nicht, wenn 
	der Leistende, also derjenige der die Bauleistung gegenüber 

dem Verein erbringt, eine Freistellungsbescheinigung dem Ver-
ein vorlegt oder

	die Bauleistungen für den steuerfreien Vermögensverwaltungs-
bereich den Betrag von 15.000 € im Jahr nicht übersteigen oder

	die Bauleistungen für den steuerfreien Zweckbetrieb bzw. den 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb den Betrag 
von 5.000 € im Jahr nicht übersteigen.

Unter Bauleistungen sind alle Leistungen zu verstehen, die der Her-
stellung, Instandsetzung, Instandhaltung, Änderung oder Beseitigung 
von Bauwerken dienen.



99

Wird die Bauleistung von einem im Ausland ansässigen Unternehmer 
erbracht, schuldet der Verein die Umsatzsteuer, die für die bezogene 
Leistung entsteht, in Höhe von 19% des Rechnungsbetrages. Dies gilt 
selbst dann, wenn eine Freistellungsbescheinigung vorliegt oder die 
Leistung von dem Verein für den ideellen Bereich bezogen wird.

Ein Sportverein unterhält eine Turnhalle, an die eine Gastwirtschaft angebaut ist. Für 
beide Gebäudeteile ist eine umfangreiche Renovierung notwendig. Die Turnhalle wird 
für sportliche Veranstaltungen genutzt und gehört somit zum Zweckbetrieb. Der Verein 
hat am 3.2.2017 drei Firmen für die Dachdecker-, Schreiner- und Installationsarbeiten 
mit den Renovierungsarbeiten beauftragt. Die Kosten belaufen sich auf insgesamt 
30.000 € zuzüglich 5.700 € Umsatzsteuer (19%) = 35.700 €. Davon entfallen auf die 
Dachdeckerfirma 21.800 €, auf die Schreinerfirma 9.260 € und auf die Installationsfirma 
4.640 €. Die Bauarbeiten werden am 13.10.2017 abgeschlossen. Weitere Arbeiten 
erbringen die Firmen für den Verein in diesem Jahr nicht. 

Sofern die Dachdeckerfirma und die Schreinerfirma dem Verein keine Freistellungsbe-
scheinigungen vorlegen, ist der Verein verpflichtet, einen Steuerabzug in Höhe von 
- 15% von 21.800 € = 3.270 € für die Dachdeckerfirma
- 15% von 9.260 € = 1.389 € für die Schreinerfirma 
vorzunehmen. 

Diese Beträge sind bis zum 10.11.2017 an das Finanzamt der jeweiligen Firma abzufüh-
ren. Nur die Restbeträge von (21.800 € - 3.270 € =) 18.530 € bzw. (9.260 € - 1.389 € =) 
7.871 € darf der Verein an die Firmen auszahlen. 

Ein Steuerabzug für die Installationsfirma entfällt hingegen, da der Rechnungsbetrag 
insgesamt den Wert von 5.000 € nicht übersteigt. Der Verein kann deshalb den Rech-
nungsbetrag von 4.640 € ungekürzt an diese Firma zahlen.

Beispiel

16
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Einnahmen/Überschuss Umsatzsteuer Körperschaftsteuer Gewerbesteuer

Ideeller Tätigkeitsbereich

Mitgliedsbeiträge, 
Zuschüsse, Spenden

steuerfrei steuerfrei steuerfrei

Vermögensverwaltung

Zinsen, Kapitalerträge steuerfrei steuerfrei steuerfrei

Gelegentliche oder lang-
fristige Verpachtung von
a)  Grundstücken und 
     Grundstücksteilen,  
     Räumen der Gast- 
     stätte ohne Inventar 
     u. a.
b) beweglichen Gegen- 
     ständen, Betriebsvor- 
     richtungen, Inventar

steuerfrei

steuerpflichtig,  
ermäßigter Steuersatz

steuerfrei

steuerfrei

steuerfrei

steuerfrei

Zweckbetrieb

Z. B. sportliche Veranstal-
tungen (ohne bezahlte 
Sportler

steuerpflichtig,  
ermäßigter Steuersatz

steuerfrei steuerfrei

Kulturelle Veranstaltun-
gen, Vorträge, Kurse und 
andere Veranstaltungen 
wissenschaftlicher oder 
belehrender Art

steuerfrei steuerfrei steuerfrei

Steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb

Z. B. Vereinsgaststätte, 
Werbung in Vereinszeit-
schriften, Sportstadien, 
gesellige Veranstaltun-
gen auch interne mit 
Einnahmen aus Eintritts-
geldern und Getränke- 
und Speisenverkauf, 
Sportveranstaltungen, 
die keine Zweck- 
betriebe sind

steuerpflichtig,  
Regelsteuersatz

Steuerpflichtig, wenn 
Besteuerungsgrenze 
von 35.000 € Einnah-
men überschritten; 
Freibetrag von 5.000 €; 
Steuersatz von 15%

Steuerpflichtig, wenn 
Besteuerungsgrenze 
von 35.000 € Einnah-
men überschritten; 
beim Gewerbeertrag 
Freibetrag von 5.000 €

ANHANG 1 | Übersicht über Steuervergünstigungen und -belastungen
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Finanzamt	 Straße	 Ort			   Telefon               

Alsfeld-Lauterbach
Verwaltungsstelle Alsfeld	 In der Rambach 11	 36304 Alsfeld		  (06631) 790-0
Verwaltungsstelle Lauterbach	 Bahnhofstraße 69	 36341 Lauterbach (Hessen)	 (06641) 188-0
Bad Homburg v.d.H.	 Norsk-Data-Str. 1	 61352 Bad Homburg v.d.H.	 (06172) 107-0
Bensheim	 Berliner Ring 35	 64625 Bensheim		  (06251) 15-0
Darmstadt	 Soderstraße 30	 64283 Darmstadt		  (06151) 102-0
Dieburg	 Marienstraße 19	 64807 Dieburg		  (06071) 2006-0
Dillenburg	 Wilhelmstraße 9	 35683 Dillenburg		  (02771) 908-0
Eschwege-Witzenhausen
Verwaltungsstelle Eschwege 	 Schlesienstraße 2 	 37269 Eschwege		  (05651) 926-5
Verwaltungsstelle Witzenhausen	 Südbahnhofstraße 37	 37213 Witzenhausen	 (05542) 602-0
Frankfurt am Main III	 Gutleutstraße 120	 60327 Frankfurt am Main	 (069) 25 45 03
Frankfurt am Main V-Höchst	 Gutleutstraße 116	 60327 Frankfurt am Main	 (069) 25 45 05
Friedberg (Hessen)	 Leonhardstraße 10	 61169 Friedberg		  (06031) 49-1
Fulda	 Königstraße 2	 36037 Fulda		  (0661) 924-01
Gelnhausen	 Frankfurter Straße 14	 63571 Gelnhausen		  (06051) 86-0
Gießen	 Schubertstraße 60	 35392 Gießen		  (0641) 4800-100
Groß-Gerau	 Europaring 11-13	 64521 Groß-Gerau		  (06152) 170-01
Hanau	 Am Freiheitsplatz 2	 63450 Hanau		  (06181) 101-1
Hersfeld-Rotenburg
Verwaltungsstelle Hersfeld 	 Im Stift 7	 36251 Bad Hersfeld	 (06621) 933-0
Verwaltungsstelle Rotenburg	 Dickenrücker Straße 12	 36199 Rotenburg a. d. Fulda	 (06623) 816-0
Hofheim am Taunus	 Nordring 4-10	 65719 Hofheim a.Ts.	 (06192) 960-0
Kassel I	 Altmarkt 1	 34125 Kassel		  (0561) 7208-0
Kassel II-Hofgeismar 	 Altmarkt 1	 34125 Kassel		  (0561) 7208-0
Verwaltungsstelle Hofgeismar	 Altstädter Kirchplatz 10	 34369 Hofgeismar		  (0567) 7208-0
Korbach-Frankenberg
Verwaltungsstelle Korbach	 Medebacher Landstr. 29	 34497 Korbach 		  (05631) 563-0
Verwaltungsstelle Frankenberg	 Geismarer Straße 16	 35066 Frankenberg (Eder)	 (06451) 589-509
Langen	 Zimmerstraße 27	 63225 Langen		  (06103) 591-01
Limburg-Weilburg
Verwaltungsstelle Limburg	 Walderdorffstraße 11	 65549 Limburg a.d.Lahn	 (06431) 208-1
Verwaltungsstelle Weilburg	 Kruppstraße 1	 35781 Weilburg		  (06471) 329-0
Marburg-Biedenkopf
Verwaltungsstelle Marburg	 Robert-Koch-Straße 7 	 35037 Marburg		  (06421) 698-0
Verwaltungsstelle Biedenkopf	 Im Feldchen 2	 35216 Biedenkopf		  (06461) 709-0
Michelstadt	 Erbacher Straße 48	 65720 Michelstadt		  (06061) 78-0
Nidda	 Schillerstraße 38	 63667 Nidda		  (06043) 805-0
Offenbach am Main I	 Bieberer-Straße 59	 63065 Offenbach am Main	 (069) 8091-1
Offenbach am Main II	 Bieberer-Straße 59	 63065 Offenbach am Main	 (069) 8091-1
Rheingau-Taunus
Verwaltungsstelle Bad Schwalbach	Emser Str. 27a	 65307 Bad Schwalbach	 (06124) 705-0
Verwaltungsstelle Rüdesheim	 Hugo-Asbach-Straße 3-7	 65385 Rüdesheim am Rhein	 (06722) 405-0
Schwalm-Eder
Verwaltungsstelle Fritzlar	 Georgengasse 5	 34560 Fritzlar		  (05622) 805-0
Verwaltungsstelle Melsungen	 Kasseler Straße 31 	 34212 Melsungen		  (05661) 9040-0
Verwaltungsstelle Schwalmstadt	 Landgraf-Philipp-Str. 15	 34613 Schwalmstadt	 (06691) 738-0
Wetzlar	 Frankfurter Str. 59	 35578 Wetzlar		  (06441) 202-0
Wiesbaden I	 Dostojewskistraße 8	 65187 Wiesbaden		  (0611) 813-0
Wiesbaden II	 Dostojewskistraße 8	 65187 Wiesbaden		  (0611) 813-0

Anschriften der Finanzämter | ANHANG 2
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ANHANG 3b | Anlage Gem
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ANHANG 4 | Muster einer Überschussermittlung und Vermögensaufstellung
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ANHANG 4 | Muster einer Überschussermittlung und Vermögensaufstellung
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Vordruck steht im Internet zum Ausfüllen und/oder Herunterladen unter www.service.hessen.de/ Bürger/ 
Steuern und Finanzen/ Steuervordrucke/ Ehrenamt und Vereine zur Verfügung

Hinweis:
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ANHANG 5a | Verzeichnis der nach § 52 Abs. 2 AO als gemeinnützig anerkannten Zwecke Zwecke, bei denen Mitgliedsbeiträge nach § 10b Abs. 1 EStG nicht abziehbar sind | ANHANG 5b

Verzeichnis der nach § 52 Abs. 2 AO als gemeinnützig anerkannten 
Zwecke

Als Förderung der Allgemeinheit sind anzuerkennen: 
1.	 die Förderung von Wissenschaft und Forschung, 
2.	 die Förderung der Religion;
3.	 die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens und der 

öffentlichen Gesundheitspflege, insbesondere die Verhütung 
und Bekämpfung von übertragbaren Krankheiten, auch durch 
Krankenhäuser im Sinne des § 67 der Abgabenordnung, und von 
Tierseuchen;

4.	 die Förderung der Jugend- und der Altenhilfe;
5.	 die Förderung von Kunst und Kultur
6.	 die Förderung des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege;
7.	 die Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung ein-

schließlich der Studentenhilfe;
8.	 die Förderung des Naturschutzes und der Landschaftspflege im 

Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes und der Naturschutzgeset-
ze der Länder, des Umweltschutzes, des Küstenschutzes und des 
Hochwasserschutzes;

9.	 die Förderung des Wohlfahrtswesens, insbesondere der Zwecke 
der amtlich anerkannten Verbände der freien Wohlfahrtspflege 
(§ 23 Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung), ihrer Unterver-
bände und ihrer angeschlossenen Einrichtungen und Anstalten;

10.	die Förderung der Hilfe für politisch, rassisch oder religiös 
Verfolgte, für Flüchtlinge, Vertriebene, Aussiedler, Spätaussied-
ler, Kriegsopfer, Kriegshinterbliebene, Kriegsbeschädigte und 
Kriegsgefangene, Zivilbeschädigte und Behinderte sowie Hilfe 
für Opfer von Straftaten; Förderung des Andenkens an Verfolgte, 
Kriegs- und Katastrophenopfer; Förderung des Suchdienstes für 
Vermisste;

11.	die Förderung der Rettung aus Lebensgefahr;
12.	die Förderung des Feuer-, Arbeits-, Katastrophen- und Zivilschut-

zes sowie der Unfallverhütung;
13.	die Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen 

Gebieten der Kultur und des Völkerverständigungsgedankens;
14.	die Förderung des Tierschutzes;

Anhang 5a
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Zwecke, bei denen Mitgliedsbeiträge nach § 10b Abs. 1 EStG nicht abziehbar sind | ANHANG 5b

15.	die Förderung der Entwicklungszusammenarbeit;
16.	die Förderung von Verbraucherberatung und Verbraucherschutz;
17.	die Förderung der Fürsorge für Strafgefangene und ehemalige 

Strafgefangene;
18.	die Förderung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern;
19.	die Förderung des Schutzes von Ehe und Familie;
20.	die Förderung der Kriminalprävention;
21.	die Förderung des Sports (Schach gilt als Sport)
22.	die Förderung der Heimatpflege und Heimatkunde;
23.	die Förderung der Tierzucht, der Pflanzenzucht, der Kleingärtne-

rei, des traditionellen Brauchtums einschließlich des Karnevals, 
der Fastnacht und des Faschings, der Soldaten- und Reservis-
tenbetreuung, des Amateurfunkens, des Modellflugs und des 
Hundesports;

24.	die allgemeine Förderung des demokratischen Staatswesens im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes; hierzu gehören nicht Bestre-
bungen, die nur bestimmte Einzelinteressen staatsbürgerlicher 
Art verfolgen oder die auf den kommunalpolitischen Bereich 
beschränkt sind,

25.	die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten 
gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke.

Zwecke, bei denen die Mitgliedsbeiträge nach § 10b Abs. 1 EStG 
nicht abziehbar sind

1.	  Sport,
2.	 Kulturelle Betätigungen, die in erster Linie der Freizeitgestaltung 

dienen,
3.	 Heimatpflege und Heimatkunde,
4.	 Tierzucht, Pflanzenzucht, Kleingärtnerei, traditionelles Brauchtum 

einschließlich des Karnevals, der Fastnacht und des Faschings, 
Soldaten- und Reservistenbetreuung, Amateurfunken, Modellflug 
und Hundesport.

Anhang 5b
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ANHANG 7 | Optionsmöglichkeiten bei sportlichen Veranstaltungen eines Sportvereins

Nur Veranstaltungen mit unbezahl-
ten Sportlern

Nur Veranstaltungen mit bezahlten 
Sportlern

Neben Veranstaltungen mit unbe-
zahlten Sportlern auch Veranstaltun-
gen mit bezahlten Sportlern

A B C D E F

Keine Option Option Keine Option Option Keine Option Option

Steuerliche Folgen und Möglichkeiten

Beurteilung nach 
§ 67a Abs. 1 AO

Beurteilung nach 
§ 67a Abs. 3 AO

Beurteilung nach 
§ 67a Abs. 1 AO

Beurteilung nach 
§ 67a Abs. 3 AO

Beurteilung nach 
§ 67a Abs. 1 AO

Beurteilung nach 
§ 67a Abs. 3 AO

Behandlung als 
Zweckbetrieb

Wie A, da die 
Option ins Leere 
geht

Behandlung als 
Zweckbetrieb

Behandlung als 
steuerpflichtiger 
wirtschaftlicher 
Geschäftsbe-
trieb

Alle Veranstal-
tungen sind ein 
Zweckbetrieb

Alle Veranstal-
tungen mit 
unbezahlten 
Sportlern sind 
ein Zweckbetrieb

Gewinne unter-
liegen nicht der 
Körperschaft- 
und Gewerbe-
steuer

Gewinne unter-
liegen nicht der 
Körperschaft- 
und Gewerbe-
steuer

Gewinne unter-
liegen der Kör-
perschaft- und 
Gewerbesteuer, 
wenn Besteu-
erungsgrenze 
überschritten 
wird

Weitere steu-
erliche Folgen 
wie C

Weitere steu-
erliche Folgen 
wie A

Keine Verlust-
verrechnung 
möglich

Keine Verlust-
verrechnung 
möglich

Verlustverrech-
nung möglich

Alle Veranstal-
tungen mit 
bezahlten Sport-
lern sind ein 
steuerpflichtiger 
wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb

Verlustab-
deckung mit 
gemeinnützig-
keitsrechtlich 
gebundenen 
Mitteln zulässig

Verlustabde-
ckung und 
Bezahlung der 
Sportler mit 
gemeinnützig-
keitsrechtlich 
gebundenen 
Mitteln zulässig

Verlustabde-
ckung und 
Bezahlung der 
Sportler mit 
gemeinnützig-
keitsrechtlich 
gebundenen 
Mitteln unzu-
lässig

Weitere steu-
erliche Folgen 
wie D

Bezahlung der 
Sportler aus 
steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrie-
ben oder durch 
Dritte

Ermäßigter 
Umsatzsteuer-
satz 7%

Ermäßigter 
Umsatzsteuer-
satz 7%

Umsatzsteuersatz 
19%

Jahreseinnahmen bis 45.000 €
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Nur Veranstaltungen mit unbezahl-
ten Sportlern

Nur Veranstaltungen mit bezahlten 
Sportlern

Neben Veranstaltungen mit unbe-
zahlten Sportlern auch Veranstaltun-
gen mit bezahlten Sportlern

A B C D E F

Keine Option Option Keine Option Option Keine Option Option

Steuerliche Folgen und Möglichkeiten

Beurteilung nach 
§ 67a Abs. 1 AO

Beurteilung nach 
§ 67a Abs. 3 AO

Beurteilung nach 
§ 67a Abs. 1 AO

Beurteilung nach 
§ 67a Abs. 3 AO

Beurteilung nach 
§ 67a Abs. 1 AO

Beurteilung nach 
§ 67a Abs. 3 AO

Behandlung als 
steuerpflichtiger 
wirtschaftlicher 
Geschäftsbe-
trieb

Behandlung als 
Zweckbetrieb

Behandlung als 
steuerpflichtiger 
wirtschaftlicher 
Geschäftsbe-
trieb

Wie C, da die 
Option ins Leere 
geht

Alle Veranstal-
tungen sind ein 
steuerpflichtiger 
wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb

Alle Veranstal-
tungen mit 
unbezahlten 
Sportlern sind 
ein Zweckbetrieb

Gewinne unter-
liegen der Kör-
perschaft- und 
Gewerbesteuer, 
da Besteue-
rungsgrenze 
überschritten 
wird

Gewinne unter-
liegen nicht der 
Körperschaft- 
und Gewerbe-
steuer

Gewinne unter-
liegen der Kör-
perschaft- und 
Gewerbesteuer, 
da Besteue-
rungsgrenze 
überschritten 
wird

Weitere steu-
erliche Folgen 
wie C

Weitere steuerli-
che Folgen wie B

Verlustverrech-
nung möglich

Keine Verlust-
verrechnung 
möglich

Verlustverrech-
nung möglich

Alle Veranstal-
tungen mit 
bezahlten Sport-
lern sind ein 
steuerpflichtiger 
wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb

Verlustab-
deckung mit 
gemeinnützig-
keitsrechtlich 
gebundenen 
Mitteln unzu-
lässig

Verlustab-
deckung mit 
gemeinnützig-
keitsrechtlich 
gebundenen 
Mitteln zulässig

Verlustabde-
ckung und 
Bezahlung der 
Sportler mit 
gemeinnützig-
keitsrechtlich 
gebundenen 
Mitteln unzu-
lässig

Gewinne unter-
liegen der Kör-
perschaft- und 
Gewerbesteuer, 
wenn Besteu-
erungsgrenze 
überschritten 
wird

Bezahlung der 
Sportler aus 
steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrie-
ben oder durch 
Dritte

Umsatzsteuer-
satz 19%

Ermäßigter 
Umsatzsteuer-
satz 7%

Umsatzsteuer-
satz 19%

Weitere steu-
erliche Folgen 
wie C

Jahreseinnahmen über 45.000 €
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§ 3 Nr. 26 und 26a Steuerfreie Einnahmen 		  Anhang 8.1
§ 10b Steuerbegünstigte Zwecke (Spendenabzug)		  Anhang 8.2

§ 3 Nr. 26 Steuerfreie Einnahmen (sog. Übungsleiterpauschale)
Steuerfrei sind Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten als Übungsleiter, 
Ausbilder, Erzieher, Betreuer oder vergleichbaren nebenberuflichen Tätigkei-
ten, aus nebenberuflichen künstlerischen Tätigkeiten oder der nebenberufli-
chen Pflege alter, kranker oder behinderter Menschen im Dienst oder Auftrag 
einer juristischen Person des öffentlichen Rechts, die in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das Abkom-
men über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, oder einer 
unter § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes fallenden Ein-
richtung zur Förderung gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke 
(§§ 52 bis 54 der Abgabenordnung) bis zur Höhe von insgesamt 2.400 Euro im 
Jahr. Überschreiten die Einnahmen für die in Satz 1 bezeichneten Tätigkeiten 
den steuerfreien Betrag, dürfen die mit den nebenberuflichen Tätigkeiten in 
unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang stehenden Ausgaben abwei-
chend von § 3c nur insoweit als Betriebsausgaben oder Werbungskosten ab-
gezogen werden, als sie den Betrag der steuerfreien Einnahmen übersteigen.

§ 3 Nr. 26a Steuerfreie Einnahmen (sog. Ehrenamtspauschale)
Steuerfrei sind Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten im Dienst oder 
Auftrag einer juristischen Person des öffentlichen Rechts, die in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den 
das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, 
oder einer unter § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes fal-
lenden Einrichtung zur Förderung gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher 
Zwecke (§§ 52 bis 54 der Abgabenordnung) bis zur Höhe von insgesamt 720 
Euro im Jahr. Die Steuerbefreiung ist ausgeschlossen, wenn für die Einnahmen 
aus der Tätigkeit – ganz oder teilweise – eine Steuerbefreiung nach § 3 Num-
mer 12 oder 26 gewährt wird. Überschreiten die Einnahmen für die in Satz 
1 bezeichneten Tätigkeiten den steuerfreien Betrag, dürfen die mit den ne-
benberuflichen Tätigkeiten in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang 
stehenden Ausgaben abweichend von § 3c nur insoweit als Betriebsausgaben 
oder Werbungskosten abgezogen werden, als sie den Betrag der steuerfreien 
Einnahmen übersteigen.

§ 10b Steuerbegünstigte Zwecke 
(1) Zuwendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge) zur Förderung steuerbe-
günstigter Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung können 
insgesamt bis zu
1.	 20 Prozent des Gesamtbetrags der Einkünfte oder
2.	 4 Promille der Summe der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr 

aufgewendeten Löhne und Gehälter
als Sonderausgaben abgezogen werden. Voraussetzung für den Abzug ist, 
dass diese Zuwendungen

ANHANG 8 | Einkommensteuergesetz - EStG (Auszug)
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1.	 an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder an eine öffentliche 
Dienststelle, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in 
einem Staat belegen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) Anwendung findet, oder

2.	 an eine nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes 
steuerbefreite Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse 
oder

3.	 an eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse, die in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen 
ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR-Abkommen) Anwendung findet, und die nach § 5 Absatz 1 Num-
mer 9 des Körperschaftsteuergesetzes in Verbindung mit § 5 Absatz 2 
Nummer 2 zweiter Halbsatz des Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreit 
wäre, wenn sie inländische Einkünfte erzielen würde, 

geleistet werden. Für nicht im Inland ansässige Zuwendungsempfänger 
nach Satz 2 ist weitere Voraussetzung, dass durch diese Staaten Amtshilfe 
und Unterstützung bei der Beitreibung geleistet werden. Amtshilfe ist der 
Auskunftsaustausch im Sinne oder entsprechend der Richtlinie 77/799/EWG 
einschließlich der in diesem Zusammenhang anzuwendenden Durchführungs-
bestimmungen in den für den jeweiligen Veranlagungszeitraum geltenden 
Fassungen oder eines entsprechenden Nachfolgerechtsaktes. Beitreibung ist 
die gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung von Forderungen im Sin-
ne oder entsprechend der Richtlinie 2008/55/EG des Rates vom 26. Mai 2008 
über die gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung von Forderungen 
in Bezug auf bestimmte Abgaben, Zölle, Steuern und sonstige Maßnahmen 
(ABl. L 150 vom 10.6.2008, S. 28) einschließlich der in diesem Zusammenhang 
anzuwendenden Durchführungsbestimmungen in den für den jeweiligen Ver-
anlagungszeitraum geltenden Fassungen oder eines entsprechenden Nach-
folgerechtsaktes. Werden die steuerbegünstigten Zwecke des Zuwendungs-
empfängers im Sinne von Satz 2 Nummer 1 nur im Ausland verwirklicht, ist 
für den Sonderausgabenabzug Voraussetzung, dass natürliche Personen, 
die ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes haben, gefördert werden oder dass die Tätigkeit dieses Zu-
wendungsempfängers neben der Verwirklichung der steuerbegünstigten 
Zwecke auch zum Ansehen der Bundesrepublik Deutschland beitragen kann. 
Abziehbar sind auch Mitgliedsbeiträge an Körperschaften, die Kunst und Kul-
tur gemäß § 52 Absatz  2 Nummer 5 der Abgabenordnung fördern, soweit es 
sich nicht um Mitgliedsbeiträge nach Satz 8 Nummer 2 handelt, auch wenn 
den Mitgliedern Vergünstigungen gewährt werden. Nicht abziehbar sind Mit-
gliedsbeiträge an Körperschaften, die
1.	 den Sport (§ 52 Absatz 2 Nummer 21 der Abgabenordnung),
2.	 kulturelle Betätigungen, die in erster Linie der Freizeitgestaltung dienen;
3.	 die Heimatpflege und Heimatkunde (§ 52 Absatz 2 Nummer 22 der Abga-

benordnung) oder
4.	 Zwecke im Sinne des § 52 Absatz 2 Nummer 23 der Abgabenordnung 

fördern. Abziehbare Zuwendungen, die die Höchstbeträge nach Satz 1 
überschreiten oder die den um die Beträge nach § 10 Absatz 3 und 4,  
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§ 10c und 10d verminderten Gesamtbetrag der Einkünfte übersteigen, 
sind im Rahmen der Höchstbeträge in den folgenden Veranlagungszeit-
räumen als Sonderausgaben abzuziehen. § 10 d Absatz 4 gilt entspre-
chend.

(1a) Spenden zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 
54 der Abgabenordnung in das zu erhaltende Vermögen (Vermögensstock) ei-
ner Stiftung, welche die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 bis 6 erfüllt, kön-
nen auf Antrag des Steuerpflichtigen im Veranlagungszeitraum der Zuwendung 
und in den folgenden neun Veranlagungszeiträumen bis zu einem Gesamtbe-
trag von 1 Million Euro, bei Ehegatten, die nach den §§ 26, 26b zusammen ver-
anlagt werden, bis zu einem Gesamtbetrag von 2 Millionen Euro, zusätzlich zu 
den Höchstbeträgen nach Absatz 1 Satz 1 abgezogen werden. Nicht abzugsfä-
hig nach Satz 1 sind Spenden in das verbrauchbare Vermögen einer Stiftung. 
Der besondere Abzugsbetrag nach Satz 1 bezieht sich auf den gesamten Zehn-
jahreszeitraum und kann der Höhe nach innerhalb dieses Zeitraums nur einmal 
in Anspruch genommen werden. § 10d Absatz 4 gilt entsprechend.

(2) Zuwendungen an politische Parteien im Sinne des § 2 des Parteiengesetzes 
sind bis zur Höhe von insgesamt 1.650 Euro und im Falle der Zusammenveran-
lagung von Ehegatten bis zur Höhe von insgesamt 3.300 Euro im Kalenderjahr 
abzugsfähig. Sie können nur insoweit als Sonderausgaben abgezogen wer-
den, als für sie nicht eine Steuerermäßigung nach § 34 g gewährt worden ist.

(3) Als Zuwendung im Sinne dieser Vorschrift gilt auch die Zuwendung von 
Wirtschaftsgütern mit Ausnahme von Nutzungen und Leistungen. Ist das Wirt-
schaftsgut unmittelbar vor seiner Zuwendung einem Betriebsvermögen ent-
nommen worden, so bemisst sich die Zuwendungshöhe nach dem Wert, der 
bei der Entnahme angesetzt wurde und nach der Umsatzsteuer, die auf die 
Entnahme entfällt. Ansonsten bestimmt sich die Höhe der Zuwendung nach 
dem gemeinen Wert des zugewendeten Wirtschaftsguts, wenn dessen Veräu-
ßerung im Zeitpunkt der Zuwendung keinen Besteuerungstatbestand erfüllen 
würde. In allen übrigen Fällen dürfen bei der Ermittlung der Zuwendungshö-
he die fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten nur überschritten 
werden, soweit eine Gewinnrealisierung stattgefunden hat. Aufwendungen zu-
gunsten einer Körperschaft, die zum Empfang steuerlich abziehbarer Zuwen-
dungen berechtigt ist, können nur abgezogen werden, wenn ein Anspruch auf 
die Erstattung der Aufwendungen durch Vertrag oder Satzung eingeräumt 
und auf die Erstattung verzichtet worden ist. Der Anspruch darf nicht unter der 
Bedingung des Verzichts eingeräumt worden sein.

(4) Der Steuerpflichtige darf auf die Richtigkeit der Bestätigung über Spenden 
und Mitgliedsbeiträge vertrauen, es sei denn, dass er die Bestätigung durch 
unlautere Mittel oder falsche Angaben erwirkt hat oder dass ihm die Unrich-
tigkeit der Bestätigung bekannt oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht be-
kannt war. Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Bestätigung 
ausstellt oder veranlasst, dass Zuwendungen nicht zu den in der Bestätigung 

ANHANG 8 | Einkommensteuergesetz - EStG (Auszug)
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angegebenen steuerbegünstigten Zwecken verwendet werden, haftet für die 
entgangene Steuer. Diese ist mit 30 Prozent des zugewendeten Betrags anzu-
setzen. In den Fällen des Satzes 2 zweite Alternative (Veranlasserhaftung) ist 
vorrangig der Zuwendungsempfänger in Anspruch zu nehmen; die in diesen 
Fällen für den Zuwendungsempfänger handelnden natürlichen Personen sind 
nur in Anspruch zu nehmen, wenn die entgangene Steuer nicht nach § 47 der 
Abgabenordnung erloschen ist und Vollstreckungsmaßnahmen gegen den 
Zuwendungsempfänger nicht erfolgreich sind. Die Festsetzungsfrist für Haf-
tungsansprüche nach Satz 2 läuft nicht ab, solange die Festsetzungsfrist für 
von dem Empfänger der Zuwendung geschuldete Körperschaftsteuer für den 
Veranlagungszeitraum nicht abgelaufen ist, in dem die unrichtige Bestätigung 
ausgestellt worden ist oder veranlasst wurde, dass die Zuwendung nicht zu 
den in der Bestätigung angegebenen steuerbegünstigten Zwecken verwendet 
worden ist; § 191 Absatz 5 der Abgabenordnung ist nicht anzuwenden.

Einkommensteuer-Durchführungsverordnung - EStDV (Auszug)

§ 50 Zuwendungsnachweis
(1) Zuwendungen im Sinne der §§ 10b und 34g des Gesetzes dürfen vorbehalt-
lich des Absatzes 2 nur abgezogen werden, wenn der Zuwendende eine Zuwen-
dungsbestätigung, die der Zuwendungsempfänger unter Berücksichtigung des 
§ 63 Absatz 5 der Abgabenordnung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck 
ausgestellt hat, oder die in den Absätzen 4 bis 6 bezeichneten Unterlagen er-
halten hat. Dies gilt nicht für Zuwendungen an nicht im Inland ansässige Zuwen-
dungsempfänger nach § 10b Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 3 des Gesetzes.

(2) Der Zuwendende kann den Zuwendungsempfänger bevollmächtigen, die 
Zuwendungsbestätigung der für seine Besteuerung nach dem Einkommen zu-
ständigen Finanzbehörde nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Da-
tenfernübertragung nach Maßgabe des § 93c der Abgabenordnung zu übermit-
teln. Der Zuwendende hat dem Zuwendungsempfänger zu diesem Zweck seine 
Identifikationsnummer (§ 139b der Abgabenordnung) mitzuteilen. Die Vollmacht 
kann nur mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden. Der Zuwendungsemp-
fänger hat dem Zuwendenden die nach Satz 1 übermittelten Daten elektronisch 
oder auf dessen Wunsch als Ausdruck zur Verfügung zu stellen; in beiden Fällen 
ist darauf hinzuweisen, dass die Daten der Finanzbehörde übermittelt worden 
sind. § 72a Absatz 4 der Abgabenordnung findet keine Anwendung.

(3) In den Fällen des Absatzes 2 ist für die Anwendung des § 93c Absatz 4 
Satz 1 der Abgabenordnung das Finanzamt zuständig, in dessen Bezirk sich die 
Geschäftsleitung (§ 10 der Abgabenordnung) des Zuwendungsempfängers im 
Inland befindet. Die nach Absatz 2 übermittelten Daten können durch dieses 
Finanzamt zum Zweck der Anwendung des § 93c Absatz 4 Satz 1 der Abgaben-
ordnung bei den für die Besteuerung der Zuwendenden nach dem Einkommen 
zuständigen Finanzbehörden abgerufen und verwendet werden.

Einkommensteuer-Durchführungsverordnung - EStDV (Auszug) | ANHANG 9

Anhang 9



124
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(4) Statt einer Zuwendungsbestätigung genügt der Bareinzahlungsbeleg oder 
die Buchungsbestätigung eines Kreditinstituts, wenn 
1.  die Zuwendung zur Hilfe in Katastrophenfällen: 

a) innerhalb eines Zeitraums, den die obersten Finanzbehörden der Län-
der im Benehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen bestimmen, 
auf ein für den Katastrophenfall eingerichtetes Sonderkonto einer inlän-
dischen juristischen Person des öffentlichen Rechts, einer inländischen 
öffentlichen Dienststelle oder eines inländischen amtlich anerkannten 
Verbandes der freien Wohlfahrtspflege einschließlich seiner Mitgliedsor-
ganisationen eingezahlt worden ist oder

b) bis zur Einrichtung des Sonderkontos auf ein anderes Konto der genann-
ten Zuwendungsempfänger eingezahlt wird; wird die Zuwendung über 
ein als Treuhandkonto geführtes Konto eines Dritten auf eines der ge-
nannten Sonderkonten eingezahlt, genügt der Bareinzahlungsbeleg oder 
die Buchungsbestätigung des Kreditinstituts des Zuwendenden zusam-
men mit einer Kopie des Barzahlungsbelegs oder der Buchungsbestäti-
gung des Kreditinstituts des Dritten, oder

2. die Zuwendung 200 Euro nicht übersteigt und 
a) der Empfänger eine inländische juristische Person des öffentlichen Rechts 

oder eine inländische öffentliche Dienststelle ist oder
b) der Empfänger eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögens-

masse im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergeset-
zes ist, wenn der steuerbegünstigte Zweck, für den die Zuwendung ver-
wendet wird, und die Angaben über die Freistellung des Empfängers von 
der Körperschaftsteuer auf einem von ihm hergestellten Beleg aufgedruckt 
sind und darauf angegeben ist, ob es sich bei der Zuwendung um eine 
Spende oder einen Mitgliedsbeitrag handelt, oder

c) der Empfänger eine politische Partei im Sinne des § 2 des Parteiengeset-
zes ist, die nicht gemäß § 18 Absatz 7 des Parteiengesetzes von der staat-
lichen Teilfinanzierung ausgeschlossen ist, und bei Spenden der Verwen-
dungszweck auf dem vom Empfänger hergestellten Beleg aufgedruckt ist.

Aus der Buchungsbestätigung müssen der Name und die Kontonummer oder 
ein sonstiges Identifizierungsmerkmal des Auftraggebers und des Empfängers, 
der Betrag, der Buchungstag sowie die tatsächliche Durchführung der Zahlung 
ersichtlich sein. In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 Buchstabe b hat der Zu-
wendende zusätzlich den vom Zuwendungsempfänger hergestellten Beleg 
aufzubewahren.

(5) Bei Zuwendungen zur Hilfe in Katastrophenfällen innerhalb eines Zeitraums, 
den die obersten Finanzbehörden der Länder im Benehmen mit dem Bundes-
ministerium der Finanzen bestimmen, die über ein Konto eines Dritten an eine 
inländische juristi-sche Person des öffentlichen Rechts, an eine inländische öf-
fentliche Dienststelle oder an eine nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körper-
schaftsteuergesetzes steuerbefreite Körperschaft, Personenvereinigung oder 
Vermögensmasse geleistet werden, genügt das Erhalten einer auf den jewei-
ligen Zuwendenden ausgestellten Zuwendungsbestätigung des Zuwendungs-
empfängers, wenn das Konto des Dritten als Treuhandkonto geführt wurde, die 
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Zuwendung von dort an den Zuwendungsempfänger weitergeleitet wurde und 
diesem eine Liste mit den einzelnen Zuwendenden und ihrem jeweiligen Anteil 
an der Zuwendungssumme übergeben wurde.

(6) Bei Zahlungen von Mitgliedsbeiträgen an politische Parteien im Sinne des 
§ 2 des Parteiengesetzes genügen statt Zuwendungsbestätigungen Bareinzah-
lungsbelege, Buchungsbestätigungen oder Beitragsquittungen.

(7) Eine in § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes bezeichnete 
Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse hat die Vereinnah-
mung der Zuwendung und ihre zweckentsprechende Verwendung ordnungs-
gemäß aufzuzeichnen und ein Doppel der Zuwendungsbestätigung aufzube-
wahren. Diese Aufbewahrungspflicht entfällt in den Fällen des Absatzes 2. Bei 
Sachzuwendungen und beim Verzicht auf die Erstattung von Aufwand müssen 
sich aus den Aufzeichnungen auch die Grundlagen für den vom Empfänger 
bestätigten Wert der Zuwendung ergeben.

(8) Die in den Absätzen 1, 4, 5 und 6 bezeichneten Unterlagen sind vom Zuwen-
denden auf Verlangen der Finanzbehörde vorzulegen. Soweit der Zuwendende 
sie nicht bereits auf Verlangen der Finanzbehörde vorgelegt hat, sind sie vom 
Zuwendenden bis zum Ablauf eines Jahres nach Bekanntgabe der Steuerfest-
setzung aufzubewahren.
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Körperschaftsteuergesetz - KStG (Auszug)

§ 5 Abs. 1 Nr. 9 Steuerbefreiung
Von der Körperschaftsteuer sind befreit:
Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen, die nach der 
Satzung, dem Stiftungsgeschäft oder der sonstigen Verfassung und nach der 
tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützi-
gen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen (§§ 51 bis 68 der Abgaben-
ordnung). Wird ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb unterhalten, ist die Steu-
erbefreiung insoweit ausgeschlossen. Satz 2 gilt nicht für selbstbewirtschaftete 
Forstbetriebe.

§ 5 Abs. 2
Die Befreiungen nach Absatz 1 und nach anderen Gesetzen als dem Körper-
schaftsteuergesetz gelten nicht
1.	    
2.	 für beschränkt Steuerpflichtige im Sinne des § 2 Nr. 1, es sei denn, es 

handelt sich um Steuerpflichtige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 9, die nach 
den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats der Europäischen Union 
oder nach den Rechtsvorschriften eines Staates, auf den das Abkommen 
über den Europäischen Wirtschaftsraum vom 3. Januar 1994 (ABl. EG 
Nr. L 1 S. 3) zuletzt geändert durch den Beschluss des Gemeinsamen 
EWR-Ausschusses Nr. 91/2007 vom 6. Juli 2007 (ABl. EU Nr. L 328 S. 40), 
in der jeweiligen Fassung Anwendung findet, gegründete Gesellschaften 
im Sinne des Artikels 48 des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft oder des Artikels 34 des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum sind, deren Sitz und Ort der Geschäftsleitung 
sich innerhalb des Hoheitsgebiets eines dieser Staaten befindet, und mit 
diesen Staaten ein Amtshilfeabkommen besteht,

§ 23 Steuersatz
(1) Die Körperschaftsteuer beträgt 15 Prozent des zu versteuernden Einkommens.

§ 24 Freibetrag für bestimmte Körperschaften
Vom Einkommen der steuerpflichtigen Körperschaften, Personenvereinigun-
gen und Vermögensmassen ist ein Freibetrag von 5.000 Euro, höchstens je-
doch in Höhe des Einkommens, abzuziehen. Satz 1 gilt nicht
1.	 für Körperschaften und Personenvereinigungen, deren Leistungen bei 

den Empfängern zu den Einnahmen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 
des Einkommensteuergesetzes gehören,

2.	 für Vereine im Sinne des § 25.

Anhang 10
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Gewerbesteuergesetz - GewStG (Auszug)

§ 3 Nr. 6 Steuerbefreiung
Von der Gewerbesteuer sind befreit:
Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen, die nach 
der Satzung, dem Stiftungsgeschäft oder der sonstigen Verfassung und nach 
der tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen (§§ 51 bis 68 der Ab-
gabenordnung). Wird ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb – ausgenommen 
Land- und Forstwirtschaft – unterhalten, ist die Steuerfreiheit insoweit ausge-
schlossen.

§ 11 Steuermesszahl und Steuermessbetrag
(1) Bei der Berechnung der Gewerbesteuer ist von einem Steuermessbetrag 
auszugehen. Dieser ist durch Anwendung eines Prozentsatzes (Steuermess-
zahl) auf den Gewerbeertrag zu ermitteln. Der Gewerbeertrag ist auf volle 100 
Euro nach unten abzurunden und
1. ...
2. bei Unternehmen im Sinne .... und des § 3 Nr. 6 ... um einen Freibetrag von 

5.000 Euro, höchstens jedoch in Höhe des abgerundeten Gewerbeer-
trags, zu kürzen.

(2) Die Steuermesszahl für den Gewerbeertrag beträgt 3,5 Prozent.

Anhang 11
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Umsatzsteuergesetz - UStG (Auszug)

§ 1 Steuerbare Umsätze
(1) 	Der Umsatzsteuer unterliegen die folgenden Umsätze:
1. 	 Die Lieferungen und Leistungen, die ein Unternehmer im Inland gegen 

Entgelt im Rahmen seines Unternehmens ausführt.

§ 3 Lieferung, sonstige Leistung
(1) Lieferungen eines Unternehmers sind Leistungen, durch die er oder in sei-
nem Auftrag ein Dritter den Abnehmer oder in dessen Auftrag ein Dritter be-
fähigt, im eigenen Namen über einen Gegenstand zu verfügen (Verschaffung 
der Verfügungsmacht).
…
(1b) Einer Lieferung gegen Entgelt werden gleichgestellt
1.	 Die Entnahme eines Gegenstands durch einen Unternehmer aus seinem 

Unternehmen für Zwecke, die außerhalb des Unternehmens liegen;
2.	 Die unentgeltliche Zuwendung eines Gegenstands durch einen Un-

ternehmer an sein Personal für dessen privaten Bedarf, sofern keine 
Aufmerksamkeiten vorliegen;

3.	 Jede andere unentgeltliche Zuwendung eines Gegenstands, ausgenom-
men Geschenke von geringem Wert und Warenmuster für Zwecke des 
Unternehmens.

§ 4 Steuerbefreiungen bei Lieferungen und sonstigen Leistungen
12.a)  die Vermietung und die Verpachtung von Grundstücken, ...

	 Nicht befreit sind die Vermietung von Wohn- und Schlafräumen, die 
der Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden bereit-
hält, die Vermietung von Plätzen für das Abstellen von Fahrzeugen, die 
kurzfristige Vermietung auf Campingplätzen und die Vermietung und 
die Verpachtung von Maschinen und sonstigen Vorrichtungen aller Art, 
die zu einer Betriebsanlage gehören (Betriebsvorrichtung), auch wenn 
sie wesentliche Bestandteile eines Grundstücks sind.

22.a) 	die Vorträge, Kurse und anderen Veranstaltungen wissenschaftlicher 
oder belehrender Art, die von ... Volkshochschulen oder von Einrich-
tungen, die gemeinnützigen Zwecken ... dienen, durchgeführt werden, 
wenn die Einnahmen überwiegend zur Deckung der Kosten verwendet 
werden,

b)	 andere kulturelle und sportliche Veranstaltungen, die von den in Buch-
stabe a genannten Unternehmern durchgeführt werden, soweit das 
Entgelt in Teilnehmergebühren besteht.

23. die Gewährung von Beherbergung, Beköstigung und der üblichen Natu-
ralleistungen durch Einrichtungen, wenn sie überwiegend Jugendliche 
für Erziehungs-, Ausbildungs- und Fortbildungszwecke oder für Zwecke 
der Säuglingspflege bei sich aufnehmen, soweit die Leistung an die 
Jugendlichen oder an die bei ihrer Erziehung, Ausbildung, Fortbildung 
oder Pflege tätigen Personen ausgeführt werden. Jugendliche im Sinne 
dieser Vorschrift sind alle Personen vor Vollendung des 27. Lebensjahres. 

Anhang 12
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Steuerfrei sind auch die Beherbergung, Beköstigung und die üblichen 
Naturalleistungen, die diese Unternehmer den Personen, die bei den Leis-
tungen nach Satz 1 tätig sind, als Vergütung für die geleisteten Dienste 
gewähren. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht, soweit eine Leistung der Jugend-
hilfe des Achten Buches Sozialgesetzbuch erbracht wird;

 
§ 9 Verzicht auf Steuerbefreiungen
(1) Der Unternehmer kann einen Umsatz, der nach § 4 Nr. 8 Buchstabe a bis g, 
Nr. 9 Buchstabe a, Nr. 12, 13 oder 19 steuerfrei ist, als steuerpflichtig behan-
deln, wenn der Umsatz an einen anderen Unternehmer für dessen Unterneh-
men ausgeführt wird.

(2) Der Verzicht auf Steuerbefreiung nach Absatz 1 ist bei der Bestellung und 
Übertragung von Erbbaurechten (§ 4 Nr. 9 Buchstabe a), bei der Vermietung 
oder Verpachtung von Grundstücken (§ 4 Nr. 12 Satz 1 Buchstabe a) und bei 
den in § 4 Nr. 12 Satz 1 Buchstabe b und c bezeichneten Umsätzen nur zuläs-
sig, soweit der Leis-tungsempfänger das Grundstück ausschließlich für Umsät-
ze verwendet oder zu verwenden beabsichtigt, die den Vorsteuerabzug nicht 
ausschließen. Der Unternehmer hat die Voraussetzungen nachzuweisen.
…
§ 12 Steuersätze
(1) Die Steuer beträgt für jeden steuerpflichtigen Umsatz 19 Prozent der Be-
messungsgrundlage (§§ 10, 11, 25 Abs. 3 und 25a Abs. 3 und 4)

(2) Die Steuer ermäßigt sich auf 7 Prozent für die folgenden Umsätze:
…
8. 	 a) die Leistungen der Körperschaften, die ausschließlich und unmittelbar

	 gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke verfolgen (§§ 51 bis 
68 Abgabenordnung). Das gilt nicht für Leistungen, die im Rahmen 
eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs ausgeführt werden. Für Leis-
tungen, die im Rahmen eines Zweckbetriebs ausgeführt werden, gilt 
Satz 1 nur, wenn der Zweckbetrieb nicht in erster Linie der Erzielung 
zusätzlicher Einnahmen durch die Ausführung von Umsätzen dient, die 
in unmittelbarem Wettbewerb mit dem allgemeinen Steuersatz unter-
liegenden Leistungen anderer Unternehmer ausgeführt werden, oder 
wenn die Körperschaft mit diesen Leistungen ihrer in den §§ 66 bis 
68 der Abgabenordnung bezeichneten Zweckbetriebe ihre steuerbe-
günstigten satzungsgemäßen Zwecke selbst verwirklicht,

	 b) die Leistungen der nichtrechtsfähigen Personenvereinigungen und 
	 Gemeinschaften der in Buchstabe a Satz 1 bezeichneten Körperschaf-

ten, wenn diese Leistungen, falls die Körperschaften sie anteilig selbst 
ausführten, insgesamt nach Buchstabe a ermäßigt würden;

§ 13a Steuerschuldner
(1) Steuerschuldner ist in den Fällen 
1. des § 1 Abs. 1 Nr. 1 und des § 14c Abs. 1 der Unternehmer;
…
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§ 13b Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers 
(1) Für nach § 3a Absatz 2 im Inland steuerpflichtige sonstige Leistungen eines 
im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unternehmers entsteht die Steu-
er mit Ablauf des Voranmeldungszeitraums, in dem die Leistungen ausgeführt 
worden sind.

(2) Für folgende steuerpflichtige Umsätze entsteht die Steuer mit Ausstellung 
der Rechnung, spätestens jedoch mit Ablauf des der Ausführung der Leistung 
folgenden Kalendermonats:
1.	 Werklieferungen und nicht unter Absatz 1 fallende sonstige Leistungen 

eines im Ausland ansässigen Unternehmers;
2.	 Lieferungen sicherungsübereigneter Gegenstände durch den Siche-

rungsgeber an den Sicherungsnehmer außerhalb des Insolvenzverfah-
rens;

3.	 Umsätze, die unter das Grunderwerbsteuergesetz fallen;
…

(5) In den in den Absätzen 1 und 2 Nummer 1 bis 3 genannten Fällen schuldet 
der Leistungsempfänger die Steuer, wenn er ein Unternehmer oder eine juris-
tische Person ist; … Die Sätze 1 bis 5 gelten vorbehaltlich des Satzes 10 auch, 
wenn die Leistung für den nichtunternehmerischen Bereich bezogen wird. Die 
Sätze 1 bis 6 gelten nicht, wenn bei dem Unternehmer, der die Umsätze aus-
führt, die Steuer nach § 19 Absatz 1 nicht erhoben wird.
…

(7) Ein im Ausland ansässiger Unternehmer im Sinne des Absatzes 2 Nummer 
1 und 5 ist ein Unternehmer, der weder im Inland noch auf der Insel Helgoland 
oder in einem der in § 1 Absatz 3 bezeichneten Gebiete einen Wohnsitz, seinen 
Sitz, seine Geschäftsleitung oder eine Betriebsstätte hat; ein im übrigen Gemein-
schaftsgebiet ansässiger Unternehmer ist ein Unternehmer, der in den Gebieten 
der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, die nach dem Ge-
meinschaftsrecht als Inland dieser Mitgliedstaaten gelten, einen Wohnsitz, einen 
Sitz, eine Geschäftsleitung oder eine Betriebsstätte hat. Hat der Unternehmer 
im Inland eine Betriebsstätte und führt er einen Umsatz nach Absatz 1 oder Ab-
satz 2 Nummer 1 oder Nummer 5 aus, gilt er hinsichtlich dieses Umsatzes als 
im Ausland oder im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässig, wenn der Umsatz 
nicht von der Betriebsstätte ausgeführt wird. Maßgebend ist der Zeitpunkt, in 
dem die Leistung ausgeführt wird. Ist es zweifelhaft, ob der Unternehmer diese 
Voraussetzungen erfüllt, schuldet der Leistungsempfänger die Steuer nur dann 
nicht, wenn ihm der Unternehmer durch eine Bescheinigung des nach den ab-
gabenrechtlichen Vorschriften für die Besteuerung seiner Umsätze zuständigen 
Finanzamts nachweist, dass er kein Unternehmer im Sinne des Satzes 1 ist.
...

§ 14 Ausstellung von Rechnungen
...
(4) Eine Rechnung muss folgende Angaben enthalten:



131

1.	 den vollständigen Namen und die vollständige Anschrift des leistenden 
Unternehmers und des Leistungsempfängers,

2.	 die dem leistenden Unternehmer vom Finanzamt erteilte Steuernummer 
oder die ihm vom Bundeszentralamt für Steuern erteilte Umsatzsteuer- 
Identifizierungsnummer;

3.	 das Ausstellungsdatum,
4.	 eine fortlaufende Nummer mit einer oder mehreren Zahlenreihen, die zur 

Identifizierung der Rechnung vom Rechnungsaussteller einmalig verge-
ben wird (Rechnungsnummer),

5.	 die Menge und die Art (handelsübliche Bezeichnung) der gelieferten 
Gegenstände oder den Umfang und die Art der sonstigen Leistung,

6.	 den Zeitpunkt der Lieferung oder sonstigen Leistung oder der Vereinnah-
mung des Entgelts oder eines Teils des Entgelts (…),

7.	 das nach den Steuersätzen und einzelnen Steuerbefreiungen aufge-
schlüsselte Entgelt für die Lieferung oder sonstige Leistung (§ 10) sowie 
jede im Voraus vereinbarte Minderung des Entgelts, sofern sie nicht 
bereits im Entgelt berücksichtigt ist,

8.	 den anzuwendenden Steuersatz sowie den auf das Entgelt entfallenden 
Steuerbetrag …,

9.	 in Fällen des §14b Abs. 1 Satz 5 einen Hinweis auf die Aufbewahrungs-
pflicht des Leistungsempfängers und

10.	 in den Fällen der Ausstellung der Rechnung durch den Leistungsempfän-
ger oder durch einen von ihm beauftragten Dritten gemäß Absatz 2 Satz 2 
die Angabe „Gutschrift”.

§ 15 Vorsteuerabzug
(1) Der Unternehmer kann die folgenden Vorsteuerbeträge abziehen:
1. 	 die gesetzlich geschuldete Steuer für Lieferungen und sonstige Leistun-

gen, die von einem anderen Unternehmer für sein Unternehmen ausge-
führt worden sind. Die Ausübung des Vorsteuerabzugs setzt voraus, dass 
der Unternehmer eine nach §§ 14, 14a ausgestellte Rechnung besitzt.

(1b) Verwendet der Unternehmer ein Grundstück sowohl für Zwecke seines 
Unternehmens als auch für Zwecke, die außerhalb des Unternehmens liegen, 
oder für den privaten Bedarf seines Personals, ist die Steuer für die Lieferungen, 
die Einfuhr und den innergemeinschaftlichen Erwerb sowie für die sonstigen 
Leistungen im Zusammenhang mit diesem Grundstück vom Vorsteuerabzug 
ausgeschlossen, soweit sie nicht auf die Verwendung des Grundstücks für Zwe-
cke des Unternehmens entfällt. Bei Berechtigungen, für die die Vorschriften des 
bürgerlichen Rechts über Grundstücke gelten, und bei Gebäuden auf fremdem 
Grund und Boden ist Satz 1 entsprechend anzuwenden.

(2) Vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen ist die Steuer für Lieferungen und 
sonstige Leistungen, die der Unternehmer zur Ausführung folgender Umsätze 
verwendet:
1. 	 steuerfreie Umsätze.;
...
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§ 18 Besteuerungsverfahren
(1) Der Unternehmer hat bis zum 10. Tag nach Ablauf jedes Voranmeldungs-
zeitraums eine Voranmeldung nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz 
durch Datenfernübertragung nach Maßgabe der Steuerdaten-Übermittlungs-
verordnung zu übermitteln, in der er die Steuer für den Voranmeldungszeit-
raum (Vorauszahlung) selbst zu berechnen hat. Auf Antrag kann das Finanzamt 
zur Vermeidung von unbilligen Härten auf eine elektronische Übermittlung 
verzichten; in diesem Fall hat der Unternehmer eine Voranmeldung nach amt-
lich vorgeschriebenem Vordruck abzugeben. …

(2) Voranmeldungszeitraum ist das Kalendervierteljahr. Beträgt die Steuer für 
das vorangegangene Kalenderjahr mehr als 7.500 Euro, ist der Kalendermonat 
Voranmeldungszeitraum. Beträgt die Steuer für das vorangegangene Kalen-
derjahr nicht mehr als 1.000 Euro, kann das Finanzamt den Unternehmer von 
der Verpflichtung zur Abgabe der Voranmeldungen und Entrichtung der Vor-
auszahlungen befreien. …

(3) Der Unternehmer hat für das Kalenderjahr oder für den kürzeren Besteue-
rungszeitraum eine Steuererklärung nach amtlich vorgeschriebenem Daten-
satz durch Datenfernübertragung nach Maßgabe der Steuerdaten-Übermitt-
lungsverordnung zu übermitteln, in der er die zu entrichtende Steuer oder den 
Überschuss, der sich zu seinen Gunsten ergibt, nach § 16 Absatz 1 bis 4 und § 
17 selbst zu berechnen hat (Steueranmeldung). …

§ 19 Besteuerung der Kleinunternehmer
(1) Die für Umsätze im Sinne des § 1 Abs.1 Nr. 1 geschuldete Umsatzsteuer 
wird von Unternehmen ... nicht erhoben, wenn der in Satz 2 bezeichnete Um-
satz zuzüglich der darauf entfallenden Steuer im vorangegangenen Kalender-
jahr 17.500 Euro nicht überstiegen hat und im laufenden Kalenderjahr 50.000 
Euro voraussichtlich nicht übersteigen wird. Umsatz im Sinne des Satzes 1 ist 
der nach vereinnahmten Entgelten bemessene Gesamtumsatz, gekürzt um die 
darin enthaltenen Umsätze von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens.

...

(3) Gesamtumsatz ist die Summe der vom Unternehmer ausgeführten steuer-
baren Umsätze im Sinne des § 1 Abs.1 Nr. 1 abzüglich folgender Umsätze:
1.	 der Umsätze, die nach § 4 Nr. 11 bis 28 steuerfrei sind.

§ 23a Durchschnittssatz für Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG
(1) Zur Berechnung der abziehbaren Vorsteuerbeträge (§ 15) wird für Körper-
schaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen im Sinne des § 5 
Abs. 1 Nr. 9 Körperschaftsteuergesetzes, die nicht verpflichtet sind, Bücher zu 
führen und auf Grund jährlicher Bestandsaufnahme regelmäßig Abschlüsse zu 
machen, ein Durchschnittssatz von 7 Prozent des steuerpflichtigen Umsatzes, 
..., festgesetzt. Ein weiterer Vorsteuerabzug ist ausgeschlossen.
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(2) Der Unternehmer, dessen steuerpflichtiger Umsatz, ..., im vorangegange-
nen Kalenderjahr 35.000 Euro überstiegen hat, kann den Durchschnittssatz 
nicht in Anspruch nehmen.

Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung - UStDV (Auszug)

§ 33 Rechnungen über Kleinbeträge
Eine Rechnung, deren Gesamtbetrag 250 Euro (bis 31.12.2016: 150 Euro) 
nicht übersteigt, muss mindestens folgende Angaben enthalten:
1.	 Den vollständigen Namen und die vollständige Anschrift des leistenden 

Unternehmers,
2.	 das Ausstellungsdatum
3.	 die Menge und die Art der gelieferten Gegenstände oder den Umfang 

und die Art der sonstigen Leistung und
4.	 das Entgelt und den darauf entfallenden Steuerbetrag für die Lieferung 

oder sonstige Leistung in einer Summe sowie den anzuwendenden  
Steuersatz...

Anhang 12.1
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Abgabenordnung - AO (Auszug)
§ 14 Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb
Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb ist eine selbständige nachhaltige Tätig-
keit, durch die Einnahmen oder andere wirtschaftliche Vorteile erzielt werden 
und die über den Rahmen einer Vermögensverwaltung hinausgeht. Die Ab-
sicht, Gewinn zu erzielen, ist nicht erforderlich. Eine Vermögensverwaltung 
liegt in der Regel vor, wenn Vermögen genutzt, zum Beispiel Kapitalvermögen 
verzinslich angelegt oder unbewegliches Vermögen vermietet oder verpach-
tet wird.

Steuerbegünstigte Zwecke
§ 51 Allgemeines
(1) Gewährt das Gesetz eine Steuervergünstigung, weil eine Körperschaft aus-
schließlich und unmittelbar gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke 
(steuerbegünstigte Zwecke) verfolgt, so gelten die folgenden Vorschriften. 
Unter Körperschaften sind die Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes zu verstehen. 
Funktionale Untergliederungen (Abteilungen) von Körperschaften gelten nicht 
als selbständige Steuersubjekte.

(2) Werden die steuerbegünstigten Zwecke im Ausland verwirklicht, setzt die 
Steuervergünstigung voraus, dass natürliche Personen, die ihren Wohnsitz 
oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes ha-
ben, gefördert werden oder die Tätigkeit der Körperschaft neben der Verwirk-
lichung der steuerbegünstigten Zwecke auch zum Ansehen der Bundesrepub-
lik Deutschland im Ausland beitragen kann.

(3) Eine Steuervergünstigung setzt zudem voraus, dass die Körperschaft nach 
ihrer Satzung und bei ihrer tatsächlichen Geschäftsführung keine Bestrebun-
gen im Sinne des § 4 des Bundesverfassungsschutzgesetzes fördert und dem 
Gedanken der Völkerverständigung nicht zuwiderhandelt. Bei Körperschaften, 
die im Verfassungsschutzbericht des Bundes oder eines Landes als extremis-
tische Organisation aufgeführt sind, ist widerlegbar davon auszugehen, dass 
die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht erfüllt sind. Die Finanzbehörde teilt 
Tatsachen, die den Verdacht von Bestrebungen im sinne des § 4 des Bundes-
verfassungsschutzgesetzes oder des Zuwiderhandelns gegen des Gedanken 
der Völkerverständigung begründen, der Verfassungsschutzbehörde mit.

§ 52 Gemeinnützige Zwecke
(1) Eine Körperschaft verfolgt gemeinnützige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit dar-
auf gerichtet ist, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem 
Gebiet selbstlos zu fördern. Eine Förderung der Allgemeinheit ist nicht gege-
ben, wenn der Kreis der Personen, dem die Förderung zugute kommt, fest 
abgeschlossen ist, zum Beispiel Zugehörigkeit zu einer Familie oder zur Be-
legschaft eines Unternehmens, oder infolge seiner Abgrenzung, insbesondere 
nach räumlichen oder beruflichen Merkmalen, dauernd nur klein sein kann. 
Eine Förderung der Allgemeinheit liegt nicht allein deswegen vor, weil eine 

Anhang 13 
Anhang 13.1

Anhang 13.2
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Körperschaft ihre Mittel einer Körperschaft des öffentlichen Rechts zuführt.
(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 sind als Förderung der Allge-
meinheit anzuerkennen:
1.	 die Förderung von Wissenschaft und Forschung, 
2.	 die Förderung der Religion;
3.	 die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens und der öffentlichen 

Gesundheitspflege, insbesondere die Verhütung und Bekämpfung von 
übertragbaren Krankheiten, auch durch Krankenhäuser im Sinne des § 67 
der Abgabenordnung, und von Tierseuchen;

4.	 die Förderung der Jugend- und der Altenhilfe;
5.	 die Förderung von Kunst und Kultur
6.	 die Förderung des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege;
7.	 die Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung einschließlich der 

Studentenhilfe;
8.	 die Förderung des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Sinne 

des Bundesnaturschutzgesetzes und der Naturschutzgesetze der Länder, 
des Umweltschutzes, des Küstenschutzes und des Hochwasserschutzes;

9.	 die Förderung des Wohlfahrtswesens, insbesondere der Zwecke der 
amtlich anerkannten Verbände der freien Wohlfahrtspflege (§ 23 Um-
satzsteuer-Durchführungsverordnung), ihrer Unterverbände und ihrer 
angeschlossenen Einrichtungen und Anstalten;

10.	die Förderung der Hilfe für politisch, rassisch oder religiös Verfolgte, 
für Flüchtlinge, Vertriebene, Aussiedler, Spätaussiedler, Kriegsopfer, 
Kriegshinterbliebene, Kriegsbeschädigte und Kriegsgefangene, Zivilbe-
schädigte und Behinderte sowie Hilfe für Opfer von Straftaten; Förderung 
des Andenkens an Verfolgte, Kriegs- und Katastrophenopfer; Förderung 
des Suchdienstes für Vermisste;

11.	die Förderung der Rettung aus Lebensgefahr;
12.	die Förderung des Feuer-, Arbeits-, Katastrophen- und Zivilschutzes sowie 

der Unfallverhütung;
13.	die Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten 

der Kultur und des Völkerverständigungsgedankens;
14.	die Förderung des Tierschutzes;
15.	die Förderung der Entwicklungszusammenarbeit;
16.	die Förderung von Verbraucherberatung und Verbraucherschutz;
17.	die Förderung der Fürsorge für Strafgefangene und ehemalige Strafge-

fangene;
18.	die Förderung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern;
19.	die Förderung des Schutzes von Ehe und Familie;
20.	die Förderung der Kriminalprävention;
21.	die Förderung des Sports (Schach gilt als Sport)
22.	die Förderung der Heimatpflege und Heimatkunde;
23.	die Förderung der Tierzucht, der Pflanzenzucht, der Kleingärtnerei, des 

traditionellen Brauchtums einschließlich des Karnevals, der Fastnacht und 
des Faschings, der Soldaten- und Reservistenbetreuung, des Amateurfun-
kens, des Modellflugs und des Hundesports;

24.	die allgemeine Förderung des demokratischen Staatswesens im Gel-
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tungsbereich dieses Gesetzes; hierzu gehören nicht Bestrebungen, die 
nur bestimmte Einzelinteressen staatsbürgerlicher Art verfolgen oder die 
auf den kommunalpolitischen Bereich beschränkt sind,

25.	die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten gemein-
nütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke.

Sofern der von der Körperschaft verfolgte Zweck nicht unter Satz 1 fällt, aber 
die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet entspre-
chend selbstlos gefördert wird, kann dieser Zweck für gemeinnützig erklärt 
werden. Die obersten Finanzbehörden der Länder haben jeweils eine Finanz-
behörde im Sinne des Finanzverwaltungsgesetzes zu bestimmen, die für Ent-
scheidungen nach Satz 2 zuständig ist.

§ 53 Mildtätige Zwecke
Eine Körperschaft verfolgt mildtätige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf ge-
richtet ist, Personen selbstlos zu unterstützen,
1. 	 die infolge ihres körperlichen, geistigen oder seelischen Zustandes auf 

die Hilfe anderer angewiesen sind oder
2. 	 deren Bezüge nicht höher sind als das Vierfache des Regelsatzes der 

Sozialhilfe im Sinne des § 28 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch; beim 
Alleinstehenden oder Haushaltsvorstand tritt an die Stelle des Vierfachen 
das Fünffache des Regelsatzes. Dies gilt nicht für Personen, deren Vermö-
gen zur nachhaltigen Verbesserung ihres Unterhalts ausreicht und denen 
zugemutet werden kann, es dafür zu verwenden. Bei Personen, deren 
wirtschaftliche Lage aus besonderen Gründen zu einer Notlage gewor-
den ist, dürfen die Bezüge oder das Vermögen die genannten Grenzen 
übersteigen. Bezüge im Sinne dieser Vorschrift sind

	 a)  Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes und 
	 b)  andere zur Bestreitung des Unterhalts bestimmte oder geeignete 

	 Bezüge, die der Alleinstehende oder der Haushaltsvorstand und die 
sonstigen Haushaltsangehörigen haben. Zu berücksichtigen sind auch 
gezahlte und empfangene Unterhaltsleistungen. Die wirtschaftliche 
Hilfebedürftigkeit im vorstehenden Sinne ist bei Empfängern von 
Leistungen nach dem Zweiten oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, 
des Wohngeldgesetzes, bei Empfängern von Leistungen nach § 27a 
des Bundesversorgungsgesetzes oder nach § 6a des Bundeskinder-
geldgesetzes als nachgewiesen anzusehen. Die Körperschaft kann 
den Nachweis mit Hilfe des jeweiligen Leistungsbescheids, der für den 
Unterstützungszeitraum maßgeblich ist, oder mit Hilfe der Bestäti-
gung des Sozialleistungsträgers führen. Auf Antrag der Körperschaft 
kann auf einen Nachweis der wirtschaftlichen Hilfebedürftigkeit 
verzichtet werden, wenn auf Grund der besonderen Art der gewähr-
ten Unterstützungsleistung sichergestellt ist, dass nur wirtschaftlich 
hilfebedürftige Personen im vorstehenden Sinne unterstützt werden; 
für den Bescheid über den Nachweisverzicht gilt § 60a Absatz 3 bis 5 
entsprechend.
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§ 54 Kirchliche Zwecke
(1) Eine Körperschaft verfolgt kirchliche Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf 
gerichtet ist, eine Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen 
Rechts ist, selbstlos zu fördern.

(2) Zu diesen Zwecken gehören insbesondere die Errichtung, Ausschmückung 
und Unterhaltung von Gotteshäusern und kirchlichen Gemeindehäusern, die 
Abhaltung von Gottesdiensten, die Ausbildung von Geistlichen, die Erteilung 
von Religionsunterricht, die Beerdigung und die Pflege des Andenkens der 
Toten, ferner die Verwaltung des Kirchenvermögens, die Besoldung der Geist-
lichen, Kirchenbeamten und Kirchendiener, die Alters- und Behindertenver-
sorgung für diese Personen und die Versorgung ihrer Witwen und Waisen.

§ 55 Selbstlosigkeit
(1) Eine Förderung oder Unterstützung geschieht selbstlos, wenn dadurch 
nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke - zum Beispiel gewerbliche 
Zwecke oder sonstige Erwerbszwecke - verfolgt werden und wenn die folgen-
den Voraussetzungen gegeben sind:
1. 	 Mittel der Körperschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke 

verwendet werden. Die Mitglieder oder Gesellschafter (Mitglieder im 
Sinne dieser Vorschriften) dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer Ei-
genschaft als Mitglieder auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln 
der Körperschaft erhalten. Die Körperschaft darf ihre Mittel weder für die 
unmittelbare noch für die mittelbare Unterstützung oder Förderung politi-
scher Parteien verwenden.

2. 	 Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung oder 
Aufhebung der Körperschaft nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalan-
teile und den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen zurückerhal-
ten.

3. 	 Die Körperschaft darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der 
Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütun-
gen begünstigen.

4. 	 Bei Auflösung und Aufhebung der Körperschaft oder bei Wegfall ihres 
bisherigen Zwecks darf das Vermögen der Körperschaft, soweit es die 
eingezahlten Kapitalanteile der Mitglieder und den gemeinen Wert der 
von den Mitgliedern geleisteten Sacheinlagen übersteigt, nur für steuer-
begünstigte Zwecke verwendet werden (Grundsatz der Vermögensbin-
dung). Diese Voraussetzung ist auch erfüllt, wenn das Vermögen einer 
anderen steuerbegünstigten Körperschaft oder einer juristischen Person 
des öffentlichen Rechts für steuerbegünstigte Zwecke übertragen werden 
soll.

5. 	 Die Körperschaft muss ihre Mittel vorbehaltlich des § 62 grundsätzlich 
zeitnah für ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verwen-
den. Verwendung in diesem Sinne ist auch die Verwendung der Mittel 
für die Anschaffung oder Herstellung von Vermögensgegenständen, die 
satzungsmäßigen Zwecken dienen. Eine zeitnahe Mittelverwendung ist 
gegeben, wenn die Mittel spätestens in den auf den Zufluss folgenden 
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zwei Kalender- oder Wirtschaftsjahren für die steuerbegünstigten sat-
zungsmäßigen Zwecke verwendet werden.

(2) Bei der Ermittlung des gemeinen Werts (Abs. 1 Nr. 2 und 4) kommt es 
auf die Verhältnisse zu dem Zeitpunkt an, in dem die Sacheinlagen geleistet 
worden sind.

(3) Die Vorschriften, die die Mitglieder der Körperschaft betreffen (Absatz 
1, Nr. 1, 2 und 4), gelten bei Stiftungen für die Stifter und ihre Erben, bei 
Betrieben gewerblicher Art von Körperschaften des öffentlichen Rechts für 
die Körperschaft sinngemäß, jedoch mit der Maßgabe, dass bei Wirtschafts-
gütern, die nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 5 und 6 des Einkommensteuergesetzes 
aus einem Betriebsvermögen zum Buchwert entnommen worden sind, an die 
Stelle des gemeinen Werts der Buchwert der Entnahme tritt.

§ 56 Ausschließlichkeit
Ausschließlichkeit liegt vor, wenn eine Körperschaft nur ihre steuerbegünstig-
ten satzungsmäßigen Zwecke verfolgt.

§ 57 Unmittelbarkeit
(1) Eine Körperschaft verfolgt unmittelbar ihre steuerbegünstigten satzungs-
mäßigen Zwecke, wenn sie selbst diese Zwecke verwirklicht. Das kann auch 
durch Hilfspersonen geschehen, wenn nach den Umständen des Falles, ins-
besondere nach den rechtlichen und tatsächlichen Beziehungen, die zwischen 
der Körperschaft und der Hilfsperson bestehen, das Wirken der Hilfsperson 
wie eigenes Wirken der Körperschaft anzusehen ist.

(2) Eine Körperschaft, in der steuerbegünstigte Körperschaften zusammenge-
fasst sind, wird einer Körperschaft, die unmittelbar steuerbegünstigte Zwecke 
verfolgt, gleichgestellt.

§ 58 Steuerlich unschädliche Betätigungen
Die Steuervergünstigung wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass
1. 	 eine Körperschaft Mittel für die Verwirklichung der steuerbegünstigten 

Zwecke einer anderen Körperschaft oder für die Verwirklichung steuerbe-
günstigter Zwecke durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
beschafft; die Beschaffung von Mitteln für eine unbeschränkt steuer-
pflichtige Körperschaft des privaten Rechts setzt voraus, dass diese selbst 
steuerbegünstigt ist,

2. 	 eine Körperschaft ihre Mittel teilweise einer anderen, ebenfalls steuerbe-
günstigten Körperschaft oder einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts zur Verwendung zu steuerbegünstigten Zwecken zuwendet,

3. 	 eine Körperschaft ihre Überschüsse der Einnahmen über die Ausgaben 
aus der Vermögensverwaltung, ihre Gewinne aus den wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben ganz oder teilweise und darüber hinaus höchstens 15 
Prozent ihrer sonstigen nach § 55 Absatz 1 Nummer 5 zeitnah zu verwen-
denden Mittel einer anderen steuerbegünstigten Körperschaft oder einer 
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juristischen Person des öffentlichen Rechts zur Vermögensausstattung 
zuwendet. Die aus den Vermögenserträgen zu verwirklichenden steuer-
begünstigten Zwecke müssen den steuerbegünstigten satzungsmäßigen 
Zwecken der zuwendenden Körperschaft entsprechen. Die nach dieser 
Nummer zugewandten Mittel und deren Erträge dürfen nicht für weitere 
Mittelweitergaben im Sinne des ersten Satzes verwendet werden,

4. 	 eine Körperschaft ihre Arbeitskräfte anderen Personen, Unternehmen, 
Einrichtungen oder einer juristischen Person des öffentlichen Rechts für 
steuerbegünstigte Zwecke zur Verfügung stellt,

5. 	 eine Körperschaft ihr gehörende Räume einer anderen, ebenfalls steuer-
begünstigten Körperschaft oder einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts zur Nutzung zu steuerbegünstigten Zwecken überlässt,

6. 	 eine Stiftung einen Teil, jedoch höchstens ein Drittel ihres Einkommens 
dazu verwendet, um in angemessener Weise den Stifter und seine nächs-
ten Angehörigen zu unterhalten, ihre Gräber zu pflegen und ihr Anden-
ken zu ehren,

7. 	 eine Körperschaft gesellige Zusammenkünfte veranstaltet, die im Ver-
gleich zu ihrer steuerbegünstigten Tätigkeit von untergeordneter Bedeu-
tung sind,

8. 	 ein Sportverein neben dem unbezahlten auch den bezahlten Sport för-
dert,

9. 	 eine von einer Gebietskörperschaft errichtete Stiftung zur Erfüllung ihrer 
steuerbegünstigten Zwecke Zuschüsse an Wirtschaftsunternehmen ver-
gibt,

10. eine Körperschaft Mittel zum Erwerb von Gesellschaftsrechten zur Erhal-
tung der prozentualen Beteiligung an Kapitalgesellschaften im Jahr des 
Zuflusses verwendet. Dieser Erwerb mindert die Höhe der Rücklage nach 
§ 62 Absatz 1 Nummer 3.

§ 59 Voraussetzung der Steuervergünstigung
Die Steuervergünstigung wird gewährt, wenn sich aus der Satzung, dem Stif-
tungsgeschäft oder der sonstigen Verfassung (Satzung im Sinne dieser Vor-
schriften) ergibt, welchen Zweck die Körperschaft verfolgt, dass dieser Zweck 
den Anforderungen der §§ 52 bis 55 entspricht und dass er ausschließlich und 
unmittelbar verfolgt wird; die tatsächliche Geschäftsführung muss diesen Sat-
zungsbestimmungen entsprechen.

§ 60 Anforderungen an die Satzung
(1) Die Satzungszwecke und die Art ihrer Verwirklichung müssen so genau 
bestimmt sein, dass auf Grund der Satzung geprüft werden kann, ob die sat-
zungsmäßigen Voraussetzungen für Steuervergünstigungen gegeben sind. 
Die Satzung muss die in der Anlage 1 bezeichneten Festlegungen enthalten.

(2) Die Satzung muss den vorgeschriebenen Erfordernissen bei der Körper-
schaftsteuer und bei der Gewerbesteuer während des ganzen Veranlagungs- 
oder Bemessungszeitraums, bei den anderen Steuern im Zeitpunkt der Entste-
hung der Steuer entsprechen.
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§ 60a Feststellung der satzungsmäßigen Voraussetzungen
(1) Die Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach den §§ 51, 59, 
60 und 61 wird gesondert festgestellt. Die Feststellung der Satzungsmäßigkeit 
ist für die Besteuerung der Körperschaft und der Steuerpflichtigen, die Zuwen-
dungen in Form von Spenden und Mitgliedsbeiträgen an die Körperschaft er-
bringen, bindend.

(2) Die Feststellung der Satzungsmäßigkeit erfolgt 
1.	 auf Antrag der Körperschaft oder
2.	 von Amts wegen bei der Veranlagung zur Körperschaftsteuer, wenn 

bisher noch keine Feststellung erfolgt ist.

(3) Die Bindungswirkung der Feststellung entfällt ab dem Zeitpunkt, in dem 
die Rechtsvorschriften, auf denen die Feststellung beruht, aufgehoben oder 
geändert werden.

(4) Tritt bei den für die Feststellung erheblichen Verhältnissen eine Änderung 
ein, ist die Feststellung mit Wirkung vom Zeitpunkt der Änderung der Verhält-
nisse aufzuheben.

(5) Materielle Fehler im Feststellungsbescheid über die Satzungsmäßigkeit 
können mit Wirkung ab dem Kalenderjahr beseitigt werden, das auf die Be-
kanntgabe der Aufhebung der Feststellung folgt. § 176 gilt entsprechend, 
außer es sind Kalenderjahre zu ändern, die nach der Verkündung der maß-
geblichen Entscheidung eines obersten Gerichtshofes des Bundes beginnen.

§ 61 Satzungsmäßige Vermögensbindung
(1) Eine steuerlich ausreichende Vermögensbindung (§ 55 Abs. 1 Nr. 4) liegt 
vor, wenn der Zweck, für den das Vermögen bei Auflösung oder Aufhebung 
der Körperschaft oder bei Wegfall ihres bisherigen Zweckes verwendet wer-
den soll, in der Satzung so genau bestimmt ist, dass auf Grund der Satzung 
geprüft werden kann, ob der Verwendungszweck steuerbegünstigt ist.

(2) aufgehoben

(3) Wird die Bestimmung über die Vermögensbindung nachträglich so geän-
dert, dass sie den Anforderungen des § 55 Abs. 1 Nr. 4 nicht mehr entspricht, 
so gilt sie von Anfang an als steuerlich nicht ausreichend. § 175 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass Steuerbescheide erlassen, aufge-
hoben oder geändert werden können, soweit sie Steuern betreffen, die inner-
halb der letzten zehn Kalenderjahre vor der Änderung der Bestimmung über 
die Vermögensbindung entstanden sind.

§ 62 Rücklagen und Vermögensbildung
(1) Körperschaften können ihre Mittel ganz oder teilweise 
1. 	 einer Rücklage zuführen, soweit dies erforderlich ist, um ihre steuerbe-

günstigten, satzungsmäßigen Zwecke nachhaltig zu erfüllen;
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2. 	 einer Rücklage für die beabsichtigte Wiederbeschaffung von Wirtschafts-
gütern zuführen, die zur Verwirklichung der steuerbegünstigten, satzungs-
mäßigen Zwecke erforderlich sind (Rücklage für Wiederbeschaffung). Die 
Höhe der Zuführung bemisst sich nach der Höhe der regulären Absetzun-
gen für Abnutzung eines zu ersetzenden Wirtschaftsguts. Die Vorausset-
zungen für eine höhere Zuführung sind nachzuweisen;

3. 	 der freien Rücklage zuführen, jedoch höchstens ein Drittel des Überschus-
ses aus der Vermögensverwaltung und darüber hinaus höchstens 10 
Prozent der sonstigen nach § 55 Absatz 1 Nummer 5 zeitnah zu verwen-
denden Mittel. Ist der Höchstbetrag für die Bildung der freien Rücklage 
in einem Jahr nicht ausgeschöpft, kann diese unterbliebene Zuführung in 
den folgenden zwei Jahren nachgeholt werden;

4. 	 einer Rücklage zum Erwerb von Gesellschaftsrechten zur Erhaltung der 
prozentualen Beteiligung an Kapitalgesellschaften zuführen, wobei die 
Höhe dieser Rücklage die Höhe der Rücklage nach Nummer 3 mindert.

(2) Die Bildung von Rücklagen nach Absatz 1 hat innerhalb der Frist des § 55 
Absatz 1 Nummer 5 Satz 3 zu erfolgen. Rücklagen nach Absatz 1 Nummer 1, 
2 und 4 sind unverzüglich aufzulösen, sobald der Grund für die Rücklagenbil-
dung entfallen ist. Die freigewordenen Mittel sind innerhalb der Frist nach § 55 
Absatz 1 Nummer 5 Satz 3 zu verwenden.

(3) Die folgenden Mittelzuführungen unterliegen nicht der zeitnahen Mittelver-
wendung nach § 55 Absatz 1 Nummer 5: 
1. 	 Zuwendungen von Todes wegen, wenn der Erblasser keine Verwendung 

für den laufenden Aufwand der Körperschaft vorgeschrieben hat;
2. 	 Zuwendungen, bei denen der Zuwendende ausdrücklich erklärt, dass die-

se zur Ausstattung der Körperschaft mit Vermögen oder zur Erhöhung des 
Vermögens bestimmt sind;

3. 	 Zuwendungen auf Grund eines Spendenaufrufs der Körperschaft, wenn 
aus dem Spendenaufruf ersichtlich ist, dass Beträge zur Aufstockung des 
Vermögens erbeten werden;

4. 	 Sachzuwendungen, die ihrer Natur nach zum Vermögen gehören.

(4) Eine Stiftung kann im Jahr ihrer Errichtung und in den drei folgenden Ka-
lenderjahren Überschüsse aus der Vermögensverwaltung und die Gewinne 
aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben nach § 14 ganz oder teilweise ihrem 
Vermögen zuführen.

§ 63 Anforderungen an die tatsächliche Geschäftsführung
(1) Die tatsächliche Geschäftsführung der Körperschaft muss auf die aus-
schließliche und unmittelbare Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke ge-
richtet sein und den Bestimmungen entsprechen, die die Satzung über die 
Voraussetzungen für Steuervergünstigungen enthält.

(2) Für die tatsächliche Geschäftsführung gilt sinngemäß § 60 Abs. 2, für eine 
Verletzung der Vorschrift über die Vermögensbindung § 61 Abs. 3.



142

ANHANG 13 | Abgabenordnung (Auszug)

(3) Die Körperschaft hat den Nachweis, dass ihre tatsächliche Geschäftsfüh-
rung den Erfordernissen des Absatzes 1 entspricht, durch ordnungsmäßige 
Aufzeichnungen über ihre Einnahmen und Ausgaben zu führen.

(4) Hat die Körperschaft ohne Vorliegen der Voraussetzungen Mittel angesam-
melt, kann das Finanzamt ihr eine angemessene Frist für die Verwendung der 
Mittel setzen.
(5) Körperschaften im Sinne des § 10b Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 des Einkom-
mensteuergesetzes dürfen Zuwendungsbestätigungen im Sinne des § 50 Ab-
satz 1 der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung nur ausstellen, wenn 
1. 	 das Datum der Anlage zum Körperschaftsteuerbescheid oder des 

Freistellungsbescheids nicht länger als fünf Jahre zurückliegt oder
2. 	 die Feststellung der Satzungsmäßigkeit nach § 60a Absatz 1 nicht länger 

als drei Kalenderjahre zurückliegt und bisher kein Freistellungsbescheid 
oder keine Anlage zum Körperschaftsteuerbescheid erteilt wurde.

Die Frist ist taggenau zu berechnen.

§ 64 Steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe
(1) Schließt das Gesetz die Steuervergünstigung insoweit aus, als ein wirtschaft-
licher Geschäftsbetrieb (§ 14) unterhalten wird, so verliert die Körperschaft die 
Steuervergünstigung für die dem Geschäftsbetrieb zuzuordnenden Besteue-
rungsgrundlagen (Einkünfte, Umsätze, Vermögen), soweit der wirtschaftliche 
Geschäftsbetrieb kein Zweckbetrieb (§§ 65 bis 68) ist.

(2) Unterhält die Körperschaft mehrere wirtschaftliche Geschäftsbetriebe, die 
keine Zweckbetriebe (§§ 65 bis 68) sind, werden diese als ein wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb behandelt.

(3) Übersteigen die Einnahmen einschließlich Umsatzsteuer aus wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieben, die keine Zweckbetriebe sind, insgesamt nicht 
35.000 Euro im Jahr, so unterliegen die diesen Geschäftsbetrieben zuzuord-
nenden Besteuerungsgrundlagen nicht der Körperschaftsteuer und der Ge-
werbesteuer.

(4) Die Aufteilung einer Körperschaft in mehrere selbständige Körperschaften 
zum Zweck der mehrfachen Inanspruchnahme der Steuervergünstigung nach 
Absatz 3 gilt als Missbrauch von rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten im Sin-
ne des § 42.

(5) Überschüsse aus der Verwertung unentgeltlich erworbenen Altmaterials 
außerhalb einer ständig dafür vorgehaltenen Verkaufsstelle, die der Körper-
schaftsteuer und der Gewerbesteuer unterliegen, können in Höhe des bran-
chenüblichen Reingewinns geschätzt werden.

(6) Bei den folgenden steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben 
kann der Besteuerung ein Gewinn von 15 vom Hundert der Einnahmen zu 
Grunde gelegt werden:
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1.	 Werbung für Unternehmen, die im Zusammenhang mit der steuerbe-
günstigten Tätigkeit einschließlich Zweckbetrieben stattfindet,

2.	 Totalisatorbetriebe,
3.	 Zweite Fraktionierungsstufe der Blutspendedienste.

§ 65 Zweckbetrieb
Ein Zweckbetrieb ist gegeben, wenn
1. 	 der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb in seiner Gesamtrichtung dazu dient, 

die steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke der Körperschaft zu 
verwirklichen,

2. 	 die Zwecke nur durch einen solchen Geschäftsbetrieb erreicht werden 
können und

3. 	 der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb zu nicht begünstigten Betrieben 
derselben oder ähnlicher Art nicht in größerem Umfang in Wettbewerb 
tritt, als es bei Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke unvermeidbar ist.

§ 66 Wohlfahrtspflege
(1) Eine Einrichtung der Wohlfahrtspflege ist ein Zweckbetrieb, wenn sie in be-
sonderem Maße den in § 53 genannten Personen dient.

(2) Wohlfahrtspflege ist die planmäßige, zum Wohle der Allgemeinheit und 
nicht des Erwerbes wegen ausgeübte Sorge für notleidende oder gefährde-
te Mitmenschen. Die Sorge kann sich auf das gesundheitliche, sittliche, erzie-
herische oder wirtschaftliche Wohl erstrecken und Vorbeugung oder Abhilfe 
bezwecken.

(3) Eine Einrichtung der Wohlfahrtspflege dient in besonderem Maße den in 
§ 53 genannten Personen, wenn diesen mindestens zwei Drittel ihrer Leistun-
gen zugute kommen. Für Krankenhäuser gilt § 67.

§ 67 Krankenhäuser
(1) Ein Krankenhaus, das in den Anwendungsbereich der Krankenhausentgelt-
gesetzes oder der Bundespflegesatzverordnung fällt, ist ein Zweckbetrieb, 
wenn mindestens 40 v.H. der jährlichen Belegungstage oder Berechnungs-
tage auf Patienten entfallen, bei denen nur Entgelte für allgemeine Kranken-
hausleistungen (§ 7 des Krankenhausentgeltgesetzes, § 10 der Bundespflege-
satzverordnung) berechnet werden.

(2) Ein Krankenhaus, das nicht in den Anwendungsbereich des Krankenhau-
sentgeltgesetzes oder der Bundespflegesatzverordnung fällt, ist ein Zweck-
betrieb, wenn mindestens 40 v.H. der jährlichen Belegungstage oder Berech-
nungstage auf Patienten entfallen bei denen für die Krankenhausleistungen 
kein höheres Entgelt als nach Absatz 1 berechnet wird.

§ 67a Sportliche Veranstaltungen
(1) Sportliche Veranstaltungen eines Sportvereins sind ein Zweckbetrieb, wenn 
die Einnahmen einschließlich Umsatzsteuer insgesamt 45.000 Euro im Jahr 
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nicht übersteigen. Der Verkauf von Speisen und Getränken sowie die Wer-
bung gehören nicht zu den sportlichen Veranstaltungen.

(2) Der Sportverein kann dem Finanzamt bis zur Unanfechtbarkeit des Körper-
schaftsteuerbescheids erklären, dass er auf die Anwendung des Absatzes 1 
Satz 1 verzichtet. Die Erklärung bindet den Sportverein für mindestens fünf 
Veranlagungszeiträume.

(3) Wird auf die Anwendung des Absatzes 1 Satz 1 verzichtet, sind sportliche 
Veranstaltungen eines Sportvereins ein Zweckbetrieb, wenn
1. 	 kein Sportler des Vereins teilnimmt, der für seine sportliche Betätigung 

oder für die Benutzung seiner Person, seines Namens, seines Bildes oder 
seiner sportlichen Betätigung zu Werbezwecken von dem Verein oder 
einem Dritten über eine Aufwandsentschädigung hinaus Vergütungen 
oder andere Vorteile erhält und

2. 	 kein anderer Sportler teilnimmt, der für die Teilnahme an der Veranstal-
tung von dem Verein oder einem Dritten im Zusammenwirken mit dem 
Verein über eine Aufwandsentschädigung hinaus Vergütungen oder 
andere Vorteile erhält.

Andere sportliche Veranstaltungen sind ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb. Dieser schließt die Steuervergünstigung nicht aus, wenn 
die Vergütungen oder andere Vorteile ausschließlich aus wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieben, die nicht Zweckbetriebe sind, oder von Dritten geleistet wer-
den.

§ 68 Einzelne Zweckbetriebe
Zweckbetriebe sind auch:
1. 	 a)  Alten-, Altenwohn- und Pflegeheime, Erholungsheime, Mahlzeiten-
	 dienste, wenn sie in besonderem Maße den in § 53 genannten Perso-

nen dienen (§ 66 Abs. 3),
	 b)  Kindergärten, Kinder-, Jugend- und Studentenheime, Schullandheime

	 und Jugendherbergen,
2. 	 a)  landwirtschaftliche Betriebe und Gärtnereien, die der Selbstversor-

	 gung von Körperschaften dienen und dadurch die sachgemäße Ernäh-
rung und ausreichende Versorgung von Anstaltsangehörigen sichern,

  b)	andere Einrichtungen, die für die Selbstversorgung von Körper-
schaften erforderlich sind, wie Tischlereien, Schlossereien, wenn 
die Lieferungen und sonstigen Leistungen dieser Einrichtungen an 
Außenstehende dem Wert nach 20 Prozent der gesamten Lieferungen 
und sonstigen Leistungen des Betriebes – einschließlich der an die 
Körperschaften selbst bewirkten – nicht übersteigen,

3. 	 a)  Werkstätten für behinderte Menschen, die nach den Vorschriften des 
	 Dritten Buches Sozialgesetzbuch förderungsfähig sind und Personen 

Arbeitsplätze bieten, die wegen ihrer Behinderung nicht auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein können,

	 b)  Einrichtungen für Beschäftigungs- und Arbeitstherapie, in denen 
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	 behinderte Menschen aufgrund ärztlicher Indikationen außerhalb ei-
nes Beschäftigungsverhältnisses zum Träger der Therapieeinrichtung 
mit dem Ziel behandelt werden, körperliche oder psychische Grund-
funktionen zum Zwecke der Wiedereingliederung in das Alltagsleben 
wiederherzustellen oder die besonderen Fähigkeiten und Fertigkeiten 
auszubilden, zu fördern und zu trainieren, die für eine Teilnahme am 
Arbeitsleben erforderlich sind, und

	 c)  Integrationsprojekte im Sinne des § 132 Abs. 1 des Neunten Buches 
	 Sozialgesetzbuch, wenn mindestens 40 vom Hundert der Beschäftig-

ten besonders betroffene schwerbehinderte Menschen im Sinne des 
§ 132 Abs. 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind,

4. 	 Einrichtungen, die zur Durchführung der Blindenfürsorge und zur Durch-
führung der Fürsorge für Körperbehinderte unterhalten werden,

5. 	 Einrichtungen der Fürsorgeerziehung und der freiwilligen Erziehungshilfe,
6. 	 von den zuständigen Behörden genehmigte Lotterien und Ausspielun-

gen, wenn der Reinertrag unmittelbar und ausschließlich zur Förderung 
mildtätiger, kirchlicher oder gemeinnütziger Zwecke verwendet wird,

7. 	 kulturelle Einrichtungen, wie Museen, Theater, und kulturelle Veranstal-
tungen, wie Konzerte, Kunstausstellungen; dazu gehört nicht der Verkauf 
von Speisen und Getränken,

8. 	 Volkshochschulen und andere Einrichtungen, soweit sie selbst Vorträge, 
Kurse und andere Veranstaltungen wissenschaftlicher oder belehrender 
Art durchführen; dies gilt auch, soweit die Einrichtungen den Teilneh-
mern dieser Veranstaltungen selbst Beherbergung und Beköstigung 
gewähren.

9. 	 Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen, deren Träger sich überwie-
gend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand oder Dritter oder aus der 
Vermögensverwaltung finanziert. Der Wissenschaft und Forschung dient 
auch die Auftragsforschung. Nicht zum Zweckbetrieb gehören Tätigkei-
ten, die sich auf die Anwendung gesicherter wissenschaftlicher Erkennt-
nisse beschränken, die Übernahme von Projektträgerschaften sowie 
wirtschaftliche Tätigkeiten ohne Forschungsbezug.
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Mustersatzung für Vereine, Stiftungen, Betriebe gewerblicher Art von juris-
tischen Personen des öffentlichen Rechts, geistliche Genossenschaften und 
Kapitalgesellschaften
(nur aus steuerlichen Gründen notwendige Bestimmungen) 

§ 1	Der- Die ... (Körperschaft) mit Sitz in............. verfolgt ausschließlich und 
unmittelbar - gemeinnützige - mildtätige - kirchliche - Zwecke (nicht 
verfolgte Zwecke streichen) im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte 
Zwecke“ der Abgabenordnung.

	 Zweck  der Körperschaft ist............ (z. B. die Förderung von Wissenschaft 
und Forschung, Jugend- und Altenhilfe,  Erziehung, Volks- und Berufsbil-
dung, Kunst und Kultur, Landschaftspflege, Umweltschutz, des öffent-
lichen Gesundheitswesens, des Sports, Unterstützung hilfsbedürftiger 
Personen).

	 Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch…… (z. B. 
Durchführung wissenschaftlicher Veranstaltungen und Forschungsvorha-
ben, Vergabe von Forschungsaufträgen, Unterhaltung einer Schule, einer 
Erziehungsberatungsstelle, Pflege von Kunstsammlungen, Pflege des 
Liedgutes und des Chorgesanges, Errichtung von Naturschutzgebieten, 
Unterhaltung eines Kindergartens, Kinder-Jugendheimes, Unterhaltung 
eines Altenheimes, eines Erholungsheimes, Bekämpfung des Drogen-
missbrauchs, des Lärms, Förderung sportlicher Übungen und Leistun-
gen).

§ 2	Die Körperschaft ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigen-
wirtschaftliche Zwecke.

§ 3	Mittel der Körperschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke ver-
wendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln 
der Körperschaft.

§ 4	Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft 
fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt 
werden.

§ 5	Bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei Wegfall steuer-
begünstigter Zwecke fällt das Vermögen  der Körperschaft 

	 1.  an - den - die - das....... (Bezeichnung einer juristischen Person des 
	 öffentlichen Rechts oder einer anderen steuerbegünstigten Körper-

schaft) - der - die - das - es unmittelbar und ausschließlich für gemein-
nützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat, oder

	 2.  an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere 
	 steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für ...... (Anga-

be eines bestimmten gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen 
Zwecks, z.B. Förderung von Wissenschaft und Forschung,  Erziehung, 
Volks- und Berufsbildung, der Unterstützung von Personen, die im Sin-
ne von § 53 Abgabenordnung wegen...... bedürftig sind, Unterhaltung 
des Gotteshauses in.......................)

Anlage 1 
zu § 60 AO
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Weitere Hinweise

Bei Betrieben gewerblicher Art von juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts, bei den von einer juristischen Person des öffentlichen Rechts verwal-
teten unselbständigen Stiftungen und bei geistlichen Genossenschaften (Or-
den, Kongregationen) ist folgende Bestimmung aufzunehmen:

§ 3 Abs. 2:
„Der – Die – Das ……. erhält bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft 
oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht mehr als seine – ihre – ein-
gezahlten Kapitalanteile und den gemeinen Wert seiner – ihrer – geleisteten 
Sacheinlagen zurück.“

Bei Stiftungen ist diese Bestimmung nur erforderlich, wenn die Satzung dem 
Stifter einen Anspruch auf Rückgewähr von Vermögen einräumt. Fehlt die Re-
gelung, wird das eingebrachte Vermögen wie das übrige Vermögen behan-
delt.

Bei Kapitalgesellschaften sind folgende ergänzende Bestimmungen in die 
Satzung aufzunehmen:
1. 	 § 3 Abs. 1 Satz 2:
	 „Die Gesellschafter dürfen keine Gewinnanteile und auch keine sonstigen 

Zuwendungen aus Mitteln der Körperschaft erhalten“.
2. 	 § 3 Abs. 2:
	 „Sie erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung der Körperschaft 

oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht mehr als ihre einge-
zahlten Kapitalanteile und den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sachein-
lagen zurück.“

3. 	 § 5:
	 „Bei Auflösung der Körperschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter 

Zwecke fällt das Vermögen der Körperschaft, soweit es die eingezahlten 
Kapitalanteile der Gesellschafter und den gemeinen Wert der von den 
Gesellschaftern geleisteten Sacheinlagen übersteigt, ….“.

§ 3 Abs. 2 und der Satzteil „soweit es die eingezahlten Kapitalanteile der Ge-
sellschafter und den gemeinen Wert der von den Gesellschaftern geleisteten 
Sacheinlagen übersteigt,“ in § 5 sind nur erforderlich, wenn die Satzung einen 
Anspruch auf Rückgewähr  von Vermögen einräumt.

Bei Mittelbeschaffungskörperschaften (z. B. Fördervereine) kann entgegen § 1 
der Mustersatzung auf die Formulierung „unmittelbar“ verzichtet werden.
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Sonstiges Steuer-ABC für gemeinnützige Vereine

Ablösesummen
Empfangene Ablösesummen für die Freigabe nicht bezahlter Sportler gehören zu 
den Einnahmen aus begünstigten sportlichen Veranstaltungen. Die Zahlung von 
Ablösesummen im Rahmen eines Zweckbetriebs (Einnahmen bis 45.000 €) ist un-
eingeschränkt zulässig. Wird die Zweckbetriebsgrenze von 45.000 € überschritten 
und optiert der Verein zum Zweckbetrieb, so ist die Zahlung von Ablösebeträgen 
nur unschädlich, wenn damit lediglich die Ausbildungskosten für den Sportler, der 
den Verein wechselt, erstattet werden. Eine derartige Kostenerstattung kann bei 
Beträgen bis zu 2.557 € je Sportler angenommen werden. Höhere Ausbildungs-
kosten müssen nachgewiesen werden. 

Ablösesummen bezahlter Sportler gehören zum steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb des Vereins und dürfen nicht aus gemeinnützig gebundenen 
Mitteln des Vereins (Spenden, Zweckbetriebseinnahmen u. a.) bestritten werden.

Absetzung für Abnutzung – Abschreibung
Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten von Wirtschaftsgütern, die im wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb (Zweckbetrieb und steuerpflichtiger wirtschaftli-
cher Geschäftsbetrieb) und im Vermögensverwaltungsbereich genutzt werden 
und deren Nutzungsdauer mehr als ein Jahr beträgt, dürfen bei der Ermittlung 
der Ausgaben grundsätzlich nicht in vollem Umfang im Jahr der Anschaffung oder 
Herstellung berücksichtigt werden. Dies gilt gleichermaßen für bewegliche Wirt-
schaftsgüter, z. B. Fahrzeuge, Vereinsmobiliar, Sportgeräte, wie auch für Gebäude 
oder Gebäudeteile, die dem Verein gehören, z. B. Gaststätten, Hallen, Vereinshei-
me. Die Ausgaben sind – abgesehen von der in Rechnung gestellten Vorsteuer – 
mit einem jährlichen Anteil, der der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des 
Wirtschaftsguts entspricht, anzusetzen und abzuschreiben.

Ausnahme: Geringwertige Wirtschaftsgüter (GWG):
Abnutzbare, bewegliche und einer selbständigen Nutzung fähige Wirtschaftsgü-
ter, deren Anschaffungs- oder Herstellungskosten (ohne Vorsteuer) nicht mehr als 
800 € (für bis zum 31.12.2017 angeschaffte, hergestellte oder ins Betriebsvermö-
gen eingelegte Wirtschaftsgüter: 410 €) betragen, sind im Jahr der Anschaffung 
oder Herstellung in voller Höhe als Betriebsausgaben abzuziehen (sog. GWG). Für 
abnutzbare, bewegliche und selbständig nutzungsfähige Wirtschaftsgüter mit An-
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schaffungs- oder Herstellungskosten von mehr als 250 € (bis 31.12.2017: 150 €) 
und nicht mehr als 1.000 € kann auch ein Sammelposten gebildet werden, des-
sen Wert gleichmäßig auf 5 Jahre verteilt wird; dieses Wahlrecht kann jedoch nur 
einheitlich für alle im Wirtschaftsjahr angeschafften/hergestellten bzw. eingelegten 
Wirtschaftsgüter in Anspruch genommen werden. Im Fall der Bildung eines sol-
chen Sammelpostens können daher im Wirtschaftsjahr lediglich die Aufwendun-
gen für Wirtschaftsgüter mit Anschaffungs- oder Herstellungskosten bis 250 € (bis 
31.12.2017: 150 €) als GWG berücksichtigt werden.

Altmaterialsammlung und -verkauf
Wird Altmaterial (ausgenommen sind aber bspw. Pfandflaschen) mit dem Ziel ge-
sammelt, durch seine Veräußerung Mittel für den Verein zu beschaffen, liegt ein 
steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor, wenn durch diese Einnah-
men sowie die übrigen Einnahmen aus steuerpflichtigen Tätigkeiten die Besteu-
erungsgrenze von 35.000 € überschritten wird. Vielfach wird das Altmaterial von 
Personen gesammelt, die sich dem Verein unentgeltlich zur Verfügung stellen. Da-
durch ergibt sich aus der Sammelaktion ein vergleichsweise höherer Überschuss, 
als bei Sammlungen gewerblicher Unternehmer. Um die gemeinnützigen Vereine 
bei der Überschussbesteuerung nicht zu benachteiligen, dürfen die Überschüsse 
im Wege der Schätzung mit dem branchenüblichen Reingewinn angesetzt werden, 
sofern der Verein für die Sammlungen nicht wie ein Gewerbetreibender eine stän-
dige Annahmestelle unterhält. Der branchenübliche Reingewinn beträgt bei Alt-
papier 5% und bei anderem Altmaterial 20% der Einnahmen (ohne Umsatzsteuer).

Aufbewahrungspflicht von Abschlüssen und Belegen
Belege, Bücher, Inventare und Jahresabschlüsse sind grundsätzlich mindestens 
zehn Jahre nach der Erstellung aufzubewahren. Für sonstige Unterlagen wie Pro-
tokolle oder Doppel der Zuwendungsbestätigungen gilt eine Aufbewahrungsfrist 
von grundsätzlich mindestens 6 Jahren. 

Somit ist etwa der im Jahr 2017 erstellte Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 
2016 mindestens bis zum 31.12.2027 aufzubewahren. Die sonstigen Unterlagen 
des Jahres 2016, z. B. die Zuwendungsbestätigungen, müssen mindestens bis zum 
31.12.2023 entweder in Papierform oder in elektronischer Form aufbewahrt werden. 

Rechnungen, die ein Verein für Bauleistungen im Zusammenhang mit einem 
Grundstück oder Gebäude erhält, das nur für ideelle Zwecke genutzt wird, muss er 



150

ANHANG 14 | Steuer-ABC für gemeinnützige Vereine

2 Jahre aufbewahren. Hierunter fällt beispielsweise die Planung und Ausführung 
für den Bau eines Vereinsheims, in dem ein Musikverein seine Übungsstunden 
durchführt, der aber nicht für wirtschaftliche Aktivitäten genutzt wird. Werden in 
dem Vereinsheim auch Speisen und Getränken verkauft, so müssen die Belege 
10 Jahre aufbewahrt werden. Die Aufbewahrungsfristen beginnen mit Ablauf des 
Jahres in dem die Belege, Bücher Inventare, sonstigen Unterlagen und Rechnun-
gen erstellt worden sind.

Ausländische Künstler und Sportler
Nehmen an Vereinsveranstaltungen ausländische Künstler oder Sportler gegen 
eine Vergütung (insbesondere Gagen, Sponsoringeinnahmen und Auslagener-
satz) teil, so ist der Veranstalter verpflichtet, einen Steuerabzug (einschl. Solidari-
tätszuschlag) von 15% der Einnahmen des ausländischen Künstlers oder Sportlers 
vorzunehmen. In die Bemessungsgrundlage für den Steuerabzug ist auch die Um-
satzsteuer einzubeziehen. Abzüge, z. B. für Betriebsausgaben, Werbungskosten, 
Sonderausgaben und Steuern, sind nicht zulässig. Deshalb sollten Vereine, die 
Nettovereinbarungen mit ausländischen Künstlern oder Sportlern abschließen, 
die abzuführenden Steuern von vornherein bei ihren Kosten einkalkulieren. Der 
veranstaltende Verein muss die Steuer im Zeitpunkt der Zahlung der Vergütung 
beim Bundeszentralamt für Steuern anmelden und abführen. 

Der veranstaltende Verein schuldet zusätzlich die Umsatzsteuer in Höhe von 19% 
auf die Vergütung, die der ausländische Künstler oder Sportler erhält. Bemes-
sungsgrundlage für die Umsatzsteuer ist der in der Rechnung oder Gutschrift aus-
gewiesene Betrag (Betrag ohne Umsatzsteuer). Die Umsatzsteuer ist von diesem 
Betrag vom Leistungsempfänger (Verein) zu berechnen und an das für den Leis-
tungsempfänger zuständige Finanzamt (vgl. Tz. 2.4 und Anhang 2) anzumelden 
und abzuführen. Der Künstler oder Sportler ist zur Ausstellung von Rechnungen 
verpflichtet, in der die Umsatzsteuer nicht gesondert ausgewiesen ist.

Benefizveranstaltungen
Gemeinnützige Vereine dürfen ihre Erlöse aus Benefizveranstaltungen auch dann 
für die Unterstützung von Katastrophenopfern verwenden, wenn die Förderung 
mildtätiger Zwecke nicht zu den Satzungszwecken gehört. Da Benefizveranstaltun-
gen nicht grundsätzlich steuerfrei sind, sollten vor einer Weiterleitung der Erlöse 
etwaige Steuern einkalkuliert werden. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der Um-
satzsteuer.
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Elternleistungen an gemeinnützige Schulvereine
Zuwendungen (Beiträge, Spenden, Patengelder) an Schulvereine durch Personen, 
die selbst keine Kinder in der Schule haben, sind als Spende nach § 10b EStG 
abzugsfähig. Bei Personen, deren Kinder die Schule besuchen, ist eine Aufteilung 
einer Zuwendung in einen abzugsfähigen Spendenanteil und ein nicht als Spen-
de abziehbaren Elternbeitrag nicht möglich. Soweit jedoch über den Elternbeitrag 
hinaus gesondert Spenden für die Anschaffung von Schulmaterial oder Schulver-
anstaltungen dem Schulverein zugewendet werden, sind diese grundsätzlich ab-
zugsfähig. Zudem können 30% des Elternbeitrags als Sonderausgabe nach § 10 
Abs. 1 Nr. 9 EStG abgezogen werden.

Feuerwehrvereine
Neben den öffentlich-rechtlichen Feuerwehren als Teil der Gemeinden wer-
den häufig Freiwillige Feuerwehrvereine oder Fördervereine der Freiwilligen 
Feuerwehr gegründet, deren Zweck die Förderung des Feuerschutzes ist. Der 
Zweck wird regelmäßig durch die Unterstützung der örtlichen Freiwilligen Feu-
erwehr und deren Einsatzabteilung verwirklicht. Vor allem werden gemeinsa-
me Feuerschutzübungen und Brandschutzaufklärung und -erziehung durch-
geführt. Zudem wird sich um die Heranführung und Ausbildung der Jugend 
gekümmert. Ist die Förderung des Feuerschutzes alleiniger Satzungszweck, ist 
der Verein als gemeinnützig anzuerkennen. Unschädlich ist auch, wenn der Ver-
ein neben dem Feuerschutz andere gemeinnützige Zwecke (z. B. Traditions-
pflege oder Förderung der Feuerwehrmusik) fördert. Soweit neben den vor-
stehenden Zwecken auch die Förderung (Pflege) der Kameradschaft in der 
Satzung genannt wird, führt dies nicht zur Versagung der Gemeinnützigkeit.

Förder- oder Spendensammelvereine
Satzungszweck dieser Vereine ist die Beschaffung von Mitteln für gemeinnützige, 
mildtätige oder kirchliche Zwecke einer anderen ebenfalls steuerbegünstigten 
Körperschaft (z. B. Verein oder Stiftung) oder für eine juristische Person des öffent-
lichen Rechts (z. B. Kommune, Stadt oder Land) zur Verwendung zu steuerbegüns-
tigten Zwecken. Der Verein kann die Mittel beispielsweise durch Spendenaufrufe 
beschaffen. Sofern durch einen Förderverein ein Betrieb gewerblicher Art einer 
solchen juristischen Person des öffentlichen Rechts unterstützt werden soll (z. B. 
ein gemeindlicher Kindergarten, ein städtisches Museum oder Theater), muss die-
se Einrichtung selbst nicht als gemeinnützig anerkannt sein. Während unmittelbar 
tätige steuerbegünstigte Vereine höchstens 50% ihrer Mittel an andere steuerbe-
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günstigte Körperschaften weiterleiten dürfen, können Förder- und Spendensam-
melvereine ihre sämtlichen Mittel für andere steuerbegünstigte Körperschaften 
oder juristische Personen des öffentlichen Rechts zur Verwendung zu steuerbe-
günstigten Zwecken beschaffen.

Freiwilligenagenturen
Sie können regelmäßig wegen Förderung der Bildung als gemeinnützig behan-
delt werden, weil das Schwergewicht ihrer Tätigkeit in der Aus- und Weiterbildung 
der Freiwilligen liegt. Erhält eine Freiwilligenagentur im Zusammenhang mit der 
Vermittlung von Freiwilligen ein Entgelt für ihre Leistungen, liegt insoweit ein steu-
erbegünstigter Zweckbetrieb vor.

Geschenkspenden
Immer beliebter sind mittlerweile sog. Geschenkspenden. Zu besonderen persön-
lichen Anlässen (z. B. Geburtstag) bitten die Einladenden ihre Gäste nicht um Ge-
schenke oder Blumen, sondern um Spenden an eine gemeinnützige Organisation. 

Erfolgt die Spende des Gastes direkt an die Organisation, kann der Gast dafür eine 
Zuwendungsbestätigung von der Organisation erhalten. Entsprechendes gilt, wenn 
die Spenden bspw. auf einer Feier dem Gastgeber persönlich übergeben oder in 
einer Spendenbox gesammelt werden und zugleich eine Liste existiert, in der sich 
die eingeladenen Personen mit Namen, Adresse und jeweiligen Spendenbeträgen 
eintragen können. Die anschließende Weiterleitung der Spenden und der Liste 
durch den Gastgeber an die gemeinnützige Einrichtung ändert nichts an der Be-
rechtigung zum Spendenabzug der Gäste. 

Ist dagegen allen Beteiligten klar, dass der Gastgeber frei über die geschenkten Be-
träge verfügen kann und leitet er diese an eine gemeinnützige Organisation weiter, 
steht der steuerliche Spendenabzug dem Gastgeber zu.

Gemeinschaftsveranstaltung
Schließen sich mehrere Vereine zur Ausrichtung eines Heimat- oder Volksfestes 
zusammen, bilden sie in der Regel eine BGB-Gesellschaft (GbR), die anschließend 
wieder aufgelöst wird. Dies ist gewerbesteuerlich insofern von Vorteil, als eine Per-
sonengesellschaft selbst gewerbesteuerpflichtig ist und einen Gewerbesteuerfrei-
betrag von 24.500 € sowie eine Steuermesszahl von 3,5% hat. Auch umsatzsteu-
erlich ist die BGB-Gesellschaft (GbR) selbständiger Unternehmer mit der Folge, 
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dass auch ihr die Umsatzsteuerfreigrenze von 17.500 € zusteht. Für die Körper-
schaftsteuer sind dagegen die Einnahmen und Kosten anteilig auf die beteiligten 
Vereine aufzuteilen. Bei ihnen ist zu prüfen, ob durch die anteiligen Einnahmen die 
Besteuerungsgrenze von 35.000 € überschritten wird. Gegebenenfalls wird der 
anteilige Gewinn für den Verein dann steuerpflichtig.

Gesellige und Jubiläumsveranstaltungen sowie Vereins-, Volks- und Heimatfeste
Gesellige Zusammenkünfte eines Vereins oder die Beteiligung eines Vereins an 
örtlichen Volks- und Heimatfesten, bei denen Einnahmen aus Eintrittsgeldern, dem 
Verkauf von Speisen und Getränken oder Werbung erzielt werden, sind steuer-
pflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe. Diese sind auch tatsächlich steuer-
pflichtig, wenn der Verein mit sämtlichen seiner wirtschaftlichen Tätigkeiten Ein-
nahmen von mehr als 35.000 € im Jahr erzielt und somit die Besteuerungsgrenze 
überschreitet. Ob die Festlichkeiten auf Vereinsmitglieder beschränkt sind oder 
auch externe Gäste teilnehmen können, ist unbeachtlich.

Die Einnahmen und Ausgaben weiterer Tätigkeiten sind wie folgt zuzuordnen:
Ideeller Bereich: kostenlose (Fest-)zeitschrift, (Fest-)umzug;
Steuerbegünstigter Zweckbetrieb: Verkauf von (Fest-)schriften, (Fest-)abzeichen.

Großvereine
Die Aufteilung eines Vereins in mehrere selbständige Untervereine zum Zweck 
der mehrfachen Inanspruchnahme der gemeinnützigkeitsrechtlichen Steuerver-
günstigungen gilt als Missbrauch von rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten und 
wird deshalb steuerlich nicht anerkannt. Regionale Untergliederungen (Landes-, 
Bezirks-, Ortsverbände) eines Großvereins können als gemeinnützig anerkannt 
werden, wenn sie über eigene Organe (Vorstand, Mitgliederversammlung), eine 
eigene Kassenführung und eine eigene Satzung, die den Gemeinnützigkeitsvor-
aussetzungen entspricht, verfügen.

Lotterien, Tombolas und Ausspielungen
Lotterien, Tombolas und Ausspielungen gelten als steuerbegünstigte Zweckbe-
triebe, wenn der Reinertrag unmittelbar und ausschließlich für steuerbegünstigte 
Zwecke verwendet wird. Lotterien, Tombolas und Ausspielungen bedürfen bei ei-
nem Spielkapital bis zu 24.000 € der Genehmigung durch die Kreis- und Ortspo-
lizeibehörden. In Fällen mit einem darüber hinausgehenden Spielkapital ist das 
Regierungspräsidium bzw. das Hessische Ministerium des Innern und für Sport für 
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die Genehmigung zuständig. Zudem müssen Lotterien bei dem Finanzamt Frank-
furt am Main III, Gutleutstraße 120, 60327 Frankfurt am Main, angemeldet werden. 
Genehmigte Lotterien und Ausspielungen für ausschließlich gemeinnützige Zwe-
cke sind lotteriesteuerfrei, wenn der Gesamtpreis der Lose nicht mehr als 40.000 € 
beträgt. Bei Lotterien, deren Spielkapital 650 € nicht übersteigt und die nur aus 
Sachwerten bestehen, fällt keine Lotteriesteuer an. Eine Anmeldung dieser Lotteri-
en beim Finanzamt Frankfurt am Main III entfällt.

Musikkapellen
Werden auf Vereinsfesten nebenberuflich tätige Musiker beschäftigt, liegt ein Ar-
beitsverhältnis zum Verein im allgemeinen nicht vor, wenn der einzelne Musiker 
oder die Kapelle, der er angehört, nur gelegentlich – etwa für einen Abend oder 
an einem Wochenende (Festveranstaltung) – von dem Verein verpflichtet wird. Ein  
Ein solches Arbeitsverhältnis besteht auch dann nicht, wenn eine Kapelle selbstän-
dig als Gesellschaft oder der Kapellenleiter als Arbeitgeber der Musiker auftritt. 
Der Verein sollte für klare Absprachen sorgen. Wird ein Arbeitsverhältnis begrün-
det, muss der Verein festlegen, ob die Lohnzahlung brutto unter Einbehaltung der 
Lohnsteuer oder netto erfolgen soll und der Verein die Lohnsteuer übernimmt.

Politische Betätigung
Politische Betätigungen gehören nicht zu den steuerbegünstigten Zwecken. Ein 
Verein, der neben seiner gemeinnützigen Tätigkeit auch politische Zwecke ver-
folgt, kann wegen des Verstoßes gegen den Ausschließlichkeitsgrundsatz nicht 
als gemeinnützig anerkannt werden. Nimmt der Verein jedoch gelegentlich zu ta-
gespolitischen Themen im Rahmen seines Satzungszwecks Stellung, ist dies nicht 
schädlich. Entscheidend ist, dass die Tagespolitik nicht Mittelpunkt der Tätigkeit 
des Vereins ist, sondern der Vermittlung der steuerbegünstigten Ziele dient.

Registrier- und Ladenkassen
Es besteht für Vereine keine gesetzliche Pflicht z.B. bei Festen, Basaren oder 
Flohmärkten eine elektronische Registrierkasse zu verwenden. Bei solchen Veran-
staltungen ist weiterhin der Einsatz einer sog. „offenen Ladenkasse“ (bspw. in Form 
einer einfachen Geldkassette) möglich und ausreichend. Diese nicht-elektronische 
Erfassung  von Bargeld muss aber, wie bisher auch, die bestehenden steuerlichen 
Aufzeichnungspflichten erfüllen, d.h. die händische, ordnungsgemäße und tägli-
che Erfassung der Einnahmen und Ausgaben.
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Reisen
a) Allgemeines:
Reisen können unter bestimmten Voraussetzungen einen steuerbegünstigten 
Zweckbetrieb darstellen. Dies gilt etwa für Reisen von Sportvereinen (z. B. zu 
Wettkämpfen oder ins Trainingslager), Kulturvereinen (z. B. Konzertreisen), Bil-
dungsvereinen (z. B. Bildungsreisen) oder Vereinen, die Pilgerreisen durchführen. 
Voraussetzung ist jedoch, dass das touristische Interesse der Teilnehmer und der 
touristische Teil des Programms und Reiseverlaufs einen nur unwesentlichen Teil 
ausmachen. Eine Aufteilung der Reise in einen touristischen Teil (steuerpflichtiger 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb) und einen nichttouristischen Teil (Zweckbetrieb) 
ist nicht zulässig. Wenn die Reise also im Wesentlichen auch den touristischen Inte-
ressen der Teilnehmer dient, liegt insgesamt ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb vor. 

Die Einnahmen aus den Reisen unterliegen der Umsatzsteuer mit 19% insoweit, als 
die Einnahmen die Aufwendungen für die Reisevorleistungen übersteigen.

b) Jugendreisen
Bei einer Jugendreise, an der nur Jugendliche unter 18 Jahren teilnehmen, kann in 
der Regel davon ausgegangen werden, dass mit der Reise auch eine erzieherische 
Betreuung verbunden ist. Die Jugendreise wird deshalb als steuerbegünstigter 
Zweckbetrieb behandelt. Bei Reisen, an denen auch Jugendliche über 18 Jahren 
teilnehmen, liegt ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor, wenn 
die Reise lediglich der Erholung der Jugendlichen dient. Dies ist insbesondere 
dann anzunehmen, wenn die Jugendlichen den Urlaub frei gestalten können.

Die Einnahmen aus den Jugendreisen unterliegen der ermäßigten Umsatzsteuer 
mit 7% insoweit, als die Einnahmen die Aufwendungen für die Reisevorleistungen 
übersteigen. Im Bereich der Jugendhilfe ist auch eine Steuerbefreiung möglich.

Spielgemeinschaften
Gemeinnützige Sportvereine, die nicht genügend aktive Sportler haben, um in 
Punktspielen mit einer vollen Mannschaft antreten zu können, schließen sich häu-
fig zu Spielgemeinschaften zusammen. Dabei werden die Einnahmen aus den 
Spielen geteilt. Jeder Verein trägt anteilig die auf ihn entfallenen Kosten. Ein ge-
meinsames Vermögen besteht zwar nicht, dennoch muss die Spielgemeinschaft 
eine sogenannte Feststellungserklärung beim Finanzamt einreichen, damit die 
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Einkünfte (Einnahmen abzüglich Ausgaben) den jeweiligen Vereinen zugerech-
net werden können. Soweit es sich bei der sportlichen Veranstaltung um einen 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb handelt, werden die jeweils an-
teiligen Einnahmen bei der Ermittlung der Besteuerungsgrenze hinzugerechnet. 
Die Spielgemeinschaft ist auch umsatzsteuerpflichtig und muss demzufolge selbst 
eine Umsatzsteuererklärung abgeben. Die sportliche Veranstaltung der Spielge-
meinschaft wird aber umsatzsteuerlich in gleicher Weise behandelt, als wenn die 
Vereine selbst unmittelbar aufgetreten wären, d. h. soweit sie die Voraussetzungen 
für einen Zweckbetrieb erfüllen, unterliegen die Umsätze dem ermäßigten Umsatz-
steuersatz. Die Gemeinnützigkeit der beteiligten Vereine wird durch eine solche 
Spielgemeinschaft nicht berührt.

Sponsoring
Durch die Zuwendung von Geld, Sach- oder Dienstleistungen an gemeinnützige, 
mildtätige oder kirchliche Vereine beabsichtigt ein Sponsor eine positive Image-
bildung in der Öffentlichkeit zu bewirken und damit auch unternehmerische Mar-
ketingziele zu erreichen. Daher handelt es sich beim empfangenden Verein in der 
Regel nicht um unentgeltliche Zuwendungen, sondern um Werbeeinnahmen aus 
einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. Ein solcher kann immer 
dann angenommen werden, wenn der Verein über den Dank für die Unterstützung 
hinaus dem Sponsor zusätzliche Möglichkeiten der Selbstdarstellung verschafft 
oder gar an der Unternehmenspräsentation mitwirkt. Für solche Zuwendungen 
des Sponsors kann der Verein keine Zuwendungsbestätigung ausstellen. 

Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb liegt aber dann nicht vor, wenn der Verein 
z. B. auf Plakaten, Veranstaltungshinweisen, in Ausstellungskatalogen oder in an-
derer Weise auf die Unterstützung durch einen Sponsor lediglich hinweist. Die-
ser Hinweis kann unter Verwendung des Namens, des Emblems oder Logos des 
Sponsors, jedoch ohne besondere Hervorhebung, erfolgen. In diesen Fällen ist die 
Ausstellung einer Zuwendungsbestätigung zulässig. 

In diesem Zusammenhang sind häufig „gemischte“ Vereinbarungen zwischen Ver-
ein und Sponsor zu erkennen. Der Sponsor beabsichtigt größtenteils eine unent-
geltliche Zuwendung an den Verein, erwartet aber vom Verein auch in gewissem 
Umfang Werbemaßnahmen für sein Unternehmen. Eine Aufteilung in eine unent-
geltliche Zuwendung (Ausstellen einer Zuwendungsbestätigung) und eine steuer-
pflichtige Werbeeinnahme (keine Zuwendungsbestätigung) ist in solchen Fällen 
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nur zulässig, wenn im Vertrag eine strikte Trennung vereinbart wurde bzw. sich eine 
solche eindeutige Trennung aus den Unterlagen und etwaigen Zahlungen ergibt. 
Liegt keine entsprechende Trennung vor, stellt die gesamte Zuwendung eine steu-
erpflichtige Werbeeinnahme dar.

Beispiel: 
Erhält bspw. ein Sportverein von einem Sponsor Trikots mit entsprechender Trikot-
werbung des Sponsors und Werbeverpflichtung, so liegen in Höhe des Sachwerts 
der Trikots steuerpflichtige Werbeeinnahmen vor. Die Ausstellung einer Zuwen-
dungsbestätigung entfällt. 

Dagegen liegt eine unentgeltliche Sachzuwendung vor, wenn der Gönner die 
Mannschaften nicht bezahlter Spieler eines Sportvereins mit Ausrüstungsgegen-
ständen beschenkt, auf denen lediglich der Hersteller erkennbar ist, ohne dass 
damit eine Werbeverpflichtung verbunden ist. Dies dürfte vor allem im Kinder- und 
Jugendbereich eines Sportvereins vorkommen. Aufgrund der Unentgeltlichkeit ist 
hier die Ausstellung einer Zuwendungsbestätigung möglich.

Vermietung und Verpachtung
Vermietungs- und Verpachtungseinnahmen gehören grundsätzlich zur steuerfrei-
en Vermögensverwaltung. Hierzu zählen insbesondere die Einnahmen aus der 
Verpachtung von Bandenwerbung in Sportstätten sowie aus der Verpachtung von 
Gaststätten. 

Bei der Vermietung und Verpachtung vereinseigener Wirtschaftsgüter sind fol-
gende Fälle steuerlich zu unterscheiden:
a) 	 Grundstücke, Räume, Säle auf längere Dauer (mindestens 6 Monate)
	 Die Erträge aus der Vermietung sind als Einkünfte aus Vermögensverwaltung 

steuerfrei. Auch die Umsätze sind von der Umsatzsteuer befreit, soweit es sich 
nicht um die alleinige Vermietung von Abstell- und Garagenplätzen für Fahr-
zeuge handelt. Soweit keine Umsatzsteuerbefreiung vorliegt, gilt der ermäßig-
te Steuersatz von 7%.

b) 	Wohn- und Schlafräume, Campingflächen (kurzfristig)
	 Die Erträge aus der Vermietung zur kurzfristigen Beherbergung an Fremde 

sowie aus der kurzfristigen Vermietung von Campingflächen sind dem steu-
erpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb zuzurechnen. Für die Umsatz-
steuer gilt der ermäßigte Steuersatz von 7%.
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c) 	 Inventarstücke, Sportgeräte
	 - auf längere Dauer an Mitglieder oder Nichtmitglieder (mindestens 6 Mona-

te)
	 Es handelt sich wie im Fall a) um eine ertragsteuerfreie Vermögensverwaltung. 

Die Einnahmen sind umsatzsteuerpflichtig, wenn die Freigrenze von 17.500 € 
überschritten wird. Es gilt der ermäßigte Umsatzsteuersatz von 7%.

	 - laufend kurzfristig an Mitglieder
	 Es handelt sich um einen begünstigten Zweckbetrieb. Die Einnahmen sind 

umsatzsteuerpflichtig, wenn die Freigrenze von 17.500 € überschritten wird. 
Es gilt der ermäßigte Umsatzsteuersatz von 7%.

	 - laufend kurzfristig an Nichtmitglieder
	 Die laufende kurzfristige Vermietung an Nichtmitglieder (z.B. stundenweise 

Vermietung, auch wenn die Stunden für einen längeren Zeitraum im Voraus 
festgelegt werden) ist als steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 
zu beurteilen. Die Einnahmen sind umsatzsteuerpflichtig, wenn die Freigrenze 
von 17.500 € überschritten wird. Umsatzsteuerlich gilt der Regelsteuersatz von 
19%.

	 - laufend kurzfristig an Mitglieder und Nichtmitglieder
	 Erfolgt die Vermietung zu gleichen Bedingungen, so liegt ein steuerpflichtiger 

wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor. Die Einnahmen sind umsatzsteuerpflich-
tig, wenn die Freigrenze von 17.500 € überschritten wird. Umsatzsteuerlich gilt 
der Regelsteuersatz von 19%.

d)	 Sportstätten, z. B. Sport-, Reit- und Tennisplätze, Schwimm- und Mehrzweck-
hallen, Schießstände, Kegelbahnen

	 Ertragsteuerlich und umsatzsteuerlich gelten die Grundsätze wie unter c). 
Eine Aufteilung für Zwecke der Umsatzsteuer zwischen steuerfreier Grund-
stücksvermietung und steuerpflichtiger Vermietung von Betriebs- und 
Sportvorrichtungen entfällt, da es sich umsatzsteuerlich um eine einheitliche 
steuerpflichtige Leistung handelt, wenn die Sportanlagen durch den Verein 
als Sportanlagenbetreiber an Endverbraucher überlassen werden. Das gilt 
auch für Sportstätten, die bereits in der Vergangenheit errichtet und in Betrieb 
genommen worden sind. 

Ausnahme: Jedermannschwimmen (vgl. Tz. 6.4.3).

Verluste
Verluste aus Zweckbetrieben sind steuerlich unschädlich. Sie können aus sämtli-
chen Mitteln des Vereins ausgeglichen werden. Hingegen sind Verluste im steuer-
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pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb oder im Bereich der Vermögensver-
waltung grundsätzlich steuerschädlich, wenn sie letztlich durch ideelle Mittel oder 
durch Mittel des Zweckbetriebs ausgeglichen werden (vgl. Tz. 6.7.4).

Zuschüsse
Zuschüsse sind dem Tätigkeitsbereich zuzuordnen, für den sie gegeben werden.  
Z. B. sind Chorleiterzuschüsse einer Gemeinde an einen Gesangverein dem ide-
ellen Bereich zuzurechnen. Handelt es sich bei dem Zuschuss jedoch um eine 
Fehlbetrags- bzw. Festbetragsfinanzierung zur Abdeckung eines Gesamtverlustes 
eines Vereins, der mehrere Bereiche (ideeller Bereich, Vermögensverwaltungsbe-
reich, Zweckbetrieb, steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb) umfasst 
bzw. aus diesen resultiert, ohne konkrete Zuordnung zu den jeweiligen Bereichen, 
so ist der Zuschuss anteilsmäßig – ggf. im Schätzungswege – auf die jeweiligen 
Bereiche aufzuteilen.
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Weitere Publikationen des Hessischen Ministeriums der Finanzen 
sind u.a.:

	Steuerwegweiser für Erbschaften und Schenkungen
	Steuerwegweiser für den Ruhestand
	Steuerwegweiser für Eltern
	Steuerwegweiser für Menschen mit Behinderung
	Steuertipp bei Aushilfsarbeit von Schülerinnen, Schülern und 

Studierenden

Diese Broschüren können bei jedem hessischen Finanzamt abgeholt 
oder beim

Hessischen Ministerium der Finanzen
- Referat Öffentlichkeitsarbeit -
Friedrich-Ebert-Allee 8 
65185 Wiesbaden 

angefordert werden. 

Außerdem sind sie im Internet unter www.finanzen.hessen.de unter 
der Rubrik Presse/Infomaterial abrufbar.
 

Anmerkung zur Verwendung:
Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Hessischen Landesregierung heraus-
gegeben. Sie darf weder von Parteien noch von Wahlbewerberinnen, Wahlbewerbern oder Wahlhel-
ferinnen, Wahlhelfern während eines Wahlkampfes zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. 

Missbräuchlich ist insbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informationsständen der 
Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken oder Aufkleben parteipolitischer Informationen oder Werbe-
mittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung. 

Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die Druckschrift nicht in einer Weise 
verwendet werden, die als Parteinahme der Landesregierung zugunsten einzelner politischer Gruppen 
verstanden werden könnte. 

Die genannten Beschränkungen gelten unabhängig davon, wann, auf welchem Weg und in welcher An-
zahl diese Druckschrift der Empfängerin, dem Empfänger zugegangen ist. 

Den Parteien ist es jedoch gestattet, die Druckschrift zur Unterrichtung ihrer eigenen Mitglieder zu ver-
wenden.
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